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(Beginn um 9.00 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen zur heutigen Sitzung des Wiener Gemeinderates!

Ich darf die Sitzung somit für eröffnet erklären und darf bekannt geben, dass entschuldigt ist als einzige die Frau GRin Trammer. Wir wünschen ihr beste Gesundheit.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (FSP/00903/2004/0001-KGR/GM) wurde gerichtet von Herrn GR Mag Chorherr (Grüner Klub im Rathaus) an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr: Welche Relevanz hat für Sie der einstimmige Beschluss des Gemeinderats betreffend Bau- und Vergabekultur in Wien, wenn eine 100% Tochter der Stadt, Wiengas, bei einem Neubau für ein Verwaltungsgebäude jegliche Ausschreibungskultur vermissen lässt?

Ich ersuche um Beantwortung. Bitte schön.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Zu dieser Frage kann ich natürlich nur klar und deutlich sagen, dass jeder Beschluss des Gemeinderates, unabhängig vom Quorum, für mich wichtig ist und wir daher auch sofort mit der Umsetzung dieses Antrages begonnen haben. Die Herren der Baudirektion, der Bereichsdirektor für Stadtplanung Klotz und der Leiter der Gruppe Hochbau OSR Wimmer, sind mit dieser Aufgabe betraut worden. Klotz hat am 28. Jänner die erste Runde zur Durchführung des Beschlusses des Gemeinderates geleitet. Eine Arbeitsgruppe unter OSR Wimmer hat sich im Detail mit der Frage der Ausschreibungen und der Vergaben von Projekten im Bereich Hochbau, Tiefbau und Umwelttechnik beschäftigt. Die Arbeiten sind noch nicht abgeschlossen, aber wir werden selbstverständlich genau dem Wortlaut des Antrages entsprechend vorgehen.

Also ich denke, dass wir damit, unabhängig davon, was unter Umständen woanders passiert, dem Antrag des Gemeinderates voll Rechnung tragen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! 

Fragen der Architektur und der Architekturqualität spielen ja nicht immer eine prominente Rolle, aber ich möchte diese Anfrage in diese Richtung jetzt nutzen.

Es ist lobenswert und ehrenwert, ich glaube Ihnen das auch, dass das jetzt umgesetzt wird, immerhin ein einstimmiger Beschluss des Gemeinderates für die Qualität von Architektenleistungen; und Ihr Nebensatz hat mich jetzt ängstlich gestimmt: Unbeschadet, was sonst wo passiert.

Na ja, der Anlass meiner Frage ist ja das "Sonst wo", wo in dem Fall eine Hundertprozent-Tochter der Gemeinde Wien, die WIENGAS, eine Ausschreibung für immerhin ein 4 000-Quadratmeter-Bürogebäude macht, bei der alle Kriterien eines ordnungsgemäßen Architektenwettbewerbs missachtet werden. Ich darf nur einige Dinge daraus zitieren und mich fragen, ob das in irgendeiner Weise auch mit Ihnen abgesprochen ist oder in Zukunft sich hier etwas ändert. 

Die Bewertungskriterien machen fünf Bedienstete der WIENGAS, kein Architekt der Jury. Wer in der nächsten Stufe dabei ist, weiß man nicht. Eine vollkommene Intransparenz, so nach dem Motto: Alles, was man falsch machen kann in Bezug auf einen ordnungsgemäßen Architekturwettbewerb, wurde hier falsch gemacht.

Darum meine Frage: Bezieht sich, weil man weiß, dass WIENSTROM, WIENGAS, WIENER LINIEN sehr viel beauftragen Richtung Architekturqualität und Sie, sehr geehrter Herr Stadtrat, mit der Umsetzung dieses einstimmigen Gemeinderatsbeschlusses befasst sind, Ihre Zuständigkeit in irgendeiner Weise auch auf das, was Hundertprozent-Töchter der Gemeinde Wien architekturmäßig veranstalten?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Ich wollte mich nicht beziehen auf den Nebensatz, den Sie in der Anfrage angehängt haben, weil er sehr subjektiv war und eigentlich mit dem Antrag nicht sehr viel zu tun hatte, der im Dezember einstimmig beschlossen wurde. 

Das "Sonst wo" bezieht sich auf das gesamte Stadtgebiet der Stadt Wien und darüber hinaus. Wenn Sie den großen Konzern der Stadt Wien und eine Hundertprozent-Tochter der Stadt Wien – nicht unmittelbar, aber sozusagen eher Enkelin oder Urenkelin im Konkreten – meinen und die Errichtung eines Verwaltungsgebäudes in Simmering, dann geht es dort darum, auf einer ausgewiesenen Altlast, also in einer nicht unbedingt einfachen Situation, eine Generalplanerleistung zu vergeben. Diese Generalplanerausschreibung ist erfolgt im Amtsblatt der Europäischen Union, und zwar zu einem Zeitpunkt, wo der Gemeinderatsbeschluss noch gar nicht vorlag. Um es konkret zu sagen: Ich würde nicht einmal von meinen Dienststellen verlangen, dass sie noch nicht vorliegende Gemeinderatsbeschlüsse befolgen, es wird schwer sein, bei Urenkeln der Stadt Wien, der WIENGAS, darauf schon Bezug zu nehmen, was der Gemeinderat erst beschließen wird. Und Sie wissen als Klubobmann genau, wann der Text dieses Antrages vorlag, nämlich nicht davor, sondern in den Diskussionen erst in der Letztausfertigung dann bearbeitet wurde. 

Es ist diese Ausschreibung international sehr vorbildlich erfolgt. Sie hat ein sehr ausführliches Bewertungsverfahren vorgesehen in dem Bereich, wo es um die Auswahl der dann in der zweiten Verfahrensstufe zu Beteiligenden gegangen ist, und das ist etwas, was durchaus Sinn macht und auch durchaus in Akkordanz steht mit den Grundlagen für die Durchführung von Wettbewerben auf dem Gebiet der Architektur und des Städtebaus. 

Auch hier drinnen gibt es zum Beispiel bei der Frage der Eignungskriterien, bei der Frage der Teilnahme und der Förderung von jungen Büros und von Frauenbüros jeweils den Hinweis, dass es Sinn macht, wenn diese Büros Arbeitsgemeinschaften, Bietergemeinschaften eingehen mit erfahrenen Büros, und genau diese Auswahlfrage stand bei der Auswahl der fünf Büros, die jetzt an der zweiten Stufe des Verfahrens teilnehmen, Pate.

Ich darf Sie auch darüber informieren, dass es vollkommen abseits der Tatsachen ist, dass da nur fünf Beamte oder fünf Mitarbeiter von WIENGAS die Entscheidung treffen. In der zweiten Stufe, die jetzt durchgeführt wird, wo es sehr wohl auch um Architektur geht, wird diese Auswahl genauso wie die Juryentscheidungen auch nach unserem Leitfaden zu treffen sein, von fünf Bediensteten der WIENGAS beziehungsweise fünf Experten der Architektur. Das ist genau die paritätische Besetzung mit Sach- und Fachpreisrichtern, wie wir sie immer vorsehen. 

Also ich denke, dem ist Genüge getan. Und dass sich ein Unternehmen auf einer ausgewiesenen Altlast ein Gebäude zu errichten traut, bedeutet auch, dass man entsprechende Expertisen benötigt, was man denn dort alles wegzuräumen hätte.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die zweite Zusatzfrage: Herr GR Prochaska.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Diese Problematik ist kein Einzelfall. Geprüfte Mitglieder des Kontrollausschusses sind immer wieder konfrontiert mit der Verletzung der Ausschreibungskultur und von Vergaberichtlinien.

Meine Frage geht daher an Sie: Sind Sie bereit, für Ihr Ressort einen etwa Jahresbericht über die Verbesserungsvorschläge, die vom Kontrollamt in dieser Hinsicht geäußert wurden, zu geben, was wurde durchgeführt, was wurde nicht durchgeführt und warum, so wie das in anderen Bundesländern Österreichs längst üblich ist.
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! Nachdem ich Sie bei der letzten Kontrollausschusssitzung getroffen habe, darf ich Sie verweisen auf den Kontrollamtsbericht KA-V-19-2/04. In diesem Bericht haben wir sehr ausführlich seitens der MA 19 dargestellt, wie zurzeit die Handhabung von Wettbewerben stattfindet und dass diese deutlich abweicht von Zeiten der neunziger Jahre, Ende der neunziger Jahre. Ich denke, damit ist Ihren Wünschen schon Genüge getan. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist keine Beantwortung!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Herr Dr GÜNTHER.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Sie haben in Ihrer Anfragebeantwortung an den Kollegen Chorherr gesagt, dass auch auf europäischer Ebene ausgeschrieben wurde, dann aber durchaus schludrig umgegangen wurde mit dieser Ausschreibung, und es ist Ihnen bekannt, dass die Stadt Wien, unterstützt auch von anderen Großstädten in Europa, für das Zurückführen der Daseinsvorsorge auf die Städte und auf die kommunalen Bereiche eintritt. Jetzt glaube ich, dass da auch schon einiges passiert ist, wenn man sich den Konvent-Entwurf, die Rahmenrichtlinie und die Parlamentsbestimmungen in Brüssel anschaut. Aber glauben Sie nicht, dass gerade derartiges schludriges Umgehen mit Vergabeverfahren, einem der Grundsäulen des Wettbewerbs in der Europäischen Union, genau unser Ziel, das zurückzuführen vom Wettbewerb wieder mehr auf die Städte und auf die kommunalen Versorger, eher konterkariert? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Also, Herr Gemeinderat, ich denke, dass wir hier zwei verschiedene Formen von Wettbewerb haben. Der eine Wettbewerb ist jener, der zwischen Ziviltechnikern, Architekten und Zivilingenieuren abgewickelt wird zur Durchführung eines Bauobjektes. Hiebei kommt es auch darauf an, die Kreativität, die architektonische Qualität hervorzuheben. Aber es kommt auch darauf an, und das war die erste Phase, und die wurde nicht schludrig durchgeführt bei diesem Wettbewerb, nämlich herauszuarbeiten, wer ist überhaupt in der Lage, dieses Projekt effizient und in der Zeit ordentlich durchzuführen, und ein Team vorzuzeigen, das umgehen kann mit der Architektur, mit der Bauführung selbst, mit der Entsorgung des dort fraglos kontaminierten Erdreiches und das auch noch in einem vertretbaren Kostenrahmen und Zeitrahmen abzuwickeln. Genau diese Auswahl erfolgte in der ersten Stufe, bevor es um die konkrete Gestaltung des Objektes gegangen ist. Diese konkrete Gestaltung des Objektes erfolgt jetzt in der zweiten Stufe, und in dieser zweiten Stufe wird es sehr wohl sehr ordentlich bearbeitet, genauso, wie Architektur- und Objektwettbewerbe auch durchzuführen sind. 

Zum Wettbewerb, den Sie meinen, wo es um die im Bereich der Daseinsvorsorge zu leistenden Dinge geht, die in Wien Bürgermeister eingeführt haben, die nicht Sozialdemokraten waren, wie Lueger zum Beispiel, muss man sagen, dass diese Leistungen ja in der Stadt, in der wir leben, besonders anerkannt sind von den Menschen, und wenn daher der Wettbewerb, zum Beispiel bei den WIENER LINIEN, oder der Verkauf des Wiener Wassers, was ja in Wien gar nicht mehr möglich ist durch den Verfassungsschutz seitens der Stadt, und ähnliches verlangt werden sollte von der Europäischen Union, dann wird es massiven Widerstand seitens der Stadt geben, und wir haben ja dabei auch große Erfolge bisher schon gehabt. Die DV-Verordnung ist ja glücklicherweise durch das massive Lobbying auch der Stadt Wien im Konzert mit Eurocitys, mit dem ADR, mit den anderen Städteorganisationen zunächst einmal zurückgestellt. Das Europäische Parlament, wir haben ja vor kurzem eine Tagung in diesem Haus gehabt dazu, der Berichterstatter Herzog aus Frankreich hat hier ja hervorragende Arbeit geleistet. Das konnte verhindert werden. Bis jetzt. Aber wir müssen weiterhin wachsam sein, und es wäre viel besser, wenn entgegen der derzeitigen Lage des Textes "Inventur der europäischen Verfassung" es noch deutlicher verankert würde. Da wären wir sehr dafür, dass das noch gelänge. 

Trotzdem muss man aber sagen: Es ist viel wichtiger, dass es diese europäische Verfassung überhaupt einmal gibt, und deswegen müssen wir damit rechnen, dass die eher nur am Rande erwähnte Frage der Durchführung der Daseinsvorsorge in der Obhut und in der Entscheidungsfindung bei den kommunalen Gebietskörperschaften bleibt. Ich glaube, dass wir damit im Bereich Daseinsvorsorge, öffentliche Dienstleistungen, die den Bürgerinnen und Bürgern zur Verfügung stehen müssen, schon einen guten Schritt weiter sind. Wir müssen aber trotzdem wachsam sein, dass dieser Neoliberalismus, der in der Europäischen Union Platz greift, nicht überschwappt auf jene Bereiche, wo die Menschen in ihrer tagtäglichen Zufriedenheit massiv getroffen würden. Und wenn man sieht, wie gut Wien dasteht bei dem internationalen Ranking, egal welcher Art, dass vor allem die Lebensqualität, vor allem der öffentliche Verkehr besonders hoch angesetzt sind, dann muss man sagen, dass das eine hervorragende Sache ist, die aber darauf zurückzuführen ist, dass diese Leistungen im öffentlichen Interesse auch in der öffentlichen Gestaltung durch die Stadt Wien verbleiben und nicht einem Wettbewerb ausgesetzt werden, wo dann vielleicht einmal die britische U-Bahn auf den Wiener U-Bahn-Gleisen fährt. So was wollen wir jedenfalls verhindern. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat, lassen Sie mich auf den konkreten Fall dieses Baus der WIENGAS zurückkommen. Sie wissen ja, dass die Kritik, die ich hier artikuliere, nicht eine ist, die ich jetzt erfinde, sondern dass sie von sehr vielen Architektinnen und Architekten geteilt wird. Es geht um die zentrale Frage: Welche Qualität haben Architekten-, Architektinnenwettbewerbe in dieser Stadt? Und die Kritik hat ja schon begonnen bei der Vergabe der Wiener Messe, der ich viel Glück wünsche, positiv jetzt, aber wo eines der größten Investitionsvorhaben der Stadt Wien auch ohne Wettbewerb, ohne nachvollziehbaren Architekturwettbewerb vergeben wurde. 

Tatsache ist, lassen Sie mich noch einmal auf den Punkt zurückkommen, und diese Zitate sind jetzt nicht von mir, sondern die wurden der WIENGAS von einem interessierten Bewerber zugeschickt. Bei einem Wettbewerb sollte man einmal vorher wissen: Wer ist die Jury? Antwort der WIENGAS: "Die Bewertungskommission setzt sich aus fünf Bediensteten der WIENGAS zusammen in der ersten Stufe." Da war keine Rede von einem einzigen Architekten. Und auf die Frage, wer in der zweiten Stufe die Jury ist, war die Antwort – ich zitiere aus einem Schreiben der WIENGAS –: "Die auszuarbeitende Projektstudie wird von einer namentlich noch nicht bekannten Jury bewertet." Und: "Das restliche Angebot wird nach Beginn zu noch nicht festgelegten Kriterien von der Bewertungskommission geklärt und sind vorab nicht öffentlich." Und darum geht’s. 

Und im Übrigen: Die MA 19, jene Abteilung, die für Architektur zuständig ist, die teilweise hervorragende Arbeit leistet, war von diesen Vorgängen nicht einmal informiert. 

Und insofern frage ich jetzt pro futuro: Fühlen Sie sich für die Töchter, Enkel, Urenkel der Stadt Wien, die in direkter Linie sind, also nicht quasi eingeheiratete oder geerbte, sondern direkte Hundertprozent-Töchter der Stadt Wien, mitverantwortlich, dass Mindestkriterien – wo ich weiß, dass Sie die kennen – eingehalten werden, und finden Sie die Vorgangsweise, die hier gewählt wurde, für eine ideale?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, ich verstehe die Aufregung nicht ganz. Es war die erste Auswahlstufe etwas, wo es darum gegangen ist, international bei einem Thema, wo die Grenzen für internationale Ausschreibungen überschritten waren, etwas auszuwählen, was nicht Architektur allein ist, und vor allem zunächst einmal die Auswahl darstellen sollte für die Generalplanerleistung, die wesentlich mehr umfasst, nämlich vor allem den Bereich auch der Entkontaminierung, das Einbinden dieses Bereiches in die vorhandenen Strukturen dort vor Ort. Hier war die Auswahl nicht nach einem bereits erstellten Projekt, nach einer Leistung im innovativen Bereich der Architektur, sondern ausschließlich nach der Leistungsfähigkeit derer, die sich dafür bewerben. Das liegt ausschließlich im Bereich der Wirtschaftlichkeit und der rein technischen Beurteilung. 

Die zweite Wettbewerbsstufe ist jetzt natürlich so aufgebaut, dass die MA 19, die zuständigen Experten von dort in die Jury genauso eingebunden sind wie externe Architekten und Experten, die seitens der Kammer gestellt werden, genauso wie das auch in dem Leitfaden für Architekturwettbewerbe drinnen steht. Diese Zusammensetzung der Jury wird sich demnächst konstituieren und wird dann mit den fünf ausgewählten Architekten und Teams – es sind ja auch Teams darunter – die weitere Vorgangsweise festlegen und die Teams dann entsprechend einladen und abschließend jurieren. Es ist ein Vorgang, der sich durchaus im Rahmen des Leitfadens bewegt, genauso wie sich der Wettbewerb Wien-Mitte im Rahmen des Leitfadens bewegt hat, obwohl wir auch dort nicht in jedem Detail dem Leitfaden gefolgt sind, aus guten Gründen, weil eben schwierige Situationen auch besondere Lösungsansätze benötigen. 

Und weil Sie die Messe erwähnt haben: Wenn wir den Prozess der Auswahl des Architekten bei diesem spezifischen Projekt einem Wettbewerbsverfahren unterzogen hätten, hätte der Kardiologenkongress wahrscheinlich in einem Zelt stattfinden müssen. Sie haben aber die Zusicherung der Messebetriebsgesellschaft, und wir haben das bisher auf Punkt und Beistrich eingehalten, gemeinsam mit der Messebetriebsgesellschaft, dass alles weitere im Wettbewerbsverfahren durchgeführt wird, das Messehotel. Wir haben das sogar beim Verkauf des Grundstückes noch einmal vertraglich fixiert, was die Oberflächengestaltung im Vorbereich betrifft, und alle weiteren Punkte, die noch folgen. 

Im Übrigen darf ich darauf hinweisen, dass wir, seitdem ich Stadtrat bin, 41 Verfahren durchgeführt haben, mit und durch die Expertise der MA 19, und dass wir dabei im Unterschied zur Phase davor keinen einzigen Kritikfall mehr gehabt haben. Die MA 19 hat – das haben wir auch im Kontrollamtsbericht, den ich vorher zitiert habe, schon ausgeführt – ihre Methode der Durchführung von Verfahren so verfeinert, dass de facto Fehler ausgeschlossen sind. Wir veröffentlichen auch die Listen der Architektinnen und Architekten, die bei Bewerben drankommen, die in Jurys drankommen und wie oft sie drangekommen sind, sodass hier volle Transparenz gewahrt ist und Kritik, wie sie zum Zeitpunkt der Übernahme des Ressorts durch mich gang und gäbe war, damit total verstummt ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Wir kommen zur 2. Anfrage (FSP/00898/2004/0002-KVP/GM), die Herr Dr Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien) an den Herrn Bürgermeister gerichtet hat: Sie haben als stellvertretender Bundesvorsitzender der SPÖ maßgeblich bei der Initiierung der Partei-Kampagne für das SPÖ-Pensionsvolksbegehren mitgewirkt. Die Bewerbung des SPÖ-Volksbegehrens durch die Gemeinde Wien (siehe NEWS vom 26. Februar 2004, S. 73) ist eindeutig Teil dieser parteipolitischen Kampagne der SPÖ und stellt somit eine klare missbräuchliche Verwendung von öffentlichen Wiener Steuergeldern dar. Inwieweit ist der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien in die SPÖ-Kampagne eingebunden? 

Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann! Lassen Sie mich die zweiteilige Frage auch zweiteilig beantworten. 

Zunächst zur eigentlichen Frage, inwiefern der Presse- und Informationsdienst in die SPÖ-Kampagne eingebaut ist. Das ist einfach zu beantworten: Natürlich in keiner wie immer gearteten Weise, denn es handelt sich hier selbstverständlich um eine sehr wichtige Information des PID über das Online-Wissensvermittlungssystem und um das Service dieses Systems. Es ist relativ einfach nachzuweisen, dass beispielsweise hier eine Inseratenschaltung ist, die sich mit den Impfeinmahnungen beschäftigt. Es ist zur Müllvermeidung ein ähnliches Inserat erschienen. Ich habe hier ein Inserat "So schnell kann es gehen – Minuten zum Reisepass". Ich könnte jetzt beliebig weitere aufzählen. Und so ist natürlich auch ein Inserat geschalten worden, das auf die Neuerungen, die es bei Volksbegehren gibt, entsprechend hinweist, dass es hier ein Online-Wählerverzeichnis auch gibt und man daher in jedes beliebige Eintragungslokal gehen kann. Ich denke, dass es eine wichtige Information ist für den interessierten Bürger, und daher kann ich da in keiner wie immer gearteten Weise eine Unterstützung des, wie Sie es nennen, "SPÖ-Pensionsvolksbegehrens" erkennen. 

Damit komme ich zum zweiten Punkt. Es ist mit dem "SPÖ-Pensionsvolksbegehren" ja auch nicht so einfach, denn dieses Volksbegehren wird ja in der Zwischenzeit nicht nur von der SPÖ unterstützt, sondern auch von einer Reihe von Arbeitnehmerorganisationen, sei es gesetzlicher, sei es auch freiwilliger. Es wird – so ist mir mitgeteilt worden – von den grünen Pensionisten unterstützt, und wie ich höre, soll es auch Überlegungen etwa im Bereich der Tiroler Arbeiterkammer geben, dass von dieser Seite her dieses Volksbegehren unterstützt wird. Ich höre auch, dass es Diskussionen gibt im Bereich der FCG, dieses Volksbegehren zu unterstützen. Aber da kennen Sie sich wahrscheinlich um eine Spur besser aus als ich, ich erhebe da keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

Also man kann daran erkennen, dass sich dieses Volksbegehren einer sehr breiten Zustimmung und Unterstützung erfreut, und daher lege ich nicht den geringsten Wert darauf, dass es das "SPÖ-Volksbegehren" genannt wird. 

Dazu: Wenn ich zum Beispiel nur die heutige "Kronen Zeitung" anschaue, dann kann man auch daran erkennen, dass es medial eine große Unterstützung erfährt, ohne dass man deswegen jetzt sagen kann, hier wird ein "SPÖ-Volksbegehren" als solches unterstützt. 

Nein, es geht hier in der Sache um die Sache, und das, denke ich, ist auch sehr wichtig. Aber das hat mit dem Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien schon gar nichts zu tun. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte sehr, die erste Zusatzfrage. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der Presse- und Informationsdienst der Stadt Wien wirbt damit, dass ein anderes Service ab diesem Volksbegehren eingeführt wird. Das heißt, ab diesem Pensionsvolksbegehren, nach diesem von der SPÖ initiierten Volksbegehren wird es einfacher mit der Abgabe der Stimme. Ist der Auftrag gegeben worden von Seiten des Bürgermeisters, der Stadträtin, dass genau ab diesem Volksbegehren das leichter gemacht wird, damit man entsprechend viele Unterschriften zusammenbringt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Klubobmann, der Zusammenhang ist ein ganz anderer. Denn vor nicht allzu langer Zeit, nämlich Ende des vergangenen Jahres, hat die segensreiche Wirkung des Herrn Innenministers dazu geführt, dass die Vergütungen bei Wahlen und auch bei Volksbegehren auf die Hälfte reduziert wurden, also um 50 Prozent, was – wie du wahrscheinlich auch weißt – bei anderen Einrichtungen, bei allen Ländern zum Beispiel, beim Gemeindebund und beim Städtebund großen Unmut ausgelöst hat. Ich habe mich daher natürlich so verpflichtet gesehen wie die Frau Stadträtin, dafür zu sorgen, dass man hier mit vorhandenen Mitteln entsprechend gut auskommt, und ich habe ja nie einen Hehl daraus gemacht, dass man auch Kreativität aufwenden muss, um dann halt gelegentliches Übel, das durch solche Maßnahmen entsteht, entsprechend fernzuhalten. 

Die Lösungsvorschläge, die hier gekommen sind, waren mehrere, darunter jene, durch die Umstellung auf das Online-Wählerverzeichnis die Aushänge entsprechend einzusparen, die ein relativ großer Kostenfaktor bei Volksbegehren sind. Dieser Auftrag ist durchgeführt worden. Dass dieser zeitlich mit dem ersten Volksbegehren zusammenfällt im März ist ja nicht meine Verantwortung, denn den Termin für dieses Volksbegehren hat mit Verlaub der Herr Innenminister festgelegt, und daher sehe ich da nicht den geringsten Zusammenhang zwischen diesen beiden Ereignissen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Herr Dr Serles, bitte

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Die mündliche Anfrage des Kollegen Tschirf ist ein gutes und einprägsames Beispiel dafür, dass es die SPÖ leider mit der Einhaltung der rechtlichen Vorschriften nicht immer so genau nimmt. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist eine Frechheit, diese Behauptung! Nehmen Sie das sofort zurück!) Es gibt in dem Zusammenhang eine Reihe von Beispielen, die zu nennen wären. 

Ich habe hier eines mitgebracht. Es ist datiert vom Jänner 2004. Es handelt sich dabei um ein Schreiben der SPÖ an eine konkret bezeichnete Person im 20. Wiener Gemeindebezirk, und es trägt Ihr Konterfei, Herr Bürgermeister. Es ist zweisprachig, Herr Bürgermeister, auf der Vorderseite in deutscher Sprache, auf der Rückseite in dem Fall serbokroatisch. Der SPÖ muss daher der Empfänger, seine Adresse und seine Muttersprache, seine Nationalität bekannt gewesen sein. Und dieses Schreiben von Ihnen, oder dieses Schreiben, das zumindest Ihr Konterfei trägt, hat auch noch eine andere Eigenart. Es hat keine DVR-Nummer. Und weil der Datenschutz von Ihrer Partei in den letzten Wochen im Haus so sehr strapaziert wurde, muss ich Ihnen in dem Zusammenhang sagen: Das ist zumindest ein klarer Hinweis für einen Verstoß gegen datenschutzrechtliche Vorschriften, Herr Bürgermeister. (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Das ist lächerlich!)

Daher frage ich Sie: Können Sie dem Gemeinderat erklären, in welcher widerrechtlichen Weise sich die SPÖ die Daten für dieses Rundschreiben organisiert hat?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Also, sehr geehrter Herr Gemeinderat, über Widerrechtlichkeit zu sprechen und gleichzeitig die Fragestunde dazu zu nutzen, ein völlig anderes Thema hier aufzuwerfen, das mit dem gegenständlichen Fragegegenstand ja gar nichts zu tun hat, da lasse ich mich leicht belehren von Ihnen. Über Widerrechtlichkeit, Herr Gemeinderat, da kennen Sie sich aus, und da horche ich natürlich gerne auch auf Sie. 

Im gegenständlichen Fall dürften Sie ein paar Dinge verwechseln. Nämlich, Sie können mir hier in keiner Weise vorwerfen, dass es irgendetwas mit dem PID zu tun hat. Hier gibt es ein Schreiben, das der Landesparteivorsitzende der SPÖ an Bürger dieser Stadt richtet. Da steht nirgendwo drauf, dass es hier mit der Stadt gemacht wurde oder sonst irgendetwas. 

Und was die Frage betrifft, wie die SPÖ zu diesem Adressenmaterial gekommen ist (Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Wählerverzeichnis!): Auf dieselbe Weise wie die FPÖ für ihre Aussendungen, wo halt bedauerlicherweise nicht Ihr Konterfei drauf ist, sondern das vom Herrn Klubobmann Kabas, und genauso wie alle anderen Parteien auch zu diesem Adressenmaterial kommen. Also hören Sie auf, dieses Theater da zu spielen. Es ist doch vollkommen selbstverständlich, was man hier gemacht hat. (Beifall bei der SPÖ – GR Kurth-Bodo Blind: Der Bürgermeister sagt die Unwahrheit! – Widerspruch bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage: Herr GR Ellensohn.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Bürgermeister! Auch wenn wir zwei uns einen Erfolg des kommenden Volksbegehrens wünschen, obwohl wir aus grüner Sicht Verbesserungsvorschläge hätten, zum Beispiel glaube ich nicht, dass die Frauenbenachteiligung im aktuellen Pensionssystem durch die Vorschläge, die in diesem Volksbegehren sind, beseitigt werden, werde ich persönlich es trotzdem unterschreiben, weil es ein Schritt in die richtige Richtung ist. 

Die Frage geht in eine andere Richtung betreffend Inserate der Stadt Wien. Die Österreichische Volkspartei nimmt für ihre Parteizeitung, für Zeitschriften sehr viele Inserate vom PID entgegen, wie es auch die FPÖ und auch die Sozialdemokratische Partei macht, im Gegensatz zu den GRÜNEN. 

Die Frage ist: Nach welchen Kriterien werden Inserate des PID, Inserate der Stadt Wien, an parteinahe Zeitungen vergeben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Es gibt keine Kriterien für die Vergabe von Inseraten an parteinahe Zeitschriften, sondern es ist ausschließlich die Frage des Werbewerts und des Verbreitungsgebietes. Wie viele Menschen erreicht man mit einer entsprechenden Informationsbotschaft? Und da werden natürlich Zeitungen, die Parteien gehören oder Parteiorganisationen nahe stehen, nicht ausgeschlossen davon, das ist ja gar keine Frage. Aber das ist nicht das Kriterium. Das Kriterium ist die Verbreitung und das Kriterium ist, wie viele Menschen erreiche ich damit.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die vierte Zusatzfrage: Noch einmal Herr Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Der Bundesvorsitzende der SPÖ hat ein Anliegen, das er mit großer Vehemenz vertritt, das ist nämlich die Harmonisierung des Pensionssystems. Es gibt zwei Bundesländer, die von dem besonders weit entfernt sind, nämlich Wien und Kärnten.

Gibt es hier eine Vereinbarung zwischen dem Wiener Bürgermeister und dem Landeshauptmann von Kärnten, dass das konterkariert wird, und wann wurde diese Vereinbarung abgeschlossen? (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich ersuche bitte um eine sachliche Beantwortung. (Neuerliche Heiterkeit.)

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann, ich habe Ihren Humor schon immer geschätzt. Heute haben Sie sich selbst übertroffen, denn die Frage würde sich ja für mich dann folgerichtig stellen: Mit welchem Landeshauptmann von Kärnten sollte ich eine solche Vereinbarung abschließen? Vor allem im Hinblick auf die Nachhaltigkeit einer solchen Vereinbarung. Sie dürfen mir zutrauen, dass ich jedenfalls bis nach dem 7. März gewartet hätte, bevor ich zu so einem unmoralischen Angebot tatsächlich auch schreiten würde.

Folgerichtig darf ich Ihnen versichern: Eine derartige Übereinkunft gibt es nicht. 

Aber im ernsthafteren Teil ist schon darauf hinzuweisen, dass Harmonisierung zu so einem Art Zauberwort geworden ist und sich des Inhalts etwas entleert hat. Denn es dürfte ja niemandem entgangen sein, dass unter anderem auch wir beide – was ich zutiefst bedaure – höchst unterschiedliche Auffassungen haben über eine Pensionsreform, die tatsächlich als sozial und gerecht bezeichnet werden kann. 

Und ohne jetzt alle Argumente zu wiederholen und sich wechselseitig als geistige Papierflieger an den Kopf zu werfen: Ich kann die Frage der Harmonisierung vom Inhalt der derzeitigen, für den Bundesbereich gültigen Pensionsreform nicht trennen. Und ich sage dazu: Jawohl, wir werden ehebaldigst auch für Wien, was den Beamtenteil betrifft, eine Pensionsreform vorlegen. Aber ich werde ganz sicher nicht einer Harmonisierung das Wort reden, das harmonisiert auf die derzeitig gültige Pensionsreform, die im Bund beschlossen wurde, denn diese Pensionsreform lehne ich inhaltlich ab. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur 3. Anfrage (FSP/00897/2004/0005-KFP/GM). Sie ist gerichtet von der Frau Mag Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen) an den Herrn amtsf StR Dr Mailath-Pokorny: Neuerliche Umbauarbeiten für das Ronacher sollen zwischen 30 und 40 Millionen Euro betragen. Erst vor 10 Jahren wurde das Etablissement mit 150 Millionen Schilling umgebaut und etabliert. Warum sind neuerliche Umbauten notwendig?

Ich bitte um Beantwortung.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Ihre Frage geht auf die Kosten und die Umbaukosten des Ronacher, und ich möchte sie wie folgt beantworten: 

Sie wissen sicher, und es wird ja im Laufe des heutigen Tages noch ausreichend Gelegenheit sein, ein bisschen auch auf die Geschichte und die Entwicklung hinzuweisen, dass fast alle im Gemeinderat vertretenen Parteien seit vielen, vielen Jahren die Idee unterstützt haben und auch die Forderung erhoben haben, das Theater an der Wien wieder verstärkt mit so genannter ernster Musik, jedenfalls aus dem klassischen Bereich, zu bespielen – eine großartige Idee, eine Idee, die sich vor allem begründet auf das Haus selbst, das ja eine wunderbare Akustik hat und das für bestimmte Formen ernster Musik besonders geeignet ist. Darüber gab es über mehrere Jahre, wenn nicht Jahrzehnte, Vorschläge, Ideen, Meinungsäußerungen, auch zahlreiche Projektstudien. 

Es war schließlich diese amtierende Stadtregierung, die schlussendlich den vielen Worten auch Taten hat folgen lassen und sich zu einer grundlegenden Reform, zu einer Neugestaltung der Wiener Musiktheater, der großen Wiener Musiktheaterhäuser entschlossen hat, und zwar unter folgenden Voraussetzungen – das ist alles wichtig, wenn man über das Ronacher sprechen will:

Die erste Voraussetzung: Wir wollen keine Reduzierung des Angebotes, also auch des vorhandenen Angebotes auf dem Unterhaltungsmusikbereich, sondern im Gegenteil, wir wollen eine Ausweitung haben, und zwar deshalb, weil wir unsere Stärken, die der Musikstadt Wien, stärken wollen. Wir wollen auch in das noch investieren, wo wir meinen, einen guten, letztendlich sogar nicht nur kulturell-künstlerischen, sondern auch wirtschaftlichen Standortvorteil zu haben. Erste Voraussetzung.

Zweite Voraussetzung: Wir wollen für beide Bereiche nicht einfach ein weiteres zusätzliches Opernhaus oder ein weiteres zusätzliches Musicalhaus schaffen, sondern wir wollen neue Formen von Musiktheater schaffen, wo auch eine neue Generation von Kunstschaffenden tätig ist, sowohl für den Bereich der E-Musik als auch für den Bereich der Unterhaltungsmusik. 

Und schließlich, weitere, dritte, wichtige Voraussetzung: Das soll und darf nicht auf Kosten vorhandener Kulturmittel, Investitionen, vorhandener Kulturbereiche gehen, sondern wird zusätzlich finanziert.

Wenn man nun das Theater an der Wien, wie es nicht zuletzt auch Sie häufig gefordert haben, stärker der ernsten Musik, dem klassischen Bereich widmen will und gleichzeitig auf das Angebot auf dem Unterhaltungsbereich nicht verzichten will, dann ergibt sich logischerweise, dass man deshalb das dritte Haus, das dritte interessante und wichtige Musiktheaterhaus der Stadt Wien, der Vereinigten Bühnen, nämlich das Ronacher, technisch so auszurüsten hat, dass man dort tatsächlich die Möglichkeiten hat, diesen Bereich auszuweiten.

Sie wissen auch, dass man sich vor über einem Jahrzehnt bezüglich des Ronacher nach einer langen, langen Diskussion entschlossen hat, einen Weg zu gehen, den man überschreiben kann mit einer sanften Renovierung. Es wurden deshalb die Pläne, und ich füge hinzu, die sehr interessanten Pläne, von Coop Himmelb(l)au nicht realisiert, sondern man hat den Architekten Luigi Blau beauftragt mit einer Renovierung, die vor allem darauf ausgerichtet war, die Erhaltung einer einmaligen baulichen Substanz zu gewährleisten.

Nicht umfasst waren die technischen Einrichtungen wie Schnürboden, Drehbühne, Versenkungen und ähnliches mehr. Das ist zum damaligen Zeitpunkt auch nicht notwendig erschienen, weil man im Verbund der Vereinigten Bühnen ohnedies zwei Bühnen zur Verfügung hatte. 

Wenn man aber jetzt diesen Schritt geht, den ja auch Sie und andere gewünscht und gefordert haben, dann ist es logischerweise notwendig, dass man hier auch die technischen Adaptierungen vornehmen muss. Das ist kein weiterer Umbau, wie Sie das sagen und nennen, sondern es ist die technische Adaptierung, technische Erneuerung beziehungsweise überhaupt die Installation von gewissen Dingen in das Ronacher. 

Das wird in den nächsten Jahren geschehen, und zwar mit zusätzlichen Mitteln, die von der Finanzverwaltung aufgebracht werden und daher weder vom Kulturbudget abgezweigt werden noch irgendjemand zur Last fallen im Bereich der Kultur. Und das, glaube ich, muss man auch einmal sagen, damit man da nicht Gerüchte in die Welt setzt, das heißt, es würde irgendwo weggenommen. 

Es geht also um Investitionen im technischen Bereich und nicht um weitere Umbauten, und wenn Sie so wollen, handelt es sich um eine zweite Phase einer Adaptierungsmaßnahme. Das Ronacher ist ein wunderbares Haus im Zentrum von Wien, und es würden sich im Übrigen viele Städte glücklich schätzen, hätten sie ein solches Haus. Und viele überlegen ja, eines außerhalb des Zentrums zu errichten, um entsprechende Möglichkeiten zu haben. Wir haben diese, auch im Zentrum einer Stadt. Ich glaube, dass das sinnvoll ist im Zentrum einer Stadt und dass man nicht irgendwo auf einer grünen Wiese eine Halle errichtet.

Und ich sage auch dazu: Es ist zusätzlich. Natürlich gehört dieser Unterhaltungsbereich auch zur Breite des Kulturangebotes in dieser Stadt. Wenn wir daran denken, dass über 1,9 Millionen Menschen nach Wien kommen unter anderem des Musicals wegen und 1,8 Millionen der Oper wegen, dann haben diese Investitionen auch absolut Sinn. 

Im Übrigen sind das solche Investitionen, wie sie auch in der Vergangenheit immer wieder getätigt wurden, zusätzlich. Wenn ich erinnere an das Museumsquartier, wenn ich erinnere an den Musikverein, wenn ich erinnere an das Konzerthaus – alles große Investitionen, die ebenfalls mit Zusatzmitteln abgedeckt wurden und die letztendlich zum kulturellen Ansehen der Stadt innerhalb und außerhalb wesentlich beigetragen haben und geholfen haben, wenn man so will, den Kulturstandort Wien nachhaltig zu sichern, in der ganzen Breite, weil ich meine, dass die Diskussion "Hochkultur gegen andere" wenig sinnvoll ist gerade für eine Stadt, die sich verschrieben hat, dafür diese ganze Bandbreite anzubieten, auch deshalb, weil die Nachfrage da ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Unterreiner: Die erste Zusatzfrage.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! Man spricht immer von Umstrukturierung der Vereinigten Bühnen. In Wirklichkeit gab es aber nur eine Neudefinition für das Theater an der Wien, eine kulturpolitische Entscheidung, die wir seit vielen Jahren gefordert  haben und die wir auch richtig finden. 

Aber der gesamte andere Bereich, also der gesamte Musicalbereich, wurde nicht umstrukturiert, sondern es geht weiter wie bisher. Seit Jahrzehnten werden hohe Beträge in einen Bereich hineingesteckt, öffentliche Gelder, wo es in anderen Ländern gewinnbringende Kommerzkonzerne gibt. Und wir haben schon vor Jahren darauf hingewiesen, dass man diese Chance nützen sollte. Ich meine, die Herausnahme des Theaters an der Wien und die Neudefinition des Theaters an der Wien, um betriebswirtschaftliche Überlegungen anzustellen: Was machen wir in Zukunft mit der Musicalszene? Das wurde verabsäumt. Ganz im Gegenteil: Man steckt noch einmal Geld in einen Betrieb hinein, der auch privatwirtschaftlich geführt werden könnte, wenn man zumindest einmal darüber nachgedacht hätte. 

Und zusätzlich hat man diesem Betrieb, der in Zukunft weiter sehr hohe Subventionen bekommen wird, eine Person vorangestellt, die keinerlei Erfahrung hat, um Betriebe zu führen. Es ist eine Person, die Programme gestaltet. Holender hat ihr Programm eine kulturpolitische Ungeheuerlichkeit genannt. Sie war früher Unterhaltungsprogrammiererin beim ORF, hat keinerlei Erfahrung in der Betriebsführung von großen Konzernen. Hierher gehört aber eine Person, eine Frau oder ein Mann, der ein Profi ist, um diese Unterhaltungsbranche auch gewinnbringend führen zu können. 

Was sagen Sie dazu? Oder stehen Sie noch immer dazu, dass Sie sagen: Geben wir doch der Kathrin Zechner eine Chance!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein, nicht nur eine Chance, sondern sie ist Intendantin und verantwortlich dafür, das Programm zu machen. Zur Frau Zechner muss ich sagen: Sie entspricht ziemlich genau dem Anforderungsprofil, das Sie da gezeichnet haben. Sie war Programmintendantin des größten und wichtigsten Mediums in diesem Land, des ORF. Also ich glaube, sie hat damit wohl nachhaltig bewiesen, dass sie ein Unternehmen auch leiten kann. 

Zum Zweiten: Der Beweis für die Behauptung, dass Musicals profitabel geführt werden können, ist erst zu erbringen. Im Laufe des Tages werden wir sicher noch darüber im Detail diskutieren. Es ist jedenfalls nicht so, und wie sich zeigt, sind auch einige Versuche diesbezüglich in Wien nachhaltig und grundlegend gescheitert.

Und der dritte Punkt: Ich habe bereits darauf hingewiesen, weil Sie gesagt haben, es bleibt alles beim Alten. Also erstens produzieren ja die Vereinigten Bühnen auch sehr gute Erfolge, Musicalerfolge, und zweitens bitte ich auch hier, nicht die Debatte letztendlich über eine Geschmacksfrage zu führen, sozusagen, dass das Musical vielleicht automatisch eine schlechtere Kunstgattung ist. Darüber, glaube ich, kann man und soll man nicht diskutieren, solange es jedenfalls Menschen gibt, die das gerne sehen und die deswegen auch nach Wien kommen. 

Zu guter Letzt möchte ich Ihnen noch sagen: Die Veränderungen der Vereinigten Bühnen finden selbstverständlich auch statt allein durch die personellen Besetzungen, die stattgefunden haben und die greifen werden. Und mit dem neuen Haus, mit dem zusätzlichen Haus, mit der Änderung im Raimund Theater und im Ronacher und mit der personellen Entscheidung sind eigentlich nachhaltige Entscheidungen und Veränderungen für die Vereinigten Bühnen getroffen worden. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Zweite Zusatzfrage: Herr Mag Reindl.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Stadtrat! Die Musicalszene in Wien wird ja ab 2007, vor allem was das Raimund Theater und das Ronacher betrifft, eine spezielle Förderung bekommen. Mich würde interessieren: Ist das der Höchststand der Musicalfinanzierung, die hier in Wien ab 2007 gemacht wird, beziehungsweise wie verhält sich denn diese Summe – es werden ja 18,6 Millionen EUR kolportiert – zur Finanzentwicklung der Vereinigten Bühnen in Wien in den letzten 10 bis 15 Jahren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Also weil in den letzten Wochen immer wieder behauptet wurde, es wird das Musical überproportional oder exorbitant finanziert und unterstützt: Auch bei den jetzigen Plänen und den Finanzierungsplänen und das, was vorgesehen ist für die Jahre 2007 und folgende, ist das eigentlich durchaus im durchschnittlichen Bereich der letzten Jahre, das muss man einmal sagen. Im Gegenteil, es waren in den neunziger Jahren teilweise Summen, die ein Vielfaches dessen waren, wovon wir jetzt sprechen. Und auch Mitte der neunziger Jahre und in den späten neunziger Jahren waren das in etwa diese Summen, über die wir jetzt sprechen. Insofern, glaube ich, kann man sagen, dass die Stadt Wien den gesamten Musicalbereich über die letzten 10, 15 Jahre in etwa in dieser Größenordnung unterstützt hat, und ich meine, dass das angesichts dessen, was nicht zuletzt über die Umwegrentabilität, über die Besucherinnen und Besucher hereinkommt, durchaus angebracht und gerechtfertigt ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die dritte Zusatzfrage: Frau Mag Ringler.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Die von Ihnen angesprochene Umwegrentabilität würde ich ja gerne einmal in Zahlen sehen. Der Opposition sind all jene geheimnisumwobenen Studien, die das angeblich beweisen, ja nie zu Gesicht gekommen. Also ich würde Sie bitten, das einmal auch auf dem Papier zu zeigen. 

Ein Punkt, der mich sehr interessiert und der, glaube ich, viele Leute in dieser Stadt vor den Kopf stößt, ist die Höhe der Umbaukosten für das Ronacher. Das Ronacher, wie Sie selbst sagen, ist eine Bühne des 19. Jahr-hunderts, ist eine Bühne, in der klassischerweise maximal Guckkastentheater gemacht werden kann. Das ist auch mit einer der Gründe, weshalb in den letzten Jahren dort nur sehr bedingt Musiktheater oder Theater gespielt wurde. 

Warum also investieren wir 45 Millionen EUR – das ist die Maximalsumme, die immer wieder genannt wurde – für den Umbau eines Theaters, wenn wir gleichzeitig wissen, dass die Werkstattbühne der Festspiele in Bregenz 5 Millionen EUR im Neubau gekostet hat oder die Listhalle in Graz 10 Millionen EUR gekostet hat? 

Es ist also nicht nachvollziehbar, wieso es möglich ist, dass man 45 Millionen EUR für einen Umbau bezahlt, wenn Neubauten, die auf dem letzten Stand der Technik sind, einen Bruchteil dieser Summe gekostet haben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ja, sehr geehrte Frau Gemeinderätin, da bringen Sie jetzt sehr viele, um nicht zu sagen alle Zahlen durcheinander, weil kaum eine der von Ihnen genannten stimmt.

Es war nie die Rede von 45 Millionen EUR Umbaukosten, sondern es war immer die Rede von 35 Millionen EUR Umbaukosten. 

Die Werkstattbühne in Bregenz hat selbstverständlich nicht 5 Millionen, sondern 15 Millionen EUR beziehungsweise sogar mehr, wenn ich mich richtig erinnere 17 Millionen EUR gekostet. Ich weiß das, weil ich damals im Kuratorium gesessen bin und die Abrechnungen sehr genau überprüft habe. 

Und die Kosten für diese Adaptierung ergeben sich selbstverständlich daraus, dass das Neubauten sind. Die Werkstattbühne ist keine Bühne, sondern das ist eine Ersatzbühne. Das ist ein Raum, der dafür geeignet ist, die Kulissen von der Hauptbühne dort hineinzuschieben und wird ab und zu zusätzlich noch bespielt. Das ist kein Theater, das ist eine Nebenbühne, die als Werkstatt, sozusagen als ein Kulissendepot beziehungsweise die Möglichkeit, die Kulissen zu verschieben, genutzt wurde. 

Auch die Listhalle ist kein Theater sondern das ist eine Konzerthalle, wo kein Theater aufgeführt wird. Wir brauchen, wenn wir ein Theater adaptieren wollen, andere technische Einrichtungen als in Konzerthallen, die noch dazu, wenn man die Zahlen hernimmt, im Vergleich auch gar nicht so billig waren. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. – Die vierte Zusatzfrage: Herr Dr Salcher. 

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich frage mich nur, wenn das alles so klar und so einsichtig ist, warum es dann einen derartigen Widerstand in der Öffentlichkeit und auch von betroffenen Fachleuten gibt, vom Herrn Holender, der ja heute schon zitiert wurde, bis zu den Künstlern, die in wilder Empörung die Programmvorschläge der Frau Zechner hier dementiert haben. Ihr müsst ja eigentlich fragen, warum versteht sie keiner mit ihrer Kulturpolitik. Aber dann werden Sie sagen, das ist keine Frage der Vollziehung. 

Ich möchte jetzt auch auf diese 35 bis 40 Milli-onen EUR, um es korrekt zu sagen, zu sprechen kommen. Das sind die Zahlen, die Sie selber genannt haben meines Wissens, diese 35 bis 40 Millionen EUR geplante Umbaukosten für das Ronacher. Sie behaupten hier ununterbrochen, dass sich das rechnet und dass es eine Nachfrage dafür gibt und dass das so bleibt. 

Ich möchte jetzt einmal objektiv wissen: Gibt es Marktstudien, gibt es einen Businessplan mit Zahlen, Daten, Fakten, die es rechtfertigen, eine derartig große Investition zu machen, und sind Sie bereit, die politische Verantwortung für diese 35 bis 40 Millionen EUR zu übernehmen, sollte sich, was durchaus zu erwarten ist, wenn man sich den internationalen Markt anschaut, die Musicalsparte nicht so entwickeln und daher diese Investition nicht gerechtfertigt sein. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Selbstverständlich gibt es zu dem Umbau und auch zu den gesamten Strukturänderungen ausreichend Analysen, Untersuchungen, die ja auch schon seit Jahren getätigt wurden. Aber ich sage Ihnen ganz offen: Natürlich sind alle Entscheidungen im Bereich der Kultur, so wie im Übrigen auch der Wirtschaft, jede Investitionsentscheidung, eine Entscheidung und keine Nichtentscheidung, wie sie jahrelang eben sozusagen nicht getroffen wurden, sondern es wurde jahrelang darüber gesprochen, diskutiert, es wurden heftige Wünsche geäußert. Jetzt wurde eine Entscheidung getroffen erstmals in dem Kulturbereich, und wenn Entscheidungen getroffen werden im Kulturbereich, ergeben sich automatisch Diskussionen, und es wäre ein schlechtes Kulturverständnis in der Stadt, wenn es darüber nicht Diskussionen gäbe. Selbstverständlich auch von jenen, die – ich sage das ganz offen – unter Umständen auch Interessen haben oder in ihren Interessen tangiert werden davon. Und weil der Herr Operndirektor, Staatsoperndirektor, Direktor der Wiener Staatsoper angesprochen wurde: Na selbstverständlich ist er auch einer, der gesagt hat, ohne Zweifel ist das für diese Stadt von Interesse. Die Debatte, die dann geführt wurde, ist eine über die Umsetzung, über die Frage, was dort tatsächlich stattfindet, und diese Debatte soll, kann und muss man führen, aber es ist keine grundsätzliche Debatte über die Sinnhaftigkeit dieser Veränderung. 

Und ob ich kulturpolitische Verantwortung übernehme für eine Entscheidung, das ist, hoffe ich nur eine rhetorische Frage. Selbstverständlich übernehme ich für alle Entscheidungen, die in meiner Amtszeit getroffen werden, die Verantwortung. Dazu stehe ich auch hier. Dazu muss ich auch dem Gemeinderat Rede und Antwort stehen. Und im Übrigen ist das auch eine Entscheidung, die gemeinsam von der Stadtregierung getroffen wird, und wir werden sehen und ich bin überzeugt davon, dass das letztendlich auch eine gute Entscheidung für den Kulturstandort Wien insgesamt war und ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Mag Unterreiner. 

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Eines bleibt unbestritten: Enorme Geldströme fließen in einen Bereich, der andernorts zumindest privatwirtschaftlich angedacht wird, wenn Sie schon nicht zugestehen wollen, dass nicht immer Gewinne erzielt werden können. Mag sein. Man hat sich aber nicht einmal die Mühe gemacht, einmal über neue Strukturen nachzudenken. 

Das heißt, viele Menschen zahlen mit ihrem Geld hier in diesen Bereich hinein. Es gibt aber auch viele Menschen, die ganz gut verdienen damit. Der Rechnungshofbericht hat das ja bewiesen, als er einmal die Vereinigten Bühnen untersuchte. Man ist draufgekommen, dass Klausnitzer über Jahre hinweg zwischen 7 und 9 Millionen S jährlich kassiert hat. 

Es gibt viele weitere Personen jetzt noch auf der Gehaltsliste: die Kathrin Zechner, der Peter Marboe. Wir haben auch um das ganze Mozartjahr herum viele Programmierer und Intendanten und Mithelfer und so weiter. Man muss ja schon nachzählen: Der Peter Patzei und Landesmann und Geyer und so weiter. Von all diesen Menschen, die sicher auch gute Arbeit leisten, weiß die Öffentlichkeit nicht, was sie verdienen. Und ich meine, es ist durchaus richtig, dass man das schon veröffentlichen sollte. 

Und auch Sie sind dieser Meinung, Herr Stadtrat, denn Sie haben in diesem Interview im "Standard" vom 11.2.2004, das übrigens sehr oft zitiert werden wird in Zukunft, selber gesagt: "Ich habe kein Problem damit, Managerbezüge im Kulturbereich offen zu legen. Ich werde mich gerne dafür einsetzen, dass man in Wien Mittel und Wege findet, diese transparent zu machen." 

Ich habe das sehr interessant gefunden, und ich frage Sie jetzt: Was werden Sie in der Hinsicht unternehmen? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Zunächst einmal nur, weil Sie wieder behaupten, man könnte Musicals ohne weiters gewinnbringend führen. Ich sage Ihnen nochmals darauf: Dieser Beweis ist erst zu erbringen. Und ich würde nicht wollen, dass in Wien Verhältnisse eintreten wie in Amerika, in England oder in anderen Ländern, wo das Musical oder überhaupt der Theaterbereich ziemlich ausschließlich über Risikokapital finanziert wird. Erstens bedeutet das sehr wohl auch die Inanspruchnahme von öffentlichen Geldern, weil über Steuerabschreibungsmodelle natürlich letztendlich weniger Steuern in die öffentliche Kasse fließen und damit weniger Steuermittel da sind. Und zum Zweiten sind das auch soziale Bedingungen und Verhältnisse für die Kulturschaffenden dort, die wir jedenfalls nicht als einen Standard ansehen und hier auch nicht haben wollten. 

Zu Ihrer Frage, was nun die Gehälter der einzelnen Mitarbeiter bei den Vereinigten Bühnen anbelangt, sage ich Ihnen: Von mir aus sozusagen habe ich überhaupt nichts dagegen. Das ist letztendlich auch eine Frage des Datenschutzes und auch des Einverständnisses der betroffenen Personen. Wenn die damit einverstanden sind, kann man das sicher tun. Es ist letztendlich nicht Aufgabe des Kulturpolitikers, über Verträge Auskunft zu geben, die weder ich abgeschlossen habe noch die auch unmittelbar in meine Zuständigkeit fallen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. Damit ist die 3. Anfrage erledigt.

Wir kommen nun zur 4. Anfrage (FSP/00896/2004/ 0001-KSP/GM). Sie ist gerichtet von der Frau GRin Martina LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats) an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales: Das Wiener Frauengesundheitsprogramm ist aus der Gesundheitspolitik/der Gesundheitsversorgung nicht mehr wegzudenken. Wie stellt sich die Zukunft dieses Programms dar?

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Herr Vorsitzender! 

Frau Gemeinderätin! Die Einsetzung einer Frauengesundheitsberatung und die Errichtung des Wiener Frauengesundheitsprogramms war sicher ein Meilenstein in der Fortentwicklung der Gesundheits-, aber auch der Frauenpolitik in Wien. Und die Frauengesundheitsbeauftragte ist eine äußerst kreative, engagierte Beamtin, eine wirklich engagierte Frau, die sich besonders um all diese Anliegen der Frauen kümmert. 

Wir wissen, dass Frauen viel häufiger auf ihre Gesundheit bedacht sind als die Männer, auch häufiger Ärzte aufsuchen, dass sie aber zum Teil auch mit dem allen, dem Eingehen auf ihre spezifischen Bedürfnisse nicht so zufrieden sind wie zum Teil die Männer zufrieden sind. Daher ist es besonders wichtig, die Erkrankungen, die besonders Frauen betreffen, herauszuarbeiten, aber auch bei Erkrankungen, die beide Geschlechter betreffen, die frauenspezifischen Aspekte darzustellen und sich für die optimale Versorgung und die optimale Annahme der Frauen zu kümmern. Ich möchte zum Beispiel darauf hinweisen, dass viele Frauen, die wunderbar behandelt werden mit Brustkrebs, sehr wohl aber Schwierigkeiten und Probleme haben, wie ihre Krankheit verarbeitet und angenommen wird und über ihre Probleme zu sprechen. 

Wir haben aber im Frauengesundheitsbereich einen Beirat aus Expertinnen, die sich ganz enorm einsetzen, um entsprechend gute Programme und Fragestellungen zu Tage zu bringen. 

Wie gesagt, das Problem Brustkrebs habe ich bereits angesprochen, was uns in der Frauengesundheit nie verlassen wird. Es ist ein Karzinom, das besonders belastend für die Frauen ist, weil es die Frauen in der Integrität ihres Körpers, in ihrer Wirkung auf die Außenwelt trifft.

Wir haben aber noch ein zweites Karzinom, das, wenn man beide Geschlechter zusammenrechnet, das häufigste ist, das Darmkarzinom. Es ist uns ein Anliegen, jetzt Programme für die Früherkennung von Brustkrebs und für die Früherkennung von Darmkrebs zu entwickeln.

Darüber hinaus ist auch geplant, im Rahmen von "Herz für Wien" eine frauenspezifische Komponente, einen frauenspezifischen Schwerpunkt zur Bekämpfung der Herz-Kreislauf-Erkrankungen, zu bringen. Ich möchte hier auch an die Studien in Innsbruck erinnern, wo die Frauen ein schlechteres Outcome als die Männer bei Herzinfarkt hatten, was in Wien nicht nachzuvollziehen ist. In Wien sind die höheren Erkrankungsraten im Alter auch dadurch bedingt, dass es mehr Frauen im höheren Alter gibt. 

Wichtig wird es aber in diesem Zusammenhang sein, darauf hinzuweisen, was Rauchen bewirkt, dass man sich vermehrt mit dem Rauchen und den Frauen beschäftigt, denn zum Beispiel ist bei den Frauen der Lungenkrebs bedingt durch die stärkeren Rauchgewohnheiten der Frauen im Zunehmen.

Besonders wichtig ist auch die gesundheitliche Förderung der Frau am Arbeitsplatz, da wieder besonders für die ältere Arbeitnehmerin und für die schlechter qualifizierte, die unter besonders unangenehmen Bedingungen arbeiten muss.

Eine weitere Zielgruppe sind die Seniorinnen, sowohl allein stehende, die auch noch unter der sozialen Isolation leiden als auch die Angehörigen, die ältere Angehörige zu pflegen haben.

In Hinkunft wird das Bemühen noch größer sein, verstärkt mit den Wienerinnen und Wienern, vor allem mit den Wienerinnen in Kontakt zu treten. Es ist an Vernetzungen im Bezirksbereich gedacht. Als besonders gut für die Frauengesundheitspolitik hat sich auch die Synergie mit dem Fonds Soziales Wien herausgestellt. Gerade jetzt, wo der Sozialbereich gesamt dorthin wandert, gibt es besonders viele Möglichkeiten, den Frauen, die sozial schwächer sind, zu helfen. Ich bin sehr optimistisch, dass es uns mit diesem Programm weiter gelingt, den Frauen in ihren gesundheitlichen Anliegen die richtige Unterstützung zu geben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau Dr Pilz, die erste Zusatzfrage bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender. Es gibt offensichtlich von der SPÖ keine erste Zusatzfrage, also sind schon wir dran.

Frau Stadträtin, Sie haben eine Reihe von wichtigen Maßnahmen angeführt, die mit dem Frauengesundheitsprogramm, das ich persönlich sehr schätze, zu tun haben. Ich möchte diese Liste, Frau Stadträtin, um ein ganz wichtiges Anliegen ergänzen, das Sie jetzt leider nicht angeführt haben, obwohl Sie die Betroffenheit von Krebserkrankungen bei Frauen sehr betont haben.

In jüngster Zeit gibt es eine international und auch in Österreich geführte Debatte über die Hormonersatztherapie. Diese Hormonersatztherapie hat – ich will jetzt das Wort verwenden – in den vergangenen Jahren viele Frauen dazu verführt, sich dieses angebliche Jungbrunneninstrument auch von Ärzten und Ärztinnen auf Empfehlung einreden zu lassen und zu glauben, dass sie damit ihrem Körper etwas Gutes tun. Das Gegenteil ist der Fall. Internationale Studien belegen, dass das Brustkrebsrisiko durch diese kombinierte Therapie um bis zu 30 Prozent gewachsen ist. Prof Zielinski aus Wien hat das selber in "Doktor in Wien" qualifiziert. 

Ich halte die Entwicklung der Hormonersatztherapie für ein ganz großes medizinisches Drama. Ich halte das für eine der größten Verirrungen in den letzten 20 Jahren. Ich denke, Prof Zielinski ist ausgewiesener Experte.

Frau Stadträtin, nun meine konkrete Frage: Werden Sie die Frau Frauengesundheitsbeauftragte Dr Wimmer‑Puchinger und das Frauengesundheitsprogramm dazu anweisen, hier eine eindeutige und parteiliche Stellungnahme zu machen und die Frauen in Wien über die Risken, die Gefährlichkeit und die möglichen gesundheitlichen Schädigungen dieser Hormonersatztherapie zu informieren? Oder bleiben wir sozusagen lediglich beim Verweis auf medizinische Studien, mit denen die Frauen eigentlich nichts anfangen können?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin, dass ich nie eine Verfechterin der Hormonersatztherapie war, dass ich sie immer sehr kritisch bewertet habe, ist allgemein bekannt, denn es ist die Physiologie des weiblichen Körpers derart, dass die Hormonproduktion und die Stimulation der weiblichen Brustdrüse irgendwann abnimmt. Es war daher ganz logisch, dass es nicht gesund sein kann, wenn man über den natürlichen Ablauf hinaus das Brustdrüsengewebe stimuliert, weil dann auch die Apoptose nicht mehr in dem Maße einsetzt. Das war eigentlich schon logisch begründet und ich war daher immer eine große Skeptikerin. 

Wir werden nicht eine eigene Studie in Auftrag geben, aber es ist selbstverständlich so, dass wir im Rahmen der Programme immer darauf hinweisen. Es können die Frauengesundheitsbeauftragte und auch die Gesundheitsstadträtin den einzelnen Ärzten nicht Weisungen geben, wie sie zu behandeln haben. Das ist absolut unmöglich. Aber es beschäftigt sich die Medizin insgesamt kritisch damit und es ist unsere Aufgabe, den Frauen das Selbstbewusstsein zu geben, die Hormontherapie kritisch zu hinterfragen. 

Es hat auch eine Zeit lang geheißen, Östrogene schützen vor Herzinfarkt. In der Zwischenzeit weiß man, es ist das Gegenteil der Fall. 

Die Haut mag vielleicht ein bisschen weniger faltig sein, aber letzten Endes altern wir alle. Wir wollen ein Alter erreichen, also müssen wir uns auch damit abfinden, dass wir nicht mehr wie 20 ausschauen. Die Männer schauen ja auch nicht mehr wie 20 aus, wenn sie 50 sind, und keiner wird ihnen deswegen Hormone empfehlen.

Ich glaube, es ist unsere Aufgabe, den Frauen das Selbstbewusstsein zu geben, dass wir auch mit dem natürlichen Ablauf unserer Physiologie durchaus sehr gut leben können, durchaus noch die gleiche Attraktivität wie Männer im gleichen Alter haben und daher unseren Körper nicht mit einer fragwürdigen Therapie vor dem Altern schützen müssen, wiewohl es das Altern selbstverständlich auch nicht verhindern kann. Das ist mein Anliegen, aber auch das Anliegen der Frau Prof Wimmer‑Puchinger, immer wieder auf die Gefährlichkeit hinzuweisen. 

Wie sehr jedoch die Frauen den einzelnen Ärzten vertrauen und dann diese Therapie durchführen, kann ich nicht sagen. Ich würde nur jeder Frau, die in der Familie Brustkrebs hat, davon abraten, eine Hormonersatztherapie durchzuführen, wenn sie im Klimakterium ist. Nur wenn die Beschwerden durch das Klimakterium so groß sind, dass es nicht anders geht, würde ich vielleicht vorsichtig zu einer Therapie raten, aber sicher nicht über Jahre hinaus.

Wir werden das weiter thematisieren, müssen dazu aber auch die berufenen Ärzte reden lassen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage, Frau GRin Lakatha, bitte.

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin, es ist Ihnen sicher nicht unbekannt, dass ich das Frauengesundheitsprogramm für eine ganz ausgezeichnete Einrichtung halte. Ich bewundere nach wie vor, mit wie viel Enthusiasmus und Idealismus die Damen zusätzliches Geld auftreiben, einfach weil sie von Ihnen zu wenig bekommen.

Ich möchte nur feststellen, bei Ihrer langen Liste, welche neuen Schwerpunkte unbedingt getroffen werden müssen, fehlt mir das Programm, dass sich Migrantinnen wesentlich mehr regelmäßigen Untersuchungen unterziehen müssen. Und zwar hindern sie sprachliche Probleme und auch ein anderer kultureller Hintergrund oft daran.

Frau Stadträtin, ich hätte Sie jetzt gerne gebeten, dass Sie mir sagen, wie viel Sie insgesamt für die Frauengesundheit einschließlich der Personalkosten heuer zur Verfügung gestellt haben und ob Sie dafür Sorge tragen, dass die Frauengesundheit nächstes Jahr wesentlich mehr Geld bekommt, weil das darf Ihnen gar nicht schwer fallen. Das verschiebt sich ja innerhalb Ihres Ressorts, mehr Frauengesundheit, mehr Vorsorge, mehr Prävention, weniger Krankenhausaufenthalte, weniger Fernbleiben vom Arbeitsplatz, also es kommt alles wieder zu Ihnen zurück. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin, dass alles immer wieder zurückkommt, ist manchmal nicht ganz so einfach. Sie wissen, dass natürlich die Finanzen nicht allzu üppig sind. Wir sind bis jetzt mit den zur Verfügung gestellten Geldern, die beschlossen wurden, ausgekommen. Sollte es einmal nicht der Fall sein, werden wir selbstverständlich nachjustieren. Manche Programme, wie wir jetzt zum Beispiel ein Darmkrebsfrüherkennungsprogramm planen, werden gemeinsam mit anderen Betreibern finanziert werden. Ich kann Ihnen den Betrag in Euro jetzt nicht sagen, es ist ein umgerechneter Betrag von etwa 10 Millionen S. Aber es sind sehr viele Dinge mit der Gesundheitsplanung cofinanziert, sodass nicht alles budgetär im Programm der Frauengesundheitsbeauftragten ist. 

Migrantinnen – ich habe es nicht so sehr angesprochen, was wir ja schon in der Vergangenheit getan haben, dass ein besonderer Schwerpunkt im Bereich der Migrantinnengesundheit bereits lag, wo wir auch fremdsprachige Folder gehabt haben, wo wir uns in vielen Fällen besonders den Migrantinnen zugewandt haben; das ist bekannt. Und die erfolgreichen Programme werden auch weiter fortgesetzt. 

Ich habe sie jetzt in den gewählten Programmen mit Ausnahme Brustkrebs nicht derartig angesprochen. Es ist wichtig, ihnen muttersprachlich entgegenzukommen, ihnen auch psychologische Hilfe zu geben und ein neuerer Aspekt werden die Migrantinnen im Alter sein, die bis jetzt weniger vorhanden waren, weil sie zum Teil auch noch sehr im familiären Kreis eingebettet sind. Das wird sich etwas verschieben, weil die Jüngeren dann mehr die Lebensgewohnheiten unseres Landes annehmen, im Arbeitsprozess stehen und wahrscheinlich der familiäre Umkreis nicht mehr so stark sein wird, wie er bisher war. 

Gerade die Migrantinnen muss man besonders auf ihre Gesundheit als Frau und die rechtzeitigen Vorsorgeuntersuchungen hinweisen. Das wird in jedem Fall weitergeführt und ausgeweitet.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage, Frau Mag Schmalenberg, bitte.

GRin Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin, das Frauengesundheitsprogramm wird im heurigen Frühjahr fünf Jahre alt. Wir haben einige Projekte sehr erfolgreich durchgeführt, andere sind noch nicht wirklich sehr weit gekommen, etwa die Frage zur Führungsposition von Frauen im Gesundheitswesen oder auch andere Themen. Es sind auch neue Themen gekommen, wie etwa die Hormonbehandlung oder frauenspezifische Studiendesigns in der Medikamentenentwicklung, wo ich mir wünschen würde, dass Wien eine Vorreiterrolle spielen könnte. 

Wir haben vorhin über die Hormonbehandlung gesprochen. Ich glaube, dass es wichtig ist, hier die Experten zu Wort kommen zu lassen und vor allem auch auf sie zu hören. Meine Angst ist, dass es hier zu einer Verunsicherung von Frauen kommt, nämlich von denen, die seit Jahren Hormone eingenommen haben. 

Was werden Sie tun, um hier vorzubeugen, dass es nicht zu einer Verunsicherung kommt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin, wann immer wissenschaftlich etwas in Diskussion ist, kommt es natürlich zu einer gewissen Verunsicherung. Es ist diese Lancet‑Studie, die gezeigt hat, dass es bei langjähriger Gabe von Hormonen in der Menopause zu einem vermehrten Risiko an Brustkrebs kommt. Das ist etwas, das wir nicht wegdiskutieren können. 

Meine Empfehlung ist, dass jene Frauen, die längere Zeit Hormone eingenommen haben, zunächst einmal regelmäßig zur gynäkologischen Untersuchung und zur Mammographie gehen, vielleicht einige Jahre lang auch im jährlichen Abstand, denn wenn man in keine Hochrisikogruppe fällt, genügt ein zwei- oder dreijähriger Abstand der Mammographie, aber diejenigen, die in der Hochrisikogruppe sind, sollten sich jährlich einer Mammographie unterziehen. 

Wie ich schon der Frau GRin Pilz gesagt habe, muss man die Hormontherapie äußerst kritisch sehen. Es gibt eine Physiologie des Körpers. Die Hormone haben eine stimulierende Wirkung auf das Gewebe. Wenn Zellen produziert und nicht wieder rechtzeitig abgebaut werden, also dem Zelltod anheimfallen, dann kommt es eben zur bösartigen Entartung. Östrogene Hormone stimulieren die weibliche Brust. Der weibliche Zyklus ist darauf ausgerichtet, dass dann eine Eizelle in der Gebärmutter nistet und dass letzten Endes die Frauen fähig werden zu stillen. Das ist der natürliche Zyklus. Irgendwann hört dieser Zyklus auf und man sollte nicht mit aller Gewalt diesen Zyklus durchbrechen, wiewohl das natürlich gewisse Erscheinungen auch im äußeren Bild hat, wenn die hormonelle Stimulation fehlt. 

Ich würde nicht sagen, dass die Frauen sicher mit Schäden rechnen müssen, dass aber jene, die durch Jahre hindurch in der Menopause eine Hormontherapie eingenommen haben, doch engmaschigere Kontrollen bei ihren Gynäkologinnen und Gynäkologen durchführen sollten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die letzte Zusatzfrage, Frau GRin Ludwig, bitte.

GRin Martina Ludwig (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Stadträtin, ich denke, es ist schön und gut, dass es eigentlich quer durch die Bank so viel Zustimmung zu den Zielen des Frauengesundheitsprogramms gibt.

Meine Frage an dich wäre nun: Was sind aus deiner Sicht die erfolgreichsten Projekte in der Vergangenheit gewesen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Gemeinderätin, das berühmteste, erfolgreichste Projekt war das, was wir vor wenigen Jahren hatten, "Die Klügere sieht nach", das Programm der Brustkrebsfrüherkennung bei Überfünfzigjährigen, das gemeinsam von der Stadt Wien - KAV mit der Wiener Gebietskrankenkasse durchgeführt wurde. Es wurden die Frauen zwischen 50 und 69 angeschrieben und aufgefordert, zu einer Mammographie zu kommen. Es wurden spezielle Röntgenologen ausgesucht, die sich besonders mit diesem Thema auseinandersetzen und die hohe Qualitätsstandards erreichen. Das Gute war, wir konnten eine Steigerung der Mammographierate um 20 Prozent bei jenen Frauen erreichen, die schon länger als fünf Jahre keine Früherkennungsuntersuchung gemacht haben. Wir haben die Zielgruppe also sehr stark erreicht. 

Es gab manche – auch in der Medizin gibt es immer Für- und Widerdiskussionen –, die gesagt haben, das bringt nicht so viel, aber internationale Studien haben gezeigt, dass dieses Screening sehr wertvoll ist, dass es zu einer Senkung der Sterblichkeit kommt, dass wir, wenn wir Brustkrebs früh erkennen, die gefürchtete Brustamputation hintanhalten können, dass man bei Früherkennung die Brust lokal operieren kann und den Frauen dieser entsetzliche Einschnitt in ihre Weiblichkeit erspart bleibt, dass eine Brust entfernt werden muss, die man dann vielleicht mühselig plastisch aufbauen kann, aber halt doch nicht mehr der eigenen Brust entspricht.

Wir entwickeln Programme mit ÖBIG und Expertinnen weiter, um dieses Programm fortzusetzen. Man braucht das nicht jährlich durchzuführen, weil man sonst immer die gleiche Gruppe hat, aber diese Programme werden unbedingt von uns fortgesetzt. 

Wir haben uns weiters mit der Prävention der postnatalen Depression beschäftigt. Das ist eine Erkrankung, die für Frauen sehr bedrückend ist. Man setzt in das Frauenbild gewisse Ansprüche. Man erwartet, eine Frau muss sofort und unbedingt ganz glücklich sein, wenn sie Mutter wird und sieht gar nicht die Aspekte und die Ängste, die eine Frau hat. Frauen, die aus Verhältnissen mit Partnerschaftsproblemen, mit sozialen Problemen kommen, neigen viel eher dazu. Das hat diese Studie ergeben und wir werden uns besonders bemühen, diesen Frauen Hilfestellung zu geben. 

Dann haben wir die erfolgreiche Essstörungskampagne der Frauengesundheit, wo vermehrt an die Schulen gegangen wird, um die Jugendlichen aufzuklären. Wir haben auch eine Hotline über Essstörungen, Magersucht und Bulimie. 

Dann, wie gesagt, die Migratinnengesundheit, die uns ein besonderes Anliegen ist, wo wir alles daran gesetzt haben, sie zu erreichen.

Außerdem bemühen wir uns auch um die Opfer der Frauenbeschneidung, ein Thema, das uns eigentlich nicht loslassen sollte. Für uns klingt das sehr fern, weil es im europäischen Raum bei Europäerinnen nicht vorkommt, wir dürfen aber nicht vergessen, dass junge Frauen in ihren Heimatländern zur Beschneidung gebracht werden. Daher ist auch der Kampf in diesem Land ein besonders großer, um zu erreichen, dass dieses Unrecht an Frauen aufhört. 

Wir haben Projekte zur Verbesserung der gynäkologischen Versorgung von Frauen mit Behinderungen und auch für die Gesundheitsförderung von Müttern mit Kleinkindern.

Ein besonders wichtiges Projekt war und ist auch, Gewalt gegen Frauen und Kinder zu verhindern. 

Frau Prof Wimmer‑Puchinger hat sehr erfolgreich die Wiener Frauengesundheitstage ausgerichtet, die sich großer Beliebtheit erfreuen, die viele Informationen gaben. 

Aber es gab noch ganz wichtige Programme auch zur Jugendsexualität, zur Schwangerschaftsverhütung. Wie gesagt, wir wollen ungewollte Schwangerschaften in erster Linie verhindern. Das gelingt ebenfalls. 

Dann war auch das Problem der Schönheitschirurgie. Das ist ebenfalls ein gewisser Druck, unter dem Frauen stehen, was die Möglichkeiten sind, was das Für und Wider ist. Ein Thema, das von vielen vielleicht nicht ernstgenommen wird, war die übergroße weibliche Brust, die zu orthopädischen Schwierigkeiten führen kann. Es war nicht ganz einfach, die Krankenkassen zur Kostenübernahme in diesem Bereich zu bringen, aber auch das ist uns gelungen. 

Insgesamt möchte ich sagen, ich danke meinem Vorgänger für die Entscheidung, eine Frauengesundheitsbeauftragte in Wien einzusetzen. Ich danke ganz besonders der Frau Prof Wimmer‑Puchinger, ihren Mitarbeiterinnen und ihrem Beirat für dieses besonders erfolgreiche Programm, wo Wien wirklich Vorbild für viele Städte ist. – Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur fünften und letzten Anfrage (FSP/00903/2004/0002-KGR/GM) in dieser Fragestunde. Sie ist von Frau GRin Cordon (Grüner Klub im Rathaus) an die Frau Vizebürgermeisterin gerichtet: Zur Zeit erwartet nicht nur die Bevölkerung gespannt die Enthüllung der geheimnisvollen neuen Umgestaltung des Volkspraters, sondern natürlich auch die Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer selbst. Sicher entsteht ein tolles Konzept zur Freude der künftigen Praterbesucherinnen und Praterbesucher. Im Moment besteht leider nur ein großes Durcheinander und eine große Unsicherheit bei den Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer, die nicht in die Ideenfindung zum "Neuen Prater" eingebunden sind. Warum sind die Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer selbst von der Ideenfindung, trotz eines neu erstellten Praterkonzepts, ausgeschlossen?

Ich bitte um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin, ich bin sehr dankbar dafür, dass Sie diese Frage gestellt haben, weil es die Gelegenheit ist, eine Zusammenschau dessen zu machen, was in diesem wirklich spannenden Gebiet zwischen Ausstellungsstraße und Praterstadion zurzeit, aber auch in den nächsten Jahren, vor sich gehen wird. Diese Zusammenschau ist vielleicht für jeden einzelnen oder jede einzelne in diesem Hause auch eine Gelegenheit, wenn man in der derzeitigen Situation angesprochen wird oder selbst Botschafter für dieses so spannende Entwicklungsgebiet sein kann, dann tatsächlich dafür zu sprechen und nicht mit denen mitzureden, die im Moment ein bisschen verunsichert sind. 

Ganz konkret, um diese Zusammenschau zu geben: Wir haben in diesem Hause vor längerer Zeit schon zwei ganz wichtige Entscheidungen getroffen, die mehr oder weniger der Startschuss für diese Entwicklung waren, einerseits die Entscheidung, die U-Bahn auszubauen, genau in die Gegend zu führen, von der ich gesprochen habe, also viel Geld zu investieren, dass eine zusätzliche U‑Bahnlinie, die auch über die Donau fährt, die Stadt sozusagen näher zusammenbringt.

Die zweite ganz wichtige Entscheidung war, die Messe Wien an jenem Standort, wo sie war, neu zu errichten und dadurch zukunftsfit zu machen. Eine Investition von knapp 200 Millionen EUR, die dort innerhalb kürzester Zeit umgesetzt wurde. Wir konnten alle erleben, welch gute Infrastruktur dort entstanden ist und wie positiv sich das einerseits auf die Möglichkeiten, große Konferenzen abzuhalten, ausgewirkt hat, aber gleichermaßen auch für den Wirtschaftsstandort Wien maßgebliche Impulse zu setzen. 

Diese beiden Entscheidungen haben sozusagen den Reigen dessen eröffnet, was nun folgen wird. Eine dritte, die nicht seitens der Stadt Wien selbst getroffen wurde, aber sich durch die Bewerbung Österreichs gemeinsam mit der Schweiz um den Zuschlag für die Austragung der Europameisterschaft im Fußball 2008, den wir bekommen haben, ergeben hat, war sozusagen das Anwerfen des Turbos in die Richtung, dass sehr rasche Entscheidungen zu treffen und auch umzusetzen sind.

Wenn man das Gebiet vor Augen hat, weiß man, dass in diesem Gebiet einerseits die Messe schon neu errichtet ist, andererseits die Vorbereitungen für die Umsetzung der Erfordernisse im Happelstadion bereits im Gange sind und es einige Punkte gibt, an denen wir arbeiten müssen.

Nun komme ich zu dem, was Sie angesprochen haben, nämlich der Unterhaltungs-, Vergnügungspark- und Entertainmentzone. Auch hier haben wir sozusagen einen Goldbarren liegen, nämlich den ältesten noch in Betrieb stehenden Vergnügungspark dieser Erde. Wer immer sich mit dem Wurstelprater, mit all seiner Geschichte, auseinander gesetzt hat, weiß, welche richtungsweisende Einrichtung das zum Zeitpunkt der Gründung war. Grundlegende Impulse sind von dem damaligen Konzept ausgegangen. Vieles, was im Themenparkbereich in der Zwischenzeit in der ganzen Welt umgesetzt wurde, hat seine Wurzeln seinerzeit von dem Gebiet im Prater genommen. 

Der Wurstelprater – das weiß jeder, der in der letzten Zeit dort war – hat mit der Entwicklung nicht mithalten können. Das hat verschiedenste Gründe. Die Schwierigkeit dieses Areals liegt im großen Unterschied zu anderen Themenparks dieser Erde darin, dass wir eine ganz andere Unternehmerstruktur haben. Der Grund gehört der Stadt Wien. 80 Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer betreiben derzeit 140 unterschiedliche Geschäfte im Wurstelprater. So unterschiedlich die Unternehmer sind, so unterschiedlich sind die Geschäfte, die sie betreiben. 

Wir haben ein großes Zugpferd mit dem Riesenrad, das letztendlich für einen großen Zustrom sorgt, nicht nur seitens der Wienerinnen und Wiener, sondern vor allem der Touristinnen und Touristen, die nach Wien kommen. Es gibt einzelne der Praterunternehmer, die in den letzten Jahren sehr viel Geld investiert haben, um dem internationalen Trend Rechnung zu tragen, dementsprechend ihre Geschäfte zu thematisieren und all das zu erfüllen, was modernes Entertainment braucht. Aber ich gehe davon aus, wenn Sie Interesse bezeugen, kennen Sie auch die anderen. 

Das, was wir uns vorgenommen haben, was in 20 Jahren Selbstbestimmung durch den Praterbeirat nicht wirklich gelungen ist, ist ein Gesamtkonzept zu entwickeln, systematisch den Wurstelprater als Goldstück des Wiener Entertainments, mit dem ungeheuren Vorteil, unmittelbar beim Stadtzentrum zu sein und in Zukunft mit der U‑Bahn noch näher zu rücken, qualitativ aufzuwerten, ein Facelifting, eine Renaissance des Praters durchzuführen. Wir haben den internationalen Experten Emmanuel Mongon mit der Masterplanung beauftragt. Diese Masterplanung wird laut Plan Ende dieses Monats fertig sein und wie geplant im April der Öffentlichkeit präsentiert werden, wobei man sagen muss, eine Masterplanung – jeder, der sich damit befasst, weiß das – beschäftigt sich mit mehr als dem derzeit Vorhandenen. Eine Masterplanung hat viele Facetten zu erfüllen, auch unabhängig von derzeit vorhandenen Strukturen Richtlinien vorzugeben, wohin die Entwicklung gehen könnte. Themen wie Sicherheit, Sauberkeit, öffentliche Infrastruktur, PR und Marketing, die Fragen des Kulturellen, der gastronomischen Einrichtungen bis hin zu dem Schwerpunkt der Thematisierung und der Umsetzung in diesem Bereich werden Inhalt dieser Masterplanung sein.

Nun komme ich zu dem eigentlichen Teil Ihrer Anfrage, der sich mit den Praterunternehmerinnen und Praterunternehmern beschäftigt und für mich den Widerspruch aufzeigt, der sich hier manchmal auftut. Wenn Sie einerseits davon sprechen, dass wir ein tolles Konzept zur Freude der künftigen Praterbesucherinnen und Praterbesucher erwarten können, aber im gleichen Atemzug behaupten, dass eine große Unsicherheit bei den Praterunternehmerinnen und Praterunternehmern besteht und hinterfragt wird, warum die nicht dabei sind, muss man Folgendes sagen: 

Erstens ist es ein gemeinsames Anliegen, diese Renaissance durchzuführen. Die Praterunternehmerinnen und Praterunternehmer waren schon in den letzten Jahren tätig, mit dem Ergebnis, das wir alle kennen, und werden es auch in Zukunft sein.

Punkt zwei: Sie sind bei der Erarbeitung des Konzepts natürlich involviert, denn beim Ideenfindungsprozess waren auch ihre Ideen eingebracht. Ich weiß, wie viele Stunden ich selbst, viele andere, aber vor allem auch Herr Mongon mit den Unternehmerinnen und Unternehmern verbracht hat, um mit ihnen und auch entlang ihrer Überlegungen den Masterplan zu entwickeln. 

Das, was jetzt sozusagen vorgestellt wird, ist das Ergebnis all dieser Gespräche. Die Umsetzung beginnt danach. Das ist sozusagen das, wozu der gute Wille, die Innovation und das Engagement aller gefragt ist, um die Unsicherheiten möglichst rasch auszuräumen, vor allem entgegen jenem Wiener Trend, dem manche gerne folgen, nämlich sich über Dinge aufzuregen, die nie stattgefunden haben und auch nicht stattfinden werden, und so zu versuchen, Meinungen zu bilden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die erste Zusatzfrage, Frau GRin Cordon, bitte.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Frau Stadträtin, für diese ausführliche Antwort. Aber damit stehen Sie ein bisschen im Widerspruch zu den Menschen, die dort, vor Ort, mit dem Prater befasst sind und sehr wohl seit langem, man kann für einige Familien sagen, seit 1945 den Prater aufgebaut und auch investiert haben. So wie es dort ankommt, ist es wirklich keine Gemeinsamkeit, wie mir von verschiedenen Stellen – ich muss sagen nicht nur von einem, das kann schon passieren – gesagt wurde, dass Herr Mongon zu einzelnen Unternehmerinnen und Unternehmern geht und sagt, sie sollen eine Kinderzone machen, weil es sonst keine Kommunikation gibt. Auch das Plenum, das Sie zum Ideenfindungsprozess eingeführt haben, hat nie stattgefunden. Der Beirat findet nicht mehr statt. Es ist ein Eingriff in bestehende Rechte, wenn man nicht mehr weiß, wie die Pachtverträge weitergehen. 

Daher möchte ich schon die Frage stellen, wie Sie dann sehen, dass die Finanzierung des Praters weiter erfolgen kann, wenn die Menschen dort überhaupt keine Sicherheit mehr haben, denn ein Gerät kostet zum Beispiel 25 Millionen EUR, was sie nicht in einem Jahr abzahlen können und wozu sie Kredite benötigen. Wie sehen Sie in weiterer Folge die Finanzierung?

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Frau Stadträtin, bitte.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin, ich freue mich, dass Sie sich im Detail damit beschäftigen. Vielleicht ist es notwendig, noch ein Stückchen mehr ins Detail zu gehen. 

Die Zukunft wird sich sicherlich unterschiedlich gestalten. In Bezug auf die angesprochene neue Bahn, die heuer im Prater aufsperren wird, weiß gerade diese Unternehmerfamilie ganz genau, was notwendig ist, um neue Aspekte einzubringen. Da hat es intensive Gespräche gegeben, auch was die im ersten Schritt nicht erfolgte Thematisierung betrifft. Denn wenn Sie sich ein bisschen auf der ganzen Welt und in den Themenparks dieser Erde umschauen, dann werden Sie feststellen, dass im Prater zwar analog zu anderen Parks die meisten Bahnen zu finden sind, allerdings stehen bei uns die nackten Prototypen. In jedem anderen Park haben Sie diese Bahnen dem Thema entsprechend angepasst. Wenn Sie sich ein bisschen mit der Finanzierung anderer Parks beschäftigt haben, dann wird Ihnen, egal ob das der Europapark in Deutschland ist, ob das der Hansapark ist, ob das Tripsdrill ist, ob das der Tivoli in Kopenhagen ist, ob das die Parks in England sind – ich spreche bewusst nicht von den großen Parks wie Disney und Universal, weil das eine ganz andere Welt ist –, in diesen Parks, die auch Familienbetriebe sind, wo wir zumindest im Einzelnen eine ähnliche Struktur wie im Prater haben, jeder sagen, dass bei der Berechnung der Investition immer ein Teil für die Thematisierung und ein Teil für PR und Marketing investiert werden muss, mit der Zielsetzung, auch die Rentabilität zu solchen Geschäften letztendlich darstellen zu können. Das ist ein Schritt, der in Wien noch gegangen werden muss, gemeinsam mit Investoren, die selbst gar keine Geschäfte betreiben wollen, die es aber gibt, denn das Interesse am Prater ist glücklicherweise höher, als es sich manche von uns vorstellen können. Zum Dritten werden sicherlich auch die Investitionen, die wir mit dem Masterplan verfolgen, die von der öffentlichen Hand, aber auch gemeinsam mit privaten Investoren, getätigt werden, wie wir es zur Zeit am Beispiel der Investition im ehemaligen Kaleidoskop mit der gleichzeitigen Verpflichtung, die erste wirklich angepasste öffentliche Toilettenanlage von einem privaten Investor zu bauen, eine Zielsetzung sein. Das wird der Weg in die Zukunft sein, gemeinsam mit jenen, die sich das nicht leisten können, und trotzdem in weiterer Folge ein Stück des historischen Praters sein werden. 

Was wir dazu brauchen, ist das Miteinander und nicht die Angst, die noch immer kein guter Motor, ganz egal in welchem Bereich, war.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn Mag Neuhuber gestellt. Ich bitte darum.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vizebürgermeisterin, Ihre eingangs sehr allgemein gehaltene Schilderung über diesen ganzen Stadtteil hat mich einmal mehr in meiner Sicht der Dinge bestärkt, dass Sie dort als Oberplanungsstadträtin fungieren. 

Ich möchte aber auf den Kern der Frage von der Frau Kollegin Cordon zurückkommen, auf den Goldbarren, wie Sie es genannt haben. Mir läge jetzt natürlich auf der Zunge, stärker auf die Diskrepanz, die teilweise selektive Wahrnehmung einzugehen, dass Sie offensichtlich meinen, dass mit den Praterunternehmern ohnehin kommuniziert wird. Durchaus möglich ist, dass Sie tatsächlich mit Einzelnen in stärkeren Kommunikationsprozessen sind, aber die Mehrheit der Praterunternehmer fühlt sich von diesem Planungsprozess ausgeschlossen. 

Ich will eigentlich eine andere Frage stellen. Seit ich seit acht Jahren in diesem Hause bin, hat es bereits verschiedenste Planungen zum Prater gegeben, auch in der letzten Legislaturperiode sehr eingehend. Es wurde damals schon ein durchaus auch nach Expertenmeinung vernünftiges Konzept von einem Team, bestehend aus den Herren Schwarz und Sallaberger, geliefert. Dieses mehrere hundert Seiten umfassende Konzept, dieser Masterplan, ist sang- und klanglos in der Versenkung verschwunden. Ich habe bis heute nicht eine einzige Stellungnahme gehört, wieso da Hunderttausende oder Millionen von Euro ausgegeben wurden, um das dann einfach in die Schublade zu legen und den Herrn Mongon wieder um Hunderttausende oder Millionen von Euro neuerlich zu beauftragen.

Meine Frage Frau Vizebürgermeisterin: Warum ein neues Konzept? Was war an dem alten so schlecht? Warum wurde es schubladisiert?

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte, Frau Vizebürgermeisterin.

VBgmin Grete Laska: Herr Gemeinderat, es wäre für Sie ein einfaches, aus Ihrer Sicht einen kurzen Blick und ein Ohr nach rechts zu wenden und den Herrn DDr Görg zu befragen, wenn Sie das Konzept schon selbst nicht studiert haben, was ich jetzt einmal annehmen muss. Denn dann wüssten Sie, dass genau auf Grundlage dieses damals erstellten Masterplans die grundlegenden Entscheidungen getroffen wurden, die ich eingangs zitiert habe und dass genau auf Grundlage des damaligen Masterplans die Gesamtentwicklung des Gebiets mit der damals festgelegten Zoneneinteilung voranschreitet. Was ist Vergnügungsteil? Wodurch ergibt sich die neue Entertainmentzone? Wenn nämlich die Messe auf die Hälfte des Gebiets, das sie seinerzeit gehabt hat, zurückgeht. Das kann man sich derzeit schon anschauen. 

Sie werden im Juni dieses Jahres, nehme ich an, mit dabei sein, wenn der Cirque du Soleil auf dem neu geschaffenen Rotundenplatz seine Zelte aufschlägt. Ich bin davon überzeugt, dass Sie mit Begeisterung der Premiere beiwohnen wollen, genau an jenem Platz, der damals festgelegt wurde. Wir brauchen einen Zirkusplatz, einen zusätzlichen multifunktionellen Veranstaltungsplatz. Er ist genau nach diesem Masterkonzept umgesetzt worden. 

Wir wissen, dass wir in weiterer Folge die Krieau zu beachten haben. Da hoffe ich, dass wir an einer Seite kämpfen, dass das Thema Pferde in Wien zumindest in der Krieau ein Thema bleibt, wenn es schon seitens des Bundes in der Freudenau verabsäumt wurde, darauf Rücksicht zu nehmen. Es geht darum, dass man diese multifunktionale Stätte verstärkt wiederbelebt, weil sich die Stadt Wien entschieden hat, viel Geld in die Revitalisierung dieser denkmalgeschützten Bauten zu investieren, bis hin zu dem, was im ganzen sportlichen Bereich, auch auf Grundlage der Masterplanung, geschehen ist. 

Nun, was war das Ergebnis des damaligen Konzepts im Wiener Wurstelprater? Auch das lässt sich sehr klar dokumentieren. Eine der Errungenschaften war damals die Errichtung des so genannten Kaleidoskops. Wir waren beide bei der Eröffnung dabei. Es war das kürzeste Geschäft, das im Wiener Prater gelaufen ist. Es hat nämlich genau ein halbes Jahr offen gehabt, um dann aus der Konkursmasse letztendlich herausgelöst und jetzt bereits mit dem beschlossenen neuen Konzept wieder belebt werden zu können, das schon ein Vorausgriff auf die zukünftige Masterplanung ist, nämlich die inhaltliche Trennung von unterschiedlichen Einheiten im Prater letztendlich umzusetzen. 

Ihre zynischen Unterstellungen weise ich zurück. Ich kann Ihnen nicht sagen, wie oft ich mit den Anwesenden der einzelnen Praterunternehmer im Vorstand des Praterverbandes – ich gebe zu, es sind nicht alle Praterunternehmer im Pratervorstand zusammengeschlossen –, gemeinsam mit dem Präsidenten und den im Praterverband vertretenen Mitgliedern diskutiert habe. Auch Herr Mongon war zumindest drei Mal dort und hat über seine Pläne referiert. Ganz abgesehen von den Terminen, wo wir in anderen, immer von den Praterunternehmern gewünschten, Formationen über einzelne Details diskutiert haben. Sie machen hier aber Unterstellungen, die nicht einmal aus der Wirtschaftssicht der ÖVP verständlich sind. Denn es müsste Ihnen am Herzen liegen, dass dieser Goldbarren – ich bleibe bei der Bezeichnung – in der Stadt gehoben, geputzt und vermehrt wird, sodass wir in Zukunft fünf dieser Goldbarren haben, weil jeder weiß – und Sie wissen es auch –, dass die Zukunft des Tourismus mit dem ehrgeizigen Ziel von 10 Millionen Übernachtungen die Synergien aus dem Gesamtgebiet, das wir dort haben, die Zielsetzung die Europameisterschaft mit einem tollen Erfolg für Wien zu beenden und letztendlich die Sicherung dieses Gebiets für die Zukunft herzustellen, zurzeit eines der wichtigsten Themen in unserer Stadt ist.

Daher würde ich Sie dringend bitten, zu den Grundprinzipien der ÖVP zurückzukehren, nämlich im Sinne des gemeinsamen Wirtschaftsstandorts zu arbeiten und sich nicht auf die Seiten der Unkenrufer zu begeben! (GR Gerhard Pfeiffer: Aber polemisieren müssen Sie auch nicht, Frau Vizebürgermeisterin!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Josef Wagner gestellt. Ich bitte darum.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin, ich bin entsetzt über Ihre heutigen Aussagen. Ich spreche Sie nämlich nicht nur als Vizebürgermeisterin an, sondern Sie sind auch amtsführende Stadträtin für Jugend, Familie, Sport und Information. Sie haben heute bei der ganzen Debatte zum Prater zwar öfters das Wort "Goldbarren" in den Mund genommen, aber vom Projekt "Kaleidoskop" haben Sie nicht gesagt, was dort im ehemaligen Kultiplexx passiert, nämlich eine Glücksspielhölle auf 2 500 Quadratmetern. Das ist Ihre Verantwortung für Jugend und Familie! 

Die alte Tradition des Praters als Familienbetrieb, als unternehmerisches Familienunternehmen, wo wirklich die alte Tradition des Wurstelpraters gepflegt werden sollte, geht mit Ihren Verträgen pleite! (GR Christian Oxonitsch: Keine Sorge!) 

Frau Stadträtin, wenn Sie die Errichtung einer öffentlichen Toilette als Gegengeschäft für einen 40 Jahre lang unkündbaren Vertrag für eine Spielhölle als Riesenerfolg und als mutigen Schritt in die richtige Richtung des Praters bezeichnen, dann weiß ich nicht! (GR Christian Oxonitsch: Gibt es eine Frage auch?)

Es gibt schon eine Frage. (GR Christian Oxonitsch: Ach so! Ich warte nur darauf!) Wir haben, Herr Kollege, heute sehr ausführlich diskutiert und ich muss ein bisschen auch auf die ausführlichen Stellungnahmen der Frau Stadträtin eingehen dürfen, so wie die anderen Kollegen auch. (GR Christian Oxonitsch: Es ist nur die Fragestunde!) Wenn Sie mich nicht unterbrechen, dauert es kürzer! (GR Christian Oxonitsch: Ich warte gespannt!) 

40 Jahre lang vermietet die Stadt Wien um 10 000 EUR monatlich 2 500 Quadratmeter unter Ihrer Federführung an einen Glücksspielbetrieb im Traditionsunternehmen Prater. Das ist Ihre Verantwortung! Sie werden mit diesem Betrieb in den nächsten 40 Jahren wohl in die Geschichte eingehen und Sie werden noch jene überflügeln, die schon in den letzten Jahrzehnten bei der Praterverwaltung politisch gescheitert sind.

Ich frage Sie daher, ob Sie mit diesem Meisterstück eines Vertrages auf 40 Jahre mit einem monatlichen Entgelt von 10 000 EUR für die Stadt Wien als Grundeigentümer eigentlich beweisen wollen, dass Sie amtsmüde sind als Stadträtin für Jugend und Familie und Sie sich vielleicht mit diesem Meisterstück auf das demnächst frei werdende Ressort des Finanzstadtrats vorbereiten?

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Frau Stadträtin, ich bitte um Beantwortung.

VBgmin Grete Laska: Danke vielmals für diese Frage, Herr Gemeinderat.

Wann waren Sie das letzte Mal im Prater? Historisch gesehen können Ihre Besuche nicht zahlreich gewesen sei. Sie können nicht einmal als Mitglied dieses Hauses in anderen Bereichen verfolgt haben, wie sich zum Beispiel die Situation der von Ihnen so verdammten Glücksspielhöllen im Prater entwickelt hat. Denn würden Sie die Entwicklung beobachtet haben (GR Josef Wagner: Ich habe sie beobachtet!), dann müssten Sie in der Zählweise festgestellt haben, wie stark die Rückentwicklung der Anzahl der Automaten und der Standorte in den letzten Jahren war. (GR Josef Wagner: Nein!) 
Ich kann es Ihnen genau zeigen, lauter Praterparzellen und dass diese Verlagerung keine einzige zusätzliche Genehmigung erforderlich gemacht hat. Ganz im Gegenteil, es ist eine Verlagerung von derzeit bestehenden Genehmigungen. – Punkt eins.

Punkt zwei: Sie wissen anscheinend auch nicht, was die Pächterinnen und Pächter im Prater für die derzeitigen Pachtverhältnisse pro Jahr bezahlen, denn wenn Sie den Vergleich mit dem neu hier im Haus beschlossenen Pachtvertrag anstellen würden, dann würden Sie einen gravierenden Unterschied feststellen und die Frau GRin Cordon hätte wahrscheinlich mit den Damen und Herren, mit denen sie in Kontakt ist, jede Menge zu tun, weil sie nämlich serienweise der Schlag treffen würde, wenn sie nur zehn Prozent von dem bezahlen müssten, was in diesem neuen Vertrag festgelegt wurde. (GR Josef Wagner: Der wurde aber nicht hier beschlossen!) Natürlich! Im Hause wurde er beschlossen! (GR Josef Wagner: Nein! Der wurde im Ausschuss beschlossen, aber nicht hier im Gemeinderat!) Gut, der Ausschuss ist auch hier im Hause. (GR Josef Wagner: Hier im Hause ist der Gemeinderat!) Aber wollen wir nicht kleinlich sein. Von den Gemeinderäten ist er beschlossen worden. Das stimmt. Sie haben dagegen gestimmt. (GR Josef Wagner: Wie denn? Ich sitze nicht im Ausschuss!) Sie haben dagegen gestimmt. 

Wie dem auch immer sei, ich bin stolz darauf, dass diese Entwicklung so weitergeht, wie sie jetzt weitergeht. Sie können sicher sein, ich werde genau beobachten, in welcher Art und Weise sich die Freiheitlichen in diese Entwicklung einbringen werden, ob sozusagen die positive Entwicklung der Stadt insgesamt oder eine andere im Vordergrund Ihrer politischen Überlegungen steht. 

Ich kann Ihnen nur sagen, Wien hat mit einem Jugendschutzgesetz, das ganz klare Regeln festlegt, auch die Frage des Glücksspiels geregelt und gerade jene Betreiberinnen und Betreiber im Bereich des erlaubten kleinen Glückspiels sowohl im Prater als auch im Böhmischen Prater achten genau darauf, dass diese Regeln auch eingehalten werden. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Die vierte Zusatzfrage kommt von Frau GRin Cordon. Ich bitte darum. 

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vizebürgermeisterin, es wurde jetzt sehr viel gesagt oder sagen wir so, sehr viel gesprochen, aber wenig gesagt, muss ich ehrlich zugeben. Ich meine die Aussage, dass die Unternehmerinnen und Unternehmer lügen, wenn sie sagen, sie haben keinerlei Gespräche mit Herrn Mongon oder mit der Praterverwaltungsgesellschaft gehabt, noch bekommen sie Antwort auf ihre Ansuchen um Genehmigungsverfahren und ihre Pachtverträge sind ungewiss. Ich kann mir das nicht vorstellen, denn das waren keine Beschwipsten, sondern das war ein Durchschnitt, den ich gesprochen habe. Also ich glaube, es ist eine sehr starke Behauptung, dass die ganze Praterunternehmung lügt. 

An sich muss ich sagen, habe ich seit Jahren dafür gesprochen, dass das Glücksspiel vom Prater getrennt wird. So weit, so gut. Was jetzt noch an Automaten im Kaleidoskop ist, ist vielleicht ein Anfang. Das ist auch im Sinne vieler Praterunternehmer, dass sie den Familienprater frei vom Glücksspiel haben. Aber es wurde eine neue Konzession ausgegeben und zwei bestehende Konzessionen im Prater wurden nicht gelöscht, bestehen immer noch und sind nicht aufs Kaleidoskop übertragen. Also da stimmt schon einiges nicht, weil da bestehen im Prater immer noch zwei Konzessionen für die Errichtung einer Automatenhalle oder wie auch immer. 

Meine Frage ist: So wie Sie über den Masterplan sprechen, ist alles und nichts drinnen, außer die Toiletten. Aber gut. Trotzdem bekommt die Firma Novomatic einen neuen Pachtvertrag fürs Kaleidoskop, sogar mit der Zusicherung, dass man den anschließenden Grünraum als Autoparkplatz umwidmen wird. Wieso kann so etwas geschehen und der Rest der Unternehmer weiß von nichts? Da möchte ich Sie jetzt wirklich fragen, wie Sie diese Vorgangsweise begründen. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Bitte, Frau Stadträtin.

VBgmin Grete Laska: Frau Gemeinderätin, zum Ersten weise ich zurück, dass ich gesagt hätte, Sie oder die PraterunternehmerInnen lügen. Das habe ich nicht gesagt. Das kann man im Protokoll nachlesen. 

Zum Zweiten bin ich gern bereit, bei jeder einzelnen der an Sie gestellten Fragen mit Namen und Adresse die Fälle zu überprüfen und Ihnen die Antworten zukommen zu lassen. 

Zum Dritten: Sie selbst haben vorhin, bei Ihrer ersten Wortmeldung, auf die Investition in die neue Bahn hingewiesen. Nun glauben Sie, dass diese Investition von 25 Millionen EUR, die Sie genannt haben, eine ist, die ohne Zustimmung der Masterplanung vollzogen worden ist? Wenn Sie mit der Familie Koidl in Verbindung gewesen sind, dann müssten Sie wissen, wie intensiv die Gespräche im Hinblick auf die Sicherheitsprüfung, die erstmalig bei dieser Bahn durchgeführt wurde, waren. 

Im Hinblick auf die Thematisierung und im Hinblick auf den Vertrag mit der Novomatic dürfte Ihnen nicht entgangen sein, dass hier auch die Thematisierung abgestimmt mit der Masterplanung, aber vor allem die Zustimmung oder die Notwendigkeit in dem Vertrag steht, sollte sich im inneren Teil der Fassade auf Grund der Masterplanung und der zukünftigen Entwicklung eine Veränderung des Themas ergeben, dass sich die Firma Novomatic sogar bereit erklärt hat, die Thematisierung auf ihre Kosten wieder zu verändern, um der künftigen Masterplanung zu entsprechen. 

Zum Vierten: Auch dem Vorwurf werde ich gerne nachgehen und ihn überprüfen. Meine Information ist, dass zwei Konzessionen mit der Umwidmung auf diesen Standort definitiv zurückgegeben wurden und dass diese insgesamt daher nicht mehr bestehen, weil die Zahl nicht erhöht wurde. Auch das können wir uns gerne anschauen. Mein Wissensstand ist ein anderer. Ich möchte auch nicht, dass das anders gelaufen ist. Ich kann es mir nicht vorstellen, aber wir werden es überprüfen und dann hier im Hause feststellen, wie die Tatsachen sind. 

Wie gesagt, jeder Einzelne, der hier Sorge hat, das wüsste ich gern. Ich weiß, wie viele Gespräche ich selbst im Verband gemeinsam mit allen geführt habe und ich weiß, wie oft Herr Mongon und auch Herr Wurz von der Pratergesellschaft mit dem Verband gemeinsam Diskussionen geführt haben. Dass die Masterplanung dem Verband oder 80 einzelnen UnternehmerInnen noch nicht im Detail vorgestellt ist, ist wohl verständlich, wenn der Auftrag bis Ende März ist und Ende März die Präsentation erfolgen wird. Das ist bei jedem einzelnen Bereich, den wir hier haben, genau dasselbe. Da ist die Vorgangsweise keine unterschiedliche zu dem, was dort jetzt erfolgt. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ich danke für die Antwort. Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 

Der ÖVP‑Klub der Bundeshauptstadt Wien hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema "SPÖ‑Gesundheits-politik vor dem Bankrott? Wiens Spitälern droht der finanzielle Kollaps!" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. 

Ich bitte die Erstrednerin, Frau GRin Korosec, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten beschränkt ist. 

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Wiener Gemeindespitälern geht das Geld aus. Das bedeutet, die Gemeindespitäler sind die größte Finanzbaustelle dieser Stadt. Das wurde von allen Oppositionsparteien nicht erst heute, sondern immer wieder aufgezeigt und reflexartig von der sozialistischen Alleinregierung schöngeredet. 

Inzwischen sind die Probleme allerdings so prekär, dass selbst der Herr Bgm Häupl die Dramatik erkannt und im "Kurier"‑Interview am 14.2. sogar über Spitalsschließungen laut nachgedacht hat. Gut, habe ich mir gedacht. Allerdings schon kommt die Kehrtwendung. Am 28.2. ist wieder alles anders. Die Spitäler bleiben offen, lässt er via "Kurier" verkünden. Ich kann nur sagen, Chaos pur! Das ist konzeptlos, planlos und hilflos! Damit verunsichern Sie die Wienerinnen und Wiener! (Beifall bei der ÖVP.) 

Frau StRin Pittermann, Sie haben im "Kurier"‑Inter-view am 12.2., O‑Ton, gesagt: "Ich mache mir ernste Sorgen über Wiens Spitäler!" Wir auch, Frau Stadträtin. Aber wo sind die Taten? 

Meine Damen und Herren der Wiener Stadtregierung, der sozialistischen Alleinregierung, die Wiener Bevölkerung hat ein Recht darauf, dass Sie als Alleinverantwortliche in dieser Stadt dafür sorgen, dass qualitativ und quantitativ Standards im Gesundheitsbereich sichergestellt sind! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wissen Sie die Fakten? Wie schaut es um die Finanzierung der Wiener Gemeindespitäler aus? Immer-
hin geht es beim Krankenanstaltenverbund um zirka 32 000 Mitarbeiter, die beschäftigt sind, 400 000 Men-schen werden jährlich stationär betreut und 3,5 Millionen ambulante Patienten gibt es. Gerade bei einem derart gigantischen Wirtschaftsunternehmen sind Eigenmittelhalbierungen innerhalb eines Geschäftsjahres, der massive Zuwachs an Fremdkapital und die enorme Rücklagenauflösung zur Aufrechterhaltung des laufenden Betriebes untragbar. Die Rücklagen am 1.1.2002 – Sie wissen es – sind auf 304 Millionen EUR. Laut Ihnen Frau Stadträtin, und auch der Kollege Wagner hat es bei der Budgetrede gesagt, rechnet man Ende 2004 mit 10 Mil-lionen EUR. 

Der Herr GenDior Hauke hat vor einigen Tagen, am 28.2.2004, gemeint, 5 Millionen EUR werden es sein. Aber die Geriatriezulage ist da noch nicht finanziert.

Meine Damen und Herren, der KAV bekommt jährlich von der Stadt Wien 747 Millionen EUR für laufenden Betrieb und Investition. Das Finanzierungsabkommen der Stadt Wien läuft am 31.12.2005 aus, 18 Monate Kündigungsfrist. Das heißt, es muss schon etwas getan werden, weil am 30.6.2004, also nicht einmal in vier Monaten, müssen die Verhandlungen endlich aufgenommen werden. 

Bei dem, was ich bisher gesagt habe, bei dem Finanzbedarf, ist die Pflegemilliarde noch gar nicht dabei, die der Herr Bgm Häupl zugesagt hat und die sich zumindest im Jahr 2004 mit 130 Millionen EUR zu Buche schlagen müsste. Tatsächlich, meine Damen und Herren, ist es fünf Minuten nach zwölf. Die Wiener ÖVP ist davon überzeugt, dass nachhaltige Strukturveränderungen unbedingt notwendig sind. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Quantensprung in den Schnittstellen, in der Schnittstellenproblematik zwischen Akut- und Pflegebereich ist erforderlich. Da liegen nämlich die wahren Potenziale. Tagesklinische Strukturen sind raschest aufzubauen. Vieles, was heute stationär behandelt wird, könnte tagesklinisch erfolgen. Auch müssten die Leistungen dort erbracht werden, wo es menschlich und ökonomisch am sinnvollsten wäre. Damit könnte der Akutbereich um bis zu 2 500 Betten entlastet werden. Die pflegerische Betreuung, meine Damen und Herren, in einem akutstationären Bett kostet ebensoviel wie die pflegerische Betreuung von drei Personen im niedergelassenen Bereich. Das ist raschest in Angriff zu nehmen, denn es geht nicht um Einsparungen im Gesundheitsbereich, sondern es geht darum, dass die Geldmittel wirklich optimal verwendet werden.

Meine Damen und Herren der sozialistischen Alleinregierung, Lethargie gefährdet die qualitative und quantitative Gesundheitsversorgung Wiens! (Beifall bei der ÖVP.) 

Ihre Tatenlosigkeit ist beängstigend! Der Herr Bürgermeister hat in einem "Presse"‑Interview am 28.2.2004 im Zusammenhang mit der Gesundheitsversorgung gemeint, Wien hätte seine Hausaufgaben bereits gemacht. Na, das schaut schön aus! Da kann man nur sagen, hier ist wirklich ein Realitätsverlust zu erkennen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren der sozialistischen Alleinregierung, nicht Stillstand, sondern Veränderung ist angesagt, und das sehr rasch! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erinnere ihn daran, dass man ab jetzt fünf Minuten Redezeit hat.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Jetzt fehlen zwei wesentliche Personen hier im Saal, die hauptverantwortlich für das Finanzdesaster im Bereich der Krankenanstalten sind, Bgm Häupl und Finanzstadtrat Rieder. Beide wissen, dass es im Bereich der Wiener Krankenanstalten einen jährlichen Gebarungsabgang in der Größenordnung von ungefähr 120 Milli-onen EUR gibt. Beide wissen, dass ihre Fraktion die vergangenen Jahre sowohl beim Rechnungsabschluss als auch beim Budgetvoranschlag bewusst falsche Budgets beschlossen hat. Beide drücken sich vor ihrer Verantwortung und nehmen in Kauf, dass in Zukunft die Versorgung mittels der Wiener Spitäler entweder tatsächlich auf Kosten der Bevölkerung dramatisch eingeschränkt werden muss oder aber Selbstbehalte wie auf Bundesebene in noch verstärkterem Ausmaß eingehoben werden müssen.

Sie wissen, insbesondere wir GRÜNEN stehen dafür, dass es nicht heißt, Einsparungen um jeden Preis. Genauso ist es im Gesundheitsbereich. Trennen wir uns von der Vorstellung, dass wir im Gesundheitsbereich finanzielle Mittel tatsächlich einsparen können. Wir können sie, wie Kollegin Korosec gesagt hat, besser verwenden. Aber zu glauben, dass in diesen Bereichen viel zu holen ist, ist absurd. Fehlen diese 100 Millionen EUR, dann werden sie von der Bevölkerung erbracht werden müssen und das ist die sozial unausgewogenste Art und Weise der Gesundheitsvorsorge und der Krankenanstaltenfinanzierung in Österreich! Das lehnen wir ab, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Deshalb ersuche ich Sie zu erkennen, dass etwas getan werden muss, weil ich kann mich noch daran erinnern, wir haben im Rahmen der MA 12 von fehlenden 58 Millionen EUR gesprochen. Sie haben gelacht, haben gesagt, es gibt kein Defizit, das ist alles übertrieben, das wird alles aus der Geschäftsgruppe gedeckt. Jetzt liegen die ersten Zahlen vor. Ich gestehe, ich habe mich geirrt. Allein auf Grund der Budgetüberschreitungsanträge, die mittlerweile gestellt worden sind, liegt das Defizit im Bereich der MA 12 nicht bei 58 Millionen EUR, sondern bei 62 Millionen EUR. Soviel zu Ihren Prognosen, zu Ihrer Darstellung der Realität.

Bei den Schulen haben Sie gesagt, gibt es kein Defizit, es gibt keine Unterdeckung um 30 Millionen EUR, alles an den Haaren herbeigezogen. Es stellt sich heraus, tatsächlich gibt es das. 

Ebenso ist das im Bereich der Krankenanstaltenfinanzierung. Wenn es nicht spätestens ab kommendem Jahr eine Aufstockung des Gesundheitsbudgets und eine bessere Verwendung dieser finanziellen Mittel um zumindest 120 Millionen EUR allein im Bereich des Krankenanstaltenverbunds zur Aufrechterhaltung des jetzigen Zustands gibt, kommt es zu einer Einschränkung der Leistungen und da ist noch überhaupt keine Rede von den Verbesserungen im Bereich der Pflege. Kollegin Pilz hat ausreichend und immer wieder auf die Missstände im Pflegebereich hingewiesen. Alles, was Bgm Häupl diesbezüglich gesagt hat, ist nicht anderes als farblose Lippenbekenntnisse geblieben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn Sie nicht in der Gesundheitspolitik die blau‑schwarze Bundesregierung negativ überholen wollen, dann tun Sie etwas, dotieren Sie diesen Bereich ausreichend und spielen Sie Probleme, die tatsächlich existent sind, nicht tagtäglich herunter! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Die Wiener Bevölkerung hat es sich verdient, auf eine Gesundheitsvorsorge und auf Krankenanstalten bauen zu können, die tatsächlich helfen, wenn es notwendig ist. Mit Ihrer Politik, wenn es hier zu keinem Umdenken kommt, stellen Sie dieses unterstützenswerte und wichtige Anliegen für die Wiener Bevölkerung in Gefahr! Umso bedauerlicher ist es, dass die beiden Hauptverantwortlichen für diese Politik, Bgm Häupl und VBgm Rieder, heute nicht anwesend sind. Denn sie sind es, die in den vergangenen fünf Jahren – VBgm Rieder sogar noch länger – maßgeblich dafür verantwortlich waren, dass sich das Gesundheitssystem in Wien momentan in einem desaströsen Zustand befindet! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr DDr Schock gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Die freiheitliche Fraktion hat schon vor zwei Jahren – es war genau am 20. November 2002 – diese Finanzierungslücke im Wiener Gesundheitssystem vorausgesagt. Wir haben schon damals, 2002, kritisiert, dass unsere Spitäler die letzten Rücklagen auflösen müssen und haben daher von dieser Stelle aus im Jahr 2002 vorgerechnet, dass ab heuer, ab 2004, die Finanzierung unseres Gesundheitssystems in Wien nicht mehr gesichert ist. 

Meine Damen und Herren, der Krankenanstaltenverbund hat dann in der Folge diese, unsere Prognose bestätigt. Der KAV selbst hat 2002 diese Situation ebenfalls aufgezeigt. Es erfordert ja auch die kaufmännische Sorgfaltspflicht, eine solche drohende Zahlungsunfähigkeit rechtzeitig in der Öffentlichkeit bekannt zu machen. Daher hat der KAV schon 2002 mit seinen Zahlen dieser Sorgfaltspflicht entsprochen. Es hat dann ein Jahr später, 2003, auch der Wirtschaftsprüfer seine warnende Stimme erhoben. Es hat im Jahr 2003 der Wirtschaftsprüfer, die KPMG Alpentreuhand, diese Prognose bestätigt und ausdrücklich auf den Sanierungsbedarf in unserem Gesundheitssystem hingewiesen. Und es war zuletzt natürlich auch GenDior Hauke selbst, der in einem Interview bestätigt hat, dass nach der Finanzierung der neuen Geriatriezulage die Rücklagen unserer Spitäler im Wesentlichen schon heuer aufgebraucht sein werden. Er hat damit ebenfalls diese Prognose bestätigt, dass ab dem Jahr 2004 die Finanzierung eigentlich nicht mehr gesichert ist. 

Meine Damen und Herren, wir haben diese Situation bereits im November 2002 von dieser Stelle aus aufgezeigt. Der KAV selbst, der verantwortliche Generaldirektor und der Wirtschaftsprüfer haben dann diese Prognose bestätigt. Genau diese Situation, die mehrmals aufgezeigt und von den Experten bestätigt wurde, ist jetzt eingetreten. 

Meine Damen und Herren, interessant ist die Reaktion der Stadtpolitik. Die Stadtpolitik greift nämlich zur Verschleierungstaktik. Wenn man sich den aktuellen Wirtschaftsplan des KAV zur Hand nimmt, wenn man sich diesen Wirtschaftsplan 2004 ansieht, dann traut man seinen Augen nicht, denn in diesem neuen Plan fehlen diese Zahlen ganz einfach. Da ist dieses Zahlenwerk einfach herausgestrichen worden und wird diesem Gemeinderat vorenthalten.

Meine Damen und Herren, ich werfe daher der Stadtregierung nicht nur grobe Versäumnisse vor, ich werfe auch eine Verschleierungstaktik vor. Ich werfe der Gesundheitsstadträtin, aber natürlich auch dem Finanzstadtrat vor, dass die Budgethoheit dieses Hauses missachtet wird, dass man die Budgethoheit dieses Gemeinderates missachtet, weil man uns bewusst diese Zahlen verschweigen will und weil man nicht zugeben will, dass genau diese Prognose aus dem Jahr 2002 heuer, 2004, punktgenau eingetroffen ist!

Meine Damen und Herren, es ist auch diese Verschleierungstaktik nicht neu. Wir erinnern uns alle noch an die Falschbudgetierung im Sozialressort und an die Debatten im Herbst vergangenen Jahres in diesem Hause. Wir erinnern uns daran, dass uns auch damals aus dem Sozialressort ganz bewusst falsche Zahlen vorgelegt worden sind. Wir haben neben dieser Finanzierungslücke im Sozialbudget daher jetzt eine zweite Finanzierunglücke, eine Lücke im Gesundheitsbudget. Das zeigt uns, wie überfällig die Regierungsbildung in Wien eigentlich geworden ist. Das zeigt uns, dass die Entscheidung des Bürgermeisters in Rust, diese Regierungsbildung weiter vor sich her zu schieben, nicht sehr glücklich war. Das zeigt uns, wie überfällig der Handlungsbedarf des Wiener Bürgermeisters in dieser Angelegenheit bereits geworden ist! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Kurt Wagner genannt. Ich erteile ihm das Wort.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wenn wir heute das Thema der aktuellen Stunde, "Wiens Spitälern droht der finanzielle Kollaps!", von der ÖVP diesbezüglich verlangt, betrachten, dann kann man im Prinzip sagen – der Herr Kollege Hahn wird sich nach mir diesbezüglich für seine Fraktion noch zum Wort melden –, dass die Österreichische Volkspartei in diesem Hause, medizinisch gesagt, an Amnesie leidet. Sie hat nämlich vergessen, dass sie die Jahre davor mit uns gemeinsam in der Gesundheitspolitik Konzepte entwickelt hat, gemeinsam mit uns Budgets beschlossen hat und gemeinsam mit uns im Krankenanstaltenverbund richtige Dinge in die Wege geleitet hat. Interessant ist nur, seit die Wahl nicht so ausgegangen ist, wie es sich die ÖVP vorgestellt hat und sie diesbezüglich hier nicht mehr in der Regierung sitzt, ist die Gesundheitspolitik in Wien auf einmal gescheitert. 

Meine Damen und Herren von Seiten der ÖVP und von Seiten der FPÖ, Sie werden noch so oft verlangen können, dass Stadträtinnen und Stadträte zurücktreten sollen, da unsere Politik verfehlt ist. Ich glaube, der Gradmesser unserer Gesundheitspolitik ist immer der Wahltag. Da ist Zahltag in der Politik. Wie bei der letzten Wahl die Situation ausgegangen ist, das wissen Sie ganz genau. 

Meine Damen und Herren, ich darf Ihnen auch sagen, ich glaube, Sie verweigern sich der Realität. Erst vor wenigen Tagen gab es eine internationale Studie, die veröffentlicht wurde, wo unter anderem die Lebensqualität einzelner Städte in Europa und auf der ganzen Welt betrachtet wurde und gleichzeitig auch die gesundheitliche Versorgung als eines der Kriterien berücksichtigt wurde. (GR Gerhard Pfeiffer: Da waren wir aber am schlechtesten Platz!) Meine Damen und Herren, Sie wissen ganz genau, Wien hat darin den vierten Stellenwert aller Städte auf der ganzen Welt eingenommen. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Wien war am schlechtesten Platz!) Damit darf ich Ihnen sagen ist Ihre Kritik einfach nicht angebracht. Die betroffenen Menschen, die Wienerinnen und Wiener, wissen, was sie am Wiener Gesundheitssystem haben und welchen Stellenwert wir auch international haben. (Beifall bei der SPÖ. – GR Gerhard Pfeiffer: Da waren wir am schlechtesten Platz, bitte!)
Meine Damen und Herren, wenn ich jetzt eine der letzten Aussendungen Ihres Herrn Stadtrats ansehe, "ÖVP‑Hahn befürchtet einen Finanzkollaps der Gemeindespitäler", dann ist in einem Untersatz zu lesen, 15 bis 20 Prozent aller Belegstage in den Spitälern seien unnötig. Dazu muss man sagen, man soll sich die Realität anschauen. In den letzten Jahren wurde die Verweildauer in den Wiener Spitälern Gott sei Dank dramatisch reduziert, weil es einfach eine positive und gute Gesundheitsversorgung gibt. Sie sagen heute wieder etwas ganz anderes als gestern im Sonderausschuss. Die Kollegin Korosec hat gesagt, man soll mehr im niedergelassenen Bereich organisatorisch tätig werden. Gestern haben wir gehört, dass es in einem bestimmten Bereich im niedergelassenen Bereich nicht so funktioniert, wie wir uns das vorstellen. (GR Mag Helmut Kowarik: Wien macht ja nichts!) Dazu muss ich Ihnen sagen, das weiß ich auch. Wir unterstützen auch hier Maßnahmen und man kann nicht sagen, extramural, niedergelassener Bereich, wenn es uns passt, ist das in Ordnung, nur insgesamt dann nicht.

Meine Damen und Herren, Wien – das muss man auch dazusagen – ist das einzige Bundesland in ganz Österreich, das seine Ausbildungskapazitäten im Bereich der Aus- und Weiterbildung nicht zurückgenommen hat. Wir sind das einzige Bundesland. Oberösterreich hat dramatisch reduziert. Niederösterreich hat dramatisch reduziert. Kärnten hat dramatisch reduziert. Von den anderen westlichen Bundesländern will ich gar nicht reden. Nur die nehmen einfach die Gegebenheiten nicht zur Kenntnis. Der Wiener Krankenanstaltenverbund, damit auch die Gemeinde Wien und die Wiener Stadtregierung sind wesentliche Impulsgeber der österreichischen und der Wiener Wirtschaft.

Wenn Sie heute von einem Finanzkollaps reden, dann muss ich Ihnen sagen, Sie lesen die Zahlen nicht. Allein im Krankenhaus Lainz, Pavillon XI, in der Neurologie werden im heurigen Jahr 5,5 Milliarden EUR investiert, im Krankenhaus Lainz 4 Milliarden, ebenfalls im Krankenhaus Lainz, in der Sanierung der zweiten Chirurgie 8,1 Milliarden, im Kaiser-Franz-Josef-Spital, meine Damen und Herren, 4,1 Milliarden. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist jetzt schon mehr als das Wiener Budget!) In die Geriatrieoffensive, die wir verlangen und die wir jetzt umsetzen, investieren wir 3,9 Milliarden. (GR Gerhard Pfeiffer: Millionen!) Sie nehmen das einfach nicht zur Kenntnis, weil Sie genau wissen, dass Sie in Wirklichkeit keine Argumente haben! 

Wir werden diese erfolgreiche Gesundheitspolitik in Wien auch in Zukunft fortsetzen, allerdings mit einem Wermutstropfen. Wenn Sie mit Ihrer Umfärbungsaktion bei der neuen Umstrukturierung im Bereich der Krankenkassen weitermachen, dann werden wir noch größere finanzielle Probleme bekommen. Das gilt es zu verhindern und dafür werden wir uns einsetzen! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau Dr Pilz gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Herr Kollege Wagner, nach diesem Einblick in die beste aller Welten (GR Kurt Wagner: Nicht die beste! Eine erfolgreiche!), der Gesundheitsversorgung der Stadt, möchte ich Ihnen ein Sittenbild aus dem Flaggschiff der Wiener Spitäler, dem AKH, geben, wo Sie sehen, dass hier die Tücke im Detail liegt und die Geldverschwendung, die sich Wien leistet, zu Lasten der Steuerzahler und der Menschen, die die Gesundheitsversorgung brauchen, geht. (GR Kurt Wagner: Aber Sie wissen, wie es international bewertet wird!) – Verbrauchen Sie nicht meine Zeit! (GR Kurt Wagner: Sie wissen, welchen Ruf das AKH hat! Das wissen Sie schon!) 
Das AKH hat einen wunderbaren Ruf. Das AKH hat auch einen ganz wunderbaren Ruf bei jenen Leuten, die Institute betreiben oder private Ordinationen haben oder schlicht bei anderen Krankenhäusern, weil nämlich das AKH seit 1997 ... (GR Kurt Wagner: Das ist wirklich realitätsfremd, was Sie sagen!) – Hören Sie mir zu, dann werden Sie sehen, wie viel Realitätsfremdheit in den Beträgen steckt, von denen ich nämlich jetzt sprechen werde!

Seit 1997 ist es den anderen Trägern in Krankenhäusern, und zwar nicht nur aus Wien, sondern von Hohenems bis Neusiedl möglich, Proben, Untersuchungsgewebe ins AKH zu schicken, um dies dort analysieren zu lassen. Das AKH tut das quasi wie ein Staubsauger aus ganz Österreich. Es hat sich endlich zu jedem Privatarzt, in jedes private Institut und in viele öffentliche Krankenhäuser rumgesprochen, alles ins AKH zu schicken, weil dort exzellente Arbeit gemacht wird. Da gebe ich Ihnen Recht, Herr Kollege. Das kostet gar nichts, kostet überhaupt nichts. Man macht diese Proben, schickt einen Krankenschein oder zumindest einen Überweisungsschein mit und dann tun die das im AKH schon. Die arbeiten sich zu Tode, emsig, kostenfrei und schicken die Ergebnisse zurück. Das alles ist möglich und da staunen die Steuerzahler und Steuerzahlerinnen und fragen sich, wie denn das sein kann, dass ganz Österreich das AKH als Selbstbedienungsladen für medizinische Leistungen behandelt und die Wiener Steuerzahler und Steuerzahlerinnen das zahlen. (GR Kurt Wagner: Sie wissen schon, dass der Bund den Zuschuss um die Hälfte reduziert hat!) – Unterbrechen Sie mich nicht!

Es hat dazu eine Auseinandersetzung zwischen zwei Ärzten im AKH gegeben, weil nämlich im einen Fall das private Institut, das fest und häufig Proben eingeschickt hat, zufällig im Besitz eines Bediensteten im AKH war, eines Herrn Abteilungsvorstands, der privat eingeschickt und dann als öffentliche Abteilung analysiert hat. Das stößt sauer auf. Das stößt nicht nur Mitarbeitern im AKH sauer auf, sondern das musste auch der Internen Revision sauer aufstoßen, denn es kann nicht so sein, dass man zum Nutzen einer privaten Institution öffentliche Leistungen in Anspruch nimmt, wenn es unklare und nicht existente Regelungen gibt, wie das nun verrechnet wird, wie das weiterverrechnet wird, was bezahlt wird oder ob überhaupt bezahlt wird. 

Die Interne Revision des Krankenanstaltenverbundes hat sich die Sache angeschaut und ist zu unglaublichen Schlüssen gekommen. Sie hat dem AKH eine to-do-Liste, also eine Liste der Maßnahmen, die zu ergreifen sind, vorgelegt. Diese Liste hat es in sich. Darauf steht, dass es rechtlich völlig unklar ist, was das AKH zu tun hat, was es nicht zu tun hat und ob es alle Proben, die wie eine Freipostwurfsendung ins Haus kommen, analysieren muss. Es ist offensichtlich noch niemandem aufgefallen, dass es darüber strittige Interpretationen gibt, denn an sich hat sich die Pauschalierung der Beträge nur auf den physischen Besuch von Ambulanzen des Hauses bezogen und nicht etwa auf jede Probe, die ein Postpaket vorbeibringt. Dann hat die Interne Revision festgestellt, dass es keinerlei Verrechnung gibt, die in irgendeiner Weise zwischen internen und externen Proben unterscheiden würde. Man weiß schlicht und einfach nicht, was und zu welchen Bedingungen untersucht wird. 

Diese Verhältnisse kosten dem Steuerzahler und dem AKH zig Millionen Schilling. Diese Dinge sind dringend aufzuklären. Es ist nicht einzusehen, warum die Gemeinde Wien der Selbstbedienungsladen für Institutionen, Ärzte und Krankenhäuser aus ganz Österreich ist. 

Wir haben eine Anfrage in der Sache gemacht, denn wir wollen wissen, wie hoch der Schaden ist, der für das AKH entstanden ist, und was die Steuerzahler berappen müssen. 

Als Letztes, damit Sie sehen, dass das andere anders machen: Die Steiermärkische Krankenanstaltengesellschaft hat diese Verhältnisse in der Steiermark bereits abgestellt. Dort werden nur jene Proben untersucht, für die es einen Versorgungsauftrag gibt, weil keine Institutionen im Stande sind, es zu machen oder die Distanz zu groß wäre. Für alle anderen sind die Kosten in Rechnung zu stellen. Frau Stadträtin, nehmen Sie sich daran ein Beispiel! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr Dr Hahn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR Dr Johannes Hahn: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Nach den stakkatoartigen Aufzählungen der milliardenschweren Investitionen im Wiener Gesundheitssystem ist mir wieder klargeworden, dass die SPÖ nie genug Nullen haben kann. (Beifall bei der ÖVP. – GR Dr Herbert Madejski: Um das Tausendfache!) 

Kollege Wagner, ich weiß nicht, wer da jetzt Realitätsverweigerung betreibt. Wir haben diese Diskussion gewünscht und wir schlagen Alarm, was die finanzielle Situation der Wiener Spitäler anbelangt, wenn nach allen uns zur Verfügung stehenden Zahlen die Wiener Gemeindespitäler am finanziellen Abgrund stehen. Diese Zahlen wurden ja auch von der zuständigen Geschäftsleitung bestätigt. Das ist wohl unbestritten, möglicher Weise nicht bei dir, aber unter den Kennern der Materie steht das zweifellos fest. 

Ich bin allerdings skeptisch, dass wir außer einem Fortwursteln zu substanziellen Änderungen kommen, ein Fortwursteln, wie wir es etwa im vorletzten Gesundheitsausschuss erlebt haben, dass 25 Millionen EUR, die eigentlich für die Wirtschaftsförderung vorgesehen waren, für eine partielle Abdeckung des Defizits im Krankenanstaltenverbund verwendet werden mussten.

Ich sage noch einmal, und es wurde auch heute schon ein paar Mal gesagt, aber man kann es nicht oft genug sagen, wir können im Gesundheitsbereich keine Nettoeinsparungen erreichen. Was wir brauchen, sind Optimierungen unserer finanziellen Möglichkeiten, damit wir uns auch in Zukunft medizinisch und technisch das leisten können, was uns die Entwicklung anbietet. (Beifall bei der ÖVP. – GR Kurt Wagner: Sehr erschütternd!)
Was ist von einer Organisation, lieber Kurt, zu halten, die 12 000 Betten managen oder zumindest verwalten soll, wenn sie nicht einmal im Stande ist, drei Betten von A nach B zu verlagern, wenn man aus medizinischer und kaufmännischer Sicht der Meinung ist, dass das notwendig ist? Was ist von den politischen und geschäftsmäßigen Führungskräften und deren Autorität zu halten, lieber Kurt, wenn es bei den akuten Herzoperationen im AKH eine einschlägige Weisung der Frau Gesundheitsstadträtin gibt, dass diese Weisung ignoriert beziehungsweise in der Form praktiziert und gehandhabt wird, dass jetzt dort keine Patienten mehr auf die Warteliste kommen und es daher auch keine Warteliste gibt?

Das kann doch nicht jene Art der Gesundheitspolitik sein, die du für so großartig hier herausarbeitest! Das, was ich hier kritisiert habe, dass es nicht funktioniert, sind vergleichsweise einfache Übungen. 

Jetzt erkläre ich das noch einmal: 15 bis 20 Prozent aller Wiener Belegstage sind Belegstage, die eigentlich nicht in einem Akutspital stattfinden sollten, sondern die in einer stationären Pflegeeinheit oder in einer ambulanten Pflegestruktur durchgeführt werden sollten. Es fehlen uns nur die Strukturen, damit wir diese Verlagerungen durchführen könnten, Verlagerungen, die uns enorme Einsparungen brächten, die wir anderweitig sinnvoll verwenden könnten. (GR Kurt Wagner: Frag euren Vertreter in der Krankenkasse, wie man das finanzieren soll!)

Wo bitte, lieber Kurt, ist die groß angekündigte Pflegemilliarde des Herrn Bürgermeisters? Wir haben ihn danach gefragt. Er hat uns geantwortet, dass alle bisherigen Investitionen des KAV in Hinkunft unter dem Titel "Pflegemilliarde" laufen. Ich bin auch beim Herrn Bürgermeister nicht mehr sicher, ob er noch den Unterschied zwischen Schilling und Euro weiß. Kurz und gut, wenn ich das charmant umschreibe, kann ich nur "Chuzpe" dazu sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren von der SPÖ, ich habe wirklich den Eindruck, Sie ruhen sich seit 80 Jahren auf den Lorbeeren der Tandler'schen Gesundheitspolitik aus und selbst der ist mittlerweile ins Gerede gekommen. Insofern ist die Frage nach dem Bankrott vielleicht zwar unmittelbar von der finanziellen Dimension zu stellen, aber ich würde einmal sagen, die Wiener SPÖ, die Wiener Gesundheitsverwaltung ist multidimensional unfähig, das bestehende System auf die gegenwärtigen, geschweige denn zukünftigen Erfordernisse auszurichten, zu adaptieren und entsprechend umzugestalten. 

Meine Damen und Herren, das ist eine wesentlich nachhaltigere Bankrotterklärung, die letztlich die Wienerinnen und Wienern gefährden wird, was die Sicherstellung der qualitativen und quantitativen Gesundheitsversorgung anbelangt! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau StRin Landauer gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

StRin Karin Landauer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Herr GR Wagner hat wieder einmal sehr anschaulich vorgeführt, dass ohnedies alles in Ordnung ist. Wenn man sieht, dass der zuständige Finanzstadtrat nicht da ist, dass der Bgm Dr Michael Häupl nicht da ist, obwohl er die Pflegemilliarde großartig versprochen hat, sieht man Ihre Demutshaltung vor den Wienerinnen und Wienern!

Es ist für mich erstaunlich, dass sich der Herr GR Wagner herausstellt und sagt, Wien hat bei der Ausbildung nicht gespart, das war schon in der "Kronen Zeitung" zu lesen. Es gibt eine Anfrage – das ist keine Erfindung der Freiheitlichen, sondern eine Anfrage, die wir beantwortet bekommen haben –, dass die Ausbildungsplätze nicht einmal erfüllt werden. Wir nehmen nicht einmal so viele junge Menschen auf, wie wir könnten, damit alle Ausbildungsplätze besetzt sind. 

Dieses eine Thema, das Sie so kryptisch angeschnitten haben, das gestern ein Thema im Ausschuss war, ist wirklich das Nonplusultra, muss man dazu sagen. Seit 1986 machen Pädiater, Kinderärzte, darauf aufmerksam, dass es Lücken in der Versorgung der Kinder gibt. Seit 1986! Dann sitzt Herr GenDior Hauke gestern im Ausschuss und sagt: "1986 war ich noch nicht im Amt. Aber ich nehme an, dass die Briefe, die es seit 1986 gibt, nicht vernichtet worden sind, sondern umzusetzen sind." – Es ist für mich unvorstellbar, dass das Ersuchen der niedergelassenen Kinderfachärzte, sich in den Ambulatorien einzumieten und dort die Kinder zu betreuen, nach wie vor nicht möglich ist. Es wird das Problem genommen und gesagt, da ist nicht die Stadt zuständig, sondern da ist die Wiener Gebietskrankenkasse zuständig. Kruzitürken, dann setzen Sie sich hin und besprechen das! Das gibt es nicht, von 1986 bis 2004! (Beifall bei der FPÖ. – GR Kurt Wagner: Gehen Sie doch nicht immer nur auf uns los!) 
Herr Kollege Wagner, ich erspare Ihnen die Rede vom November 2003, wo Sie selbst darauf hingewiesen haben, dass die finanzielle Lage im Gesundheitssystem angespannt ist! Ich erspare es Ihnen! Ich will es Ihnen nicht vorlesen! (GR Kurt Wagner: So ist es! Das wissen Sie aber selbst genauso gut wie ich!)
Für mich ist es schleierhaft, das Finanzaufkommen 2005 ist mit 30.6.2004 zu kündigen, aber der Herr GenDior Hauke sagt, wir können jetzt noch nicht anfangen zu verhandeln, weil da müssen wir bis ungefähr Mitte März warten. Ich verstehe das nicht. Das ist so ein großes Problem für die Wienerinnen und Wiener, da könnte man schon seit 2002, als unser Budgetsprecher darauf aufmerksam gemacht hat, dass sich die Mittel nicht ausgehen, anfangen zu verhandeln . 

Es gibt noch immer keine Strukturveränderungen. Es gibt noch immer keine Schnittstellenproblematik zwischen Akutbereich und Pflegebereich. Die tagesklinischen Strukturen sind mangelhaft. Über den Ausbau der mobilen Pflege will ich gar nicht reden. Da gibt es viele Lücken. 

Es gibt eine Studie, nicht der Freiheitlichen, sondern von Prof Köck, Ebner & Partner, die wir eingebracht haben, wo wir gesagt haben, diskutieren wir über diese Vorschläge. Nein, ist egal! Sie haben die Absolute! Sie brauchen das alles nicht! Sie arbeiten zwar angeblich sehr demutsvoll, aber Sie arbeiten zu Lasten der Wienerinnen und Wiener, die krank und pflegebedürftig sind!

Orthopädie Gersthof: Wenn es nicht so tragisch wäre, müsste man fast darüber lachen. Die Frau Stadträtin sagt: "wird gesperrt", Bgm Häupl sagt: "Bestandsgarantie". 

Semmelweis‑Klinik: Wir bauen den Operationssaal um 240 Millionen S um. Was sagt der Herr GenDior Hauke jetzt? Es gibt nur mehr 50 Patienten in der Semmelweis‑Klinik.

Sie bringen ein Spital nach dem anderen langsam zum Auslaufen und vergeuden damit Steuermittel! Ich möchte noch einmal in Erinnerung rufen, 240 Millionen S für einen Umbau eines Operationssaals, wo es jetzt heißt, das wird ein Geriatriezentrum! Darüber kann man diskutieren, das ist eine gute Idee, aber so können Sie nicht mit den Steuermitteln der Wienerinnen und Wiener umgehen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als Nächster ist Herr GR Deutsch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es wäre verwegen zu behaupten, der KAV verfüge über einen unbeschränkten finanziellen Spielraum. Es ist aber genauso falsch zu sagen, wir würden vor einem drohenden finanziellen Kollaps stehen, weil das voraussetzen würde, dass die Abgänge der letzten Jahre fortgeschrieben und keine Maßnahmen gesetzt würden. Es besteht kein Grund zur Panikmache. Ich verstehe, dass das das Geschäft der Opposition ist. Ich ersuche aber auch um Verständnis, dass die Patienten nicht verunsichert werden sollen. Vielleicht treffen wir uns dort, wenn es um die Einschätzung und auch um die Diskussion über die Finanzierung des Gesundheitssystems geht (GR Dipl Ing Martin Margulies: Die von Haus aus falsch war!), die eine europaweite ist, dass der Krankenanstaltenverbund im laufenden Geschäftsjahr über einen genehmigten Wirtschaftsplan verfügt, aber selbstverständlich auch bestehende Strukturen an Trends, die wir zu erkennen haben, anzupassen sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Spitäler werden auf Grund der demografischen Entwicklung natürlich neue Schwerpunkte setzen müssen, beispielsweise im Bereich der Versorgung älterer Menschen. Es geht aber auch darum, die veränderten Rahmenbedingungen zu berücksichtigen, wenn wir von einer leicht steigenden Bevölkerungsentwicklung ausgehen, von einer Stadterweiterung im Norden und im Osten der Stadt, und dadurch regionale Ungleichgewichte entstehen, die entsprechend auszugleichen sind. Daher ist es nur verantwortungsvoll, auch darüber nachzudenken, ob bei kleinen Krankenanstalten mit einer relativ niedrigen Frequenz auch der Qualitätsanspruch gehalten werden kann oder ob es nicht sinnvoller ist, die Spitalsversorgung in so genannten Schwerpunktkrankenhäusern sicherzustellen. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, selbstverständlich – das möchte ich gar nicht dementieren – gibt es einen finanziellen Bedarf, etwa wenn ich an bauliche Investitionen denke oder wenn auch verstärkt andere Anforderungen an den Krankenanstaltenverbund gestellt werden, wenn ich beispielsweise an die aktuelle Diskussion über die Geriatriezentren denke, die eine Beschleunigung des bereits eingeleiteten Programms verlangt. 

Der Wirtschaftsplan 2004, auf den immer Bezug genommen wurde, geht von einem Deckungserfordernis für das heurige Jahr von rund 70 Millionen EUR aus, was durch Rücklagen geschieht, und das bei geplanten Investitionen von 145 Millionen EUR, also bereits um rund 14 Millionen EUR mehr als im Vorjahr. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wie hoch sind die Abschreibungen?) Im Unterschied zu Wien liegen die Rücklagen nicht auf der hohen Kante, sondern werden gerade in wirtschaftlich angespannten Zeiten für Investitionen und Personal eingesetzt. Der Krankenanstaltenverbund – das ist vielleicht auch einzigartig – ist im Wesentlichen schuldenfrei. Auch das soll hier gesagt werden! (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es haben sich natürlich seit dem Abschluss des Übereinkommens zur Finanzierung des Krankenanstaltenverbunds für die Jahre 2001 bis 2005 auch Änderungen bei den Planzahlen der Ausgaben und der Einnahmen ergeben. Im Unternehmen KAV werden und wurden daher bereits Maßnahmen gesetzt, die es erlauben, mit den vorhandenen Mitteln im Großen und Ganzen auszukommen, wo es aber auch eines umfangreichen Maßnahmenpakets bedarf, das bereits eingeleitet wurde. Es wurde auch die Frage der Optimierung angesprochen, ohne dramatische Einschnitte auszukommen. Daher wird der KAV nach Vorliegen des Rechnungsabschlusses 2003 entsprechende Verhandlungen mit der Finanz für unvorhergesehene Ausgaben der letzten Jahre, aber auch für die Folgejahre 2006 und 2010 verhandeln. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, einige Feststellungen noch zu meinen Vorrednern: 

Die Kollegin Pilz ist auf Abrechnungen eingegangen, die ohnehin auf Initiative von Frau StRin Pittermann vom Kontrollamt überprüft werden. 

Die Kollegin Landauer und der Kollege Hahn haben die Geriatriemilliarde erwähnt, die sich nicht nur auf die 140 Millionen EUR, die jedes Jahr für Investitionen vorgesehen sind, konzentriert, sondern sich letztendlich aus einer Vielzahl von Maßnahmen, wie PPP‑Modellen, Fremdfinanzierung, aber auch der Kooperation mit anderen Leistungsträgern, auseinander setzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich komme damit zum Schluss und möchte abschließend festhalten, dass es im Bereich des Krankenanstaltenverbunds um einen wirkungsvollen Ressourceneinsatz geht, der letztendlich ermöglicht, dass mit den vorhandenen Mitteln bei einem veränderten Leistungspotenzial auch auf Grund der erwähnten geänderten Anforderungen, wie zum Beispiel der Maßnahmen im Geriatriebereich, die Qualität der Versorgung garantiert werden kann. Insgesamt kann gesagt werden, dass für das laufende Jahr 2004 für die Kernbereiche Gesundheit und Soziales mehr Mittel zur Verfügung stehen, die Finanzierung des Gesundheitssystems für die nächsten Jahre und Jahrzehnte aber auch ein ganz zentraler Verhandlungsgegenstand Wiens beim Finanzausgleich sein muss. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die Aktuelle Stunde beendet.

Bevor wir zu Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs 2 bekannt, dass an schriftlichen Anträgen 16 von den GRÜNEN, 12 von der ÖVP und 6 vom Klub der Wiener Freiheitlichen eingelangt sind. 

Weiters ist von den GRen Strache und Kabas eine Anfrage an den Herrn Bürgermeister betreffend "Zukunft der Sofiensäle in Wien" gerichtet worden.

Das Verlangen auf dringliche Behandlung diese Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl unterstützt. 

Gemäß § 36 Abs 5 wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist das noch nicht vor 16.00 Uhr der Fall, wird die Sitzung um 16.00 Uhr dafür unterbrochen.

Von den GRen Dr Salcher und Mag Feldmann wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft betreffend "Die geplanten Subventionen an die Vereinigten Bühnen Wien" gerichtet. 

Das Verlangen hat ebenfalls die notwendige Anzahl von Unterschriften, um als dringlich behandelt zu werden. 

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der zweiten dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. 

Vor Sitzungsbeginn sind von den Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: 2 von den Grünen, 6 von der ÖVP und 1 vom Klub der Freiheitlichen.

Die Fraktionen wurden schriftlich verständigt. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Frau Josefa Tomsik hat mit 29. Februar 2004 auf ihr Mandat im Gemeinderat der Stadt Wien verzichtet. Der Herr Bürgermeister hat gemäß § 92 Abs 2 der Wiener Gemeindewahlordnung auf das dadurch freigewordene Mandat das in Betracht kommende Ersatzmitglied im Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion, Frau Elfriede Strobel, in den Gemeinderat berufen. 

Gemäß § 19 der Stadtverfassung ist das Gemeinderatsmitglied anzugeloben. 

Ich bitte nun den Schriftführer, Herrn Mag Reindl, die Gelöbnisformel zu verlesen und das neue Gemeinderatsmitglied, auf meinen Aufruf hin das Gelöbnis mit den Worten "Ich gelobe" zu leisten. – Bitte um Verlesung.

Schriftführer GR Mag Thomas Reindl: "Ich gelobe der Republik Österreich und der Stadt Wien unverbrüchliche Treue, stete und volle Beachtung der Gesetze sowie gewissenhafte Erfüllung meiner Pflichten."

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Frau GRin Elfriede Strobel.

GRin Elfriede Strobel (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ich gelobe.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Gratuliere! Ich wünsche alles Gute! (Allgemeiner Beifall.)
Ich möchte mit der Gratulation an das neue Gemeinderatsmitglied der Pepi Tomsik noch einmal recht herzlichen danken. Wir haben dich bereits gebührend verabschiedet. Ich wünsche dir vor allem eines für den weiteren Lebensweg: Beste Gesundheit, denn alles andere ergibt sich von selbst. Alles Gute und Dankeschön! (Allgemeiner Beifall.) 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, ersuche ich um Zustimmung gemäß § 17 Abs 6 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat, wie aus dem Ihnen vorliegenden dritten Nachtrag ersichtlich, zur Aufnahme eines weiteren Geschäftsstücks in die Tagesordnung, Postnummer 70. Sie betrifft die Wahl einer Schriftführerin. 

Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung einverstanden? Ich ersuche um ein Zeichen mit der Hand. – Danke schön, das ist somit einstimmig angenommen worden. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 und 3, 7, 9 und 10, 12 bis 15, 18 bis 26, 28 und 29, 31 bis 37, 39, 40, 42, 47 bis 49, 52, 54, 55, 57 bis 67 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Schriftstücken die Verhandlungen verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats im Sinne des § 25 der Stadtverfassung gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 27 zum Schwerpunkt‑Ver-handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 1, 70, 27, 17, 30, 38, 68, 4, 5, 8, 11, 16, 6, 53, 56, 43, 44, 45, 46, 50, 51, 69 und 41. 

Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen. 

Bevor wir die unter den Postnummern 1 und 70 vorgesehen Wahlen vornehmen, ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß § 27 Abs 2 der Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. 

Ich schlage vor, die vorgesehenen Wahlen durch Heben der Hand vorzunehmen. Wenn Sie damit einverstanden sind, dass diese Wahlen mittels Heben der Hand stattfinden, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke schön. Das ist einstimmig angenommen worden.

Die Postnummer 1 der Tagesordnung betrifft die Wahl der zweiten Vorsitzenden des Gemeinderats. Durch den Mandatsverzicht von Frau Josefa Tomsik ist die Wahl einer zweiten Vorsitzenden des Gemeinderats notwendig geworden. 

Die Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats schlägt für diese Funktion Frau GRin Renate Winklbauer zur Wahl vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die Frau GRin Renate Winklbauer zur zweiten Vorsitzenden wählen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig geschehen.

Ich gratuliere der Frau GRin Winklbauer recht herzlich. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.)

Wir kommen nun zur Postnummer 70. Nach dieser Wahl hat Frau GRin Renate Winklbauer ihre Funktion als Schriftführerin zurückgelegt. 

Die Sozialdemokratische Fraktion schlägt für diese Funktion Frau GRin Hedwig Petrides vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. – Danke, auch hier die einstimmige Zustimmung zu dieser schwierigen und wichtigen Funktion.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 27 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Vereinigten Bühnen Wien GesmbH. 

Ich ersuche nun die Frau GRin Polkorab, die Verhandlung als Berichterstatterin einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön.

Frau GRin Mag Ringler, bitte.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Thema, das wir heute als Schwerpunkt in dieser Debatte gewählt haben, ist eines, das gar nicht ausreichend diskutiert werden kann. Ich bin zugegebenermaßen darüber erstaunt, dass die ÖVP ihre Aktuelle Stunde nicht auch diesem Thema gewidmet hat. Dann hätten wir dreimal darüber reden können und das wäre eigentlich ganz angemessen gewesen. Angemessen deshalb, weil es in diesem Thema um nichts Geringeres als um die zentralen kulturpolitischen Weichenstellungen in dieser Stadt geht und es gut tut, sich genauer anzuschauen, was die Stadtregierung hier vorhat. Ich verhehle nicht, dass wir diesem Projekt in hohem Maße kritisch gegenüberstehen und möchte gern ausführen, wo wir die Problemlagen bei dieser Neuordnung der Vereinigten Bühnen Wien erkennen. 

Das Theater an der Wien, so wurde es vor einigen Monaten von Seiten der Stadtregierung beschlossen, solle man in ein Opernhaus umwandeln. Man möge damit endlich dem würdigen Rahmen auch den Inhalt geben. Schließlich und endlich gibt es, so sagen manche, kein besseres Haus für Oper in dieser Stadt als das Theater an der Wien. Nur eines haben diese lobenden Worte nicht erwähnt, nämlich, dass das Theater an der Wien auch eine ganze Reihe von Pferdefüßen mit sich bringt und die Akustik wohl nicht das Einzige ist, was uns zu interessieren hat, wenn wir darüber nachdenken, welcher Funktion dieses Haus zugeführt wird. 

Denn all jene, die schon öfters im Theater an der Wien waren und nicht nur im Parkett auf den teuren Plätzen gesessen sind, sondern vielleicht auch einmal am Balkon oder gar auf den Stehplätzen waren, wissen, dass dieses Haus baulich nicht wahnsinnig gut dafür geeignet ist, die Funktion zu erfüllen, die es in Zukunft erfüllen soll, nämlich die eines Musiktheaters, eines Opernhauses. Zwischen 40 und 60 Prozent der Sitzplätze im Theater an der Wien sind nämlich entweder hör- oder seheingeschränkt. Das ist ziemlich viel für ein Haus, das insgesamt nur um die 1 200 Sitzplätze hat. 

Außerdem gibt es das Problem, dass wir in diesem Haus keine adäquaten Vorrichtungen haben, um dort etwas anderes zu tun als Stagione‑Betrieb. Jetzt kann man sagen, das ist ganz okay und der Stagione‑Betrieb lässt sich ganz gut an, da macht man halt ein paar Produktionen hintereinander. Aber es stellt sich doch die Frage, ob das Haus das richtige ist, um daraus ein Opernhaus zu machen. 

Die daran anschließende Frage, die vielleicht noch viel gewichtiger ist, ist die Frage, ob Wien überhaupt ein viertes Opernhaus braucht. Es gibt in Wien die Staatsoper, es gibt in Wien die Volksoper, es gibt die Kammeroper, und wenn Sie so wollen, dann gibt es noch eine freie Opernszene. Damit sind wir zumindest beim vierten Opernhaus in dieser Stadt. Wenn wir uns internationale Metropolen, mit denen wir uns so gerne vergleichen, ansehen, wie Paris, München oder Berlin, dann gibt es für diese Städte, die zum Teil zumindest doppelt oder dreimal so groß sind wie Wien nicht mehr als zwei Opernhäuser. Mir sind keine Studien zugänglich, die Publikumsanalysen machen und uns sagen würden, ob es tatsächlich in ausreichendem Maße Publikum für vier Opernhäuser in dieser Stadt gibt. Wenn wir mit den Direktoren der Häuser sprechen, dann bezweifeln die das auch. Wenn also jene Experten, die für uns die Ansprechpersonen sein müssen, schon skeptisch sind, ob es für vier Opernhäuser Publikum gibt, dann müssen bei uns Kulturpolitikern und Kulturpolitikerinnen die Alarmglocken schrillen. 

Ein Punkt, den ich in dieser Diskussion für besonders relevant halte, ist, ob wir damit nicht in einem Bereich viel Geld investieren, in dem wir keine Defizite haben. Es wird niemand behaupten, dass wir in Wien ein Defizit im Opernbereich, im Musiktheaterbereich, in diesen klassischen Kunstsparten haben. Es könnte mehr zeitgenössische Oper geben. Es könnte mehr freie Produktionen geben. Es könnte mehr in diesem Feld investiert werden. Aber im klassischen Musiktheaterbereich haben wir keine Defizite. Das adjustiert uns jeder. Defizite haben wir allerdings in vielen anderen Bereichen, die sehr viel stärker am Puls der Zeit agieren. 

Umso erstaunlicher finde ich es, dass eine sozialdemokratische Stadtregierung, die so gern von den Öffentlichkeiten, der Kritik, der Diskussion und den diskutiven Räumen spricht, Geld in die Hand nimmt, um gerade in diesem Bereich in besonderem Maße zu investieren. Ich glaube, dass das eine grundsätzlich falsche politische Schwerpunktsetzung ist. Deshalb lehnen wir sie auch ab. Ich gehe sogar weiter und werfe der sozialdemokratischen Stadtregierung vor, jedes Ziel und jeden Plan in ihrer Kulturpolitik mit dieser Entscheidung verloren zu haben. 

Wir diskutieren gerade die Theaterreform im Bereich der freien Gruppen. Einstweilen habe ich den Eindruck, dass wir auf gutem Wege sind. Wir haben dort in vielen ernsthaften Diskussionen über jene Defizite gesprochen, die diese Stadt hat. Ich hatte in diesen Diskussionen immer den Eindruck, dass es dafür ein Verständnis gibt. Umso unverständlicher ist, dass es dann zu Entscheidungen wie bei der Neuordnung der Vereinigten Bühnen kommt, die mit dem Lösen von Problemen, mit dem Lösen von Defiziten, mit einem ernsthaften Auseinandersetzen für die Bedürfnisse, die es in dieser Stadt gibt, nicht mehr erklärbar sind. 

Was die Kulturschaffenden in dieser Stadt zu Recht im Besonderen irritiert und beunruhigt, ist die Tatsache, dass es hier um viel Geld geht und offensichtlich dieser Gesamtbetrag von etwa 40 Millionen EUR, von denen hier die Rede ist, nicht ausschließlich aus Sonderfinanzierungen erbracht wird, sondern bereits jetzt der Finanzstadtrat dem Kulturstadtrat ausrichten lässt, dass er doch ein bisschen sparen soll, damit er ab 2007 ausreichend Geld für seine Pläne hat. Sehr geehrte Damen und Herren, das lässt meine Alarmglocken schrillen, denn für Umverteilung aus dem Bereich zeitgenössischen Schaffens zu Oper und Musical sind die GRÜNEN ganz sicher nicht zu haben!

Herr StR Mailath‑Pokorny hat heute in der Fragestunde gesagt, wir brauchen mehr Räume für neues Musiktheater. Er hat damit auf die Pläne angesprochen, die Kathrin Zechner in den letzten Monaten, sagen wir einmal etwas oberflächlich, aber doch immer wieder zur Diskussion gestellt hat. Sehr geehrte Damen und Herren, auch hier möchte ich auf eine Diskussion verweisen, die wir im Rahmen der Theaterreform im freien Bereich führen, nämlich die Frage, welche Räume für neues Theater adäquat sind, für die darstellenden Künste, wie sie sich uns heute, 2004, darstellen. Sicher nicht die klassischen Buchkastenbühnen. Sicher nicht die kleinen engen Kellertheater. Sicher nicht das Ronacher in seiner bisherigen Form. Das wissen wir. Die Frage, die sich 
nur stellt, ist: Warum investieren wir 35, 40, 45 Milli-onen EUR in den Umbau des Ronacher? Warum überlegen wir nicht, wenn wir schon der Meinung sind, dass es einen Raum für neues Musiktheater und für Musical braucht, neu zu bauen?

Alle Beispiele in Österreich und auch in den Nachbarländern haben gezeigt, dass es um wesentlich weniger Geld als um die Umbaukosten des Ronacher möglich ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Mein Herz hängt nicht sentimental am Ronacher. Es ist nicht nachvollziehbar, warum man nicht die bisherige Bespielung, die kostenneutral gemacht wurde, beibehalten kann und sich einen neuen Standort für das, was Frau Zechner sich wünscht, überlegen kann. Denn wenn wir so viel über Standortvorteile und Wirtschaftlichkeit sprechen, sehr geehrte Damen und Herren, dann müssen Sie mir erklären, wie sich das rechnen kann, einen teuren Umbau zu machen, der dann auch wieder nur eine halbe Lösung ist, wenn ein Neubau, der genau jenen Bedürfnissen entspricht, die heutzutage bestehen, billiger kommen würde.

Diese Studie würde ich gerne sehen, so wie ich auch gerne die Studie über die Machbarkeit der Neuordnung insgesamt sehen würde, und auch gerne die Studie über das Publikum, die Publikumswünsche und Publikumsbedürfnisse. Angeblich gibt es diese Studien seit Jahren. Ich habe noch nie eine dieser Studien gesehen und würde mich sehr freuen, wenn der Herr Stadtrat diese den Oppositionsparteien zur Verfügung stellen würde. Wohl nur auf dieser Basis lässt sich darüber diskutieren, ob diese 40 Millionen, so wie er meint, angemessen sind oder nicht.

Ich kann diese Entwicklungen, die ich persönlich für sehr problematisch halte, nur durch ein fehlendes Gespür für die wirklichen Notwendigkeiten in dieser Stadt erklären. Ich glaube auch, dass das die Erklärung für die herbe Kritik ist, die die Stadtregierung in den letzten Wochen einstecken musste. Ich stelle mir das als eine ziemliche Enttäuschung vor, nach einigermaßen positiver Berichterstattung im Herbst jetzt damit konfrontiert zu sein, dass die Medien und viele maßgebliche Kulturschaffende in dieser Stadt, aber auch in Österreich sagen: Das wollen wir nicht, das ist absurd, das braucht niemand!

Ich denke - und das ist vielleicht das Traurigste an dieser Situation, an dieser Diskussion -, dass die Stadtregierung ihr Gespür dafür verloren hat, was jetzt an Politik notwendig wäre. Diese Feststellung lässt mich nichts Gutes dafür erahnen, wie es in den nächsten Jahren weitergeht. Ich bedauere es sehr, dass wir in dieser Stadt jetzt offensichtlich an einem Punkt angelangt sind, an dem all jene hehren Ideale und sozialdemokratischen Ideen völlig über Bord geworfen worden sind und man eigentlich genau das Gleiche macht wie der Kulturstaatssekretär Morak, den man dafür zu Recht kritisiert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich persönlich halte es mit Claus Philipp, der im "Standard" vom 18. 2. 2004 geschrieben hat: "Und bis dahin: gute Unterhaltung! Bis an den Rand zur Absurdität." - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!
Die Vereinigten Bühnen sind sicherlich ein sehr gutes Beispiel für die jahrzehntelange falsche Kulturpolitik der SPÖ. Ich möchte ein bisschen in die Vergangenheit gehen, weil ich mich daran erinnern kann, dass wir, als ich hier ein junger Gemeinderat war, schon damals sehr heftig über die Vereinigten Bühnen diskutiert haben. Das war jene Zeit, als man über zehn Jahre lang "Cats" jeden Abend vor ausverkauftem Haus gespielt hat und jedes Jahr Zusatzsubventionen vom Wiener Gemeinderat brauchte, um das gewaltige Defizit abzudecken. 

Ich nenne Ihnen nur ein paar Zahlen: 1992 waren es in Summe 310 Millionen ATS, mit denen wir subventioniert haben, um hier "Cats" - ein hoch professionelles Musical, damals wahrscheinlich das bekannteste Musical der Welt - zu spielen. Im Jahr 1993 war es ein bisschen mehr, da waren es 379 Millionen ATS, die wir investierten, weil da auch ein paar Bauinvestitionen durchgeführt werden mussten. Im Jahr 1996 waren es 296 Milli-onen ATS. Im Schnitt waren es also 300 Millionen ATS, und insofern hat der Herr Stadtrat durchaus Recht mit dem, was er heute am Vormittag in der Anfragebeantwortung gesagt hat, quasi, er liegt da ohnedies im Schnitt der sozialdemokratischen Kulturpolitik, und nach dem Motto: Wenn ich mir die Ära Pasterk als Benchmark hernehme, dann liegt er eh nicht so schlecht. 

Dann ist aber in der Phase der Vereinigten Bühnen für die Stadt ein Glücksfall eingetreten, nämlich dass für die Wiener ÖVP StR Marboe für vier Jahre dieses Ressort übernommen hat. Ich werde Ihnen jetzt sagen - das ist alles nachvollziehbar -, was wir in diesen vier Jahren getan haben, und ich verspreche Ihnen: Der Vergleich macht Sie sicher!

Wir haben mit einem Hearing zu den Vereinigten Bühnen angefangen, das ich selbst inszeniert habe - übrigens gegen den heftigen Widerstand meines damaligen Koalitionspartners -, damit wir endlich einmal die Zahlen, Daten, Fakten auf den Tisch bekommen haben. Das hat Anlass zu der Diskussion über Privatisierung gegeben, und auf einmal hat das Management von sich aus einen Management Buyout angeboten. Das Ganze ist aber nicht nur eine luftleere Diskussion geblieben, sondern wir haben in vier Jahren bei den Vereinigten Bühnen 100 Millionen ATS eingespart, und es sind entgegen allen anderen Horrorprognosen keine Arbeitsplätze verloren gegangen. 

Über Qualität im Musical kann man ja immer diskutieren, aber es ist in den vier Jahren unter der ÖVP-Regierung sicherlich nicht schlechter geworden. Wir haben die Vereinigten Bühnen dazu gezwungen, ihre Rücklagen aufzulösen. Das ist übrigens auch eine Frage, die mich sehr interessieren würde: Wie hoch sind derzeit die Rücklagen der Vereinigten Bühnen? Wäre ich damals nicht in einer Koalition gewesen, wüsste ich das bis heute nicht. Es ist damals zum Beispiel auch eine teure Investitionsentscheidung, nämlich die Sanierung des Schnürbodens am Theater an der Wien mit 139 Milli-onen ATS, aus Eigenmitteln der Vereinigten Bühnen passiert.

Das sind die vier Jahre, in denen die ÖVP Einfluss genommen hat. Da können Sie noch immer sagen, dass die 100 Millionen an Einsparung zu wenig waren, aber das war ein deutlicher Schritt in die richtige Richtung. (Beifall bei der ÖVP.)
Was machen Sie jetzt? - Die SPÖ hat wieder die Allmacht in dieser Stadt und fällt natürlich in ihr traditionelles Muster zurück. Das können Sie nicht abstreiten, was ist: Es gibt eben keine Diskussion, nicht einmal eine Diskussion über Privatisierung, über Public Private Partnership, über Management Buyout, über die Auflösung von Rücklagen. Die Investition in das Ronacher von 35 bis 40 Millionen EUR wird ausschließlich aus Steuermitteln getroffen, es gibt kein Hearing, es gibt keine Transparenz. Es gibt keine Einsparung, sondern ganz im Gegenteil, es gibt eine dramatische Erhöhung der Betriebssubvention in Richtung der Benchmark, die Frau Pasterk ursprünglich einmal gelegt hat. 

Einer meiner Lieblingssprüche von Mark Twain: Nachdem Sie das Ziel endgültig aus den Augen verloren hatten, verdoppelten Sie die Anstrengung - nämlich noch weiter zu investieren, noch weiter zu subventionieren in einem Bereich, in dem man anderswo auf der Welt Geld verdienen kann. Das ist eine Schubumkehr in die falsche Richtung, die hier die Sozialdemokraten machen! (Beifall bei der ÖVP.) ÖVP: 100 Millionen eingespart! - Was machen Sie? Die Subvention massiv ausbauen!

Kommen wir zur aktuellen Situation. Ich halte die 40 Millionen EUR für den Umbau und die dramatische und drastische Erhöhung der Betriebssubvention für falsch. Ich halte sie wirtschaftlich für eine falsche Entscheidung, und ich halte sie auch kulturpolitisch für eine falsche Entscheidung.

Zuerst zum Wirtschaftlichen. Ich möchte jetzt wirklich einmal wissen: Wo sind die Business-Pläne, wo sind die Szenarien, die uns zwingend vorschreiben, dass Wien ein zweites Musicalhaus braucht? Wo steht geschrieben, dass Musical eine Wachstumsbranche ist? Sie kennen die Probleme des Stella-Konzerns in Deutschland, der mehrmals in Konkurs gegangen ist. Wo sind die großen, neuen Musicals, die hier produziert werden?

Auch reden Sie immer davon, dass die Produktion von geistigem Eigentum in Österreich gefördert wird. Das stimmt überhaupt nicht, wir fördern mit der hohen Subventionierung der Musicals in Österreich die Produktion von geistigem Eigentum in London und in New York! Wenn Sie sich die Relation der Lizenzeinnahmen unserer eigenen Musicals - der wenigen, die wir exportiert haben, von "Freudiana" ist mir nicht in Erinnerung geblieben, dass das so groß wurde -, also die geringen Lizenzeinnahmen, zu denen es hier gekommen ist, in Relation zum Subventionsaufwand stellen, dann werden Sie feststellen, dass das gewaltig auseinander klafft. 

Das heißt, in so einen Kulturzweig, in so einen Kommerzbereich zu investieren, ohne auch entsprechende Unterlagen zu haben, halte ich finanzpolitisch und wirtschaftspolitisch eigentlich für einen Wahnsinn. Ich verstehe auch nicht, warum der Finanzstadtrat dem zustimmt. Ich kann mich auch nicht der Argumentation des Herrn Stadtrates anschließen: "Jeder Euro, der in Kultur investiert wird, ist automatisch in Ordnung." Nein, überhaupt nicht! Wenn Geld für Kultur zur Verfügung steht, dann hat man sich zu fragen, was die notwendigen Prioritäten sind, und dann sind die Mittel einzusetzen. Aber es geht nicht zu sagen: Hurra, ich freue mich, ob das sinnvoll ist oder nicht! Geld hat für den Steuerzahler kein Mascherl.

Ich komme zum Kulturpolitischen. Herr StR Mailath-Pokorny ist ein Sozialdemokrat. (GRin Mag Marie Ringler: Hört man!) Linke gibt es in der SPÖ offensichtlich nicht mehr. Das muss ja ein Genuss für jeden SJ-Obmann sein - oder was es dort an Resten immer noch geben mag -, sich mit dieser sozialdemokratischen Kulturpolitik auseinander zu setzen. Ich selber stehe, glaube ich, kaum in dem Verdacht, ein Klassenkämpfer zu sein; ich war es das letzte Mal mit 16 und 17 Jahren, dann habe ich mich davon etwas wegentwickelt. (GRin Mag Sonja Wehsely: Ja?) Na sicher, wer mit 17 nicht links ist - Sie kennen den Spruch, ich möchte ihn nicht zu Ende führen. (GRin Renate Winklbauer: Kann man sich gar nicht vorstellen!) Ich bin also nicht in dem Verdacht, ein Klassenkämpfer zu sein - aber 35 bis 40 Millionen EUR in hoch subventioniertes Musical zu investieren, das ist nicht konservativ, das ist reaktionär! Das ist reaktionär, weil es rückwärts gerichtet ist. (Demonstrativer Beifall der GRin Mag Marie Ringler. - Beifall bei der ÖVP.)
Der ohnehin schon übersubventionierten Musikunterhaltungsindustrie in Wien auch noch die Betriebssubvention zu erhöhen, ist eine SPÖ-Umverteilungspolitik von den mittleren und kleinen Kulturschaffenden hin zu einem großen Kommerzkultur- Tanker, und die Vereinigten Bühnen - ich muss das in aller Deutlichkeit sagen - sind der Prototyp dieses veralteten Kulturkolchosenmodells. (Beifall bei der ÖVP.) Das heißt: Hoch subventioniert, das Risiko zu 100 Prozent sozialisiert, nämlich beim Steuerzahler, der trägt es nämlich - da wird immer vom Risiko geredet, von neuen Märkten, auf die man schauen muss, und von Eigenproduktion; ich bin absolut dafür, Eigenproduktionen und etwas Neues im Musicalbereich zu machen, nur bitte auf Kosten privater Investoren und sicher nicht auf Kosten der Steuerzahler! Also: Hoch subventioniert, 100 Prozent sozialisiertes Risiko; dagegen werden die Gewinne privatisiert, und zwar nach Verträgen, die einem offensichtlich so peinlich sind, dass man sich bis heute nicht traut, sie zu veröffentlichen, gegenüber denen nämlich, die diese Verträge zahlen und die Verluste tragen: Den Steuerzahlern.

Die Jobs werden nach nicht nachvollziehbaren Kriterien vergeben - von einer Ausschreibung, von der Sie am Anfang Ihrer Periode gesprochen haben, ist ja überhaupt keine Rede mehr -, und das Ganze geschieht noch dazu in einer intransparenten, in einer scheinbar intransparenten Struktur: Da gibt es den Finanzstadtrat, da gibt es die Vereinigten Bühnen, da gibt es die Wiener Holding und so weiter, das alles ist irrsinnig kompliziert. In Wirklichkeit ist es ganz einfach: Wir subventionieren viel zu teuer Musical in dieser Stadt - Punkt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich bin ein überzeugter Marktwirtschaftler, wo immer Marktwirtschaft sinnvoll ist, und ich bin zu hundert Prozent dafür, kulturpolitische Investitionen zu treffen, wo die Finanzierung vor allem in Europa über den Markt nicht funktioniert, wie das zum Beispiel im Theater, im Film, im Tanz und so weiter der Fall ist. Das Gefährliche - und das ist genau das, was bei den Vereinigten Bühnen passiert und was die Sozialdemokraten dieser Stadt so ungemein gern tun - ist die Vermischung von Marktwirtschaft mit Subventionspolitik, das heißt die Simulation von Markt. Das ist wie beim DKT, nur ist es der Vorteil beim DKT, dass das kein echtes Geld ist und dass am Abend, wenn man mit dem Spielen fertig ist, die Häuser und das Geld wieder eingesammelt werden und zurück in die Box kommen. Was Sie hier machen, ist genau die Simulation von Markt, bei der es dann scheinbare Gewinne und derartige Dinge gibt. 

Die Frage - und der müssen Sie sich auch stellen, Herr Stadtrat -, ob Musical wirklich eine zu subventionierende Kulturform ist, muss man sich schon stellen. Musical ist hoch professionelle Unterhaltungsmusikkultur, und wenn man sich dazu bekennt, das zu fördern, nämlich auch in dem Ausmaß, und wenn man überdies bereit ist, dieses Ausmaß noch zu erhöhen, dann frage ich mich ganz ehrlich: Warum subventionieren wir nicht auch andere hoch kommerzielle Musikformen oder künstlerische Formen? Popgruppen - das wäre doch auch eine Idee: Wieso subventionieren wir nicht Popgruppen? Warum erfinden und subventionieren wir nicht wieder die Wiener Eisrevue? Oder vielleicht noch besser: Warum machen wir nicht einen eigenen Zirkus, den Wiener Gemeindezirkus (GR Dr Matthias Tschirf: Die Fiaker!), in dem dann die Fiaker durchfahren können und es Heurigensänger geben kann? (Heiterkeit bei der ÖVP und den GRÜNEN.) Das alles kann man subventionieren, und ich bin mir sicher, dass es dann in Umfragen auch Menschen gibt, die sagen: Sie kommen wegen des tollen Wiener Gemeindezirkus nach Wien. - Aber meine Art von Kulturpolitik ist das sicher nicht!

Zurück zum Musical: Was soll eigentlich im Ronacher gespielt werden? Ich möchte Ihnen jetzt hier ein paar kurze Auszüge und die Reaktionen von Frau Zechner mitteilen. Frau Zechner sagt, es ist ihr besonders wichtig, die heimische Musikszene an das Wiener Musical heranzuführen. Heimische Jazz- und Popmusiker, von Wolfgang Muthspiel bis Hubert von Goisern, sollen emotionell und auch finanziell motiviert werden, sich diesem Genre zu öffnen. Und: Oberste Priorität sind Eigenproduktionen, so sie die Musikszene für dieses Projekt begeistern kann. - Ich erspare Ihnen das "erwachsene Schneewittchen" und was da sonst noch alles an Vorschlägen gekommen ist.

Wie reagieren jetzt die so umworbenen Kunstschaffenden auf die Öffnung gegenüber dem Musical? - Relativ brüsk. Herr Schachinger vom "Standard" hat sich die Mühe gemacht, jeden einzelnen genannten Künstler zu fragen, was er vom Musical hält. 

"Hubert von Goisern, noch heute etwas aufgewühlt: 'Mozart fährt mit der Pferdekutsche von Prag nach Graz. Im Böhmischen Wald hat die Kutsche einen Achsenbruch. Der Kutscher reitet weg, um Hilfe zu holen, und Mozart bleibt im Wald hocken. Dort trifft er dann eine schwarze Sängerin, die ihm den Blues und Soul beibringt. Ich habe gesagt: Kathi, was soll das, soll die dem Mozart im 18. Jahrhundert im Wald etwas auf der elektrischen Hammond-Orgel vorspielen?!'" - Okay.

Herr Patrick Pulsinger ist etwas direkter, er sagt einfach: "Da weiß ich aber gar nichts davon! Ich persönlich hasse Musical abgrundtief."

Und die Herren vom Attwenger? Herr Markus Binder sagt: "Geh bitte! Muss man sich mit so was beschäftigen?! Musical und gescheiterte Manager in Österreich, und wie sie dann herumfuhrwerken, das ist überhaupt eine Tragödie. Nicht einmal ignorieren!"

So reagiert die umworbene österreichische Kunstszene! Das zeigt schon eines sehr deutlich: Wenn ich mir als Künstler irgendwo eine Chance ausrechne, dort einmal etwas zu machen, einmal produzieren zu können, dann gehe ich doch nicht so mit einem derartigen Angebot um.

Faktum ist, dass die Künstler, die diesem Markt ausgesetzt sind, natürlich genau wissen, dass sie keine Chance haben, auf diesem Markt zu bestehen, und dass sie sich künstlerisch nur beschädigen können, wenn sie sich darauf einlassen. Ich erspare Ihnen jetzt die konkreten Beispiele derjenigen, die das versucht haben und bei denen es nicht geklappt hat. 

Wenn ich als Verantwortlicher derartige Aussagen höre, dann müssen doch nicht nur bei Frau Kollegin Ringler - ich wollte schon "Klingler" sagen - die Alarmglocken klingeln, sondern dann muss ich als Kulturstadtrat sagen: Bitte, ich muss mir ja zuerst überlegen, was ich dort produziere, und nicht zuerst ein Haus hinbauen. Ich könnte ja eventuell auch auf die Idee kommen, dass ich ein Haus, wenn ich es schon neu mache, vielleicht nicht so eng konfiguriere, dass dort nur ein Musical hineinpasst, sondern dass auch andere Kulturformen hineinpassen. 

Das war übrigens das Tolle am Coop Himmelb(l)au-Modell, dass das ein multifunktionales Haus gewesen ist. Deswegen haben wir Ihnen auch höflich vorgeschlagen, sich zumindest einmal das Konzept anzuschauen. Aber Sie haben in einer Pressekonferenz nur erklärt: Nein, Coop Himmelb(l)au brauche ich nicht, wir machen das alleine - übrigens einen Tag, bevor die einen der wichtigsten internationalen Architekturaufträge gewonnen haben. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das habe ich nie gesagt!)
Etwas haben Sie sicher gesagt, Herr Stadtrat. Nachdem Sie zum Thema Musical befragt worden sind, war das Ihre wichtigste Aussage: Ich bin nicht verantwortlich, ich will nicht mehr zum Musical gefragt werden.

Herr Stadtrat! Sie regieren in dieser Stadt mit absoluter Mehrheit. Warum machen Sie so eine schlechte Kulturpolitik? Wann immer eine Entscheidung zu treffen ist, oder fast immer, wenn eine Entscheidung zu treffen ist, ist es die falsche: Die Intendantenentscheidung in der Josefstadt, oder das Debakel im Rabenhof, das Sie bis heute leugnen, das Ihrer Aussage nach nie stattgefunden hat und das Sie verdrängen. Selbst das Projekt, Oper im Theater an der Wien zu machen, das ja an sich ein populäres Projekt ist und das Sie wahrscheinlich auch deshalb machen wollten, geht mittlerweile im Kritikhagel unter, Sie werden dafür von allen Seiten kritisiert. Herr Stadtrat, ich muss das in aller Deutlichkeit sagen: Ihre Kulturpolitik ist nicht links, sie ist nicht rechts, sie ist nicht einmal sozialistisch, geschweige denn konservativ, sie ist einfach grottenschlecht! Und das verstehe ich nicht.

Diese Entscheidung, die Sie hier heute treffen - allerdings wird ja heute die Entscheidung noch nicht getroffen -, 30 bis 40 Millionen EUR in eine Form zu investieren, die ungemein eng ist und deren Nachfrage nicht klar ist, wobei auch nicht klar ist, was dort produziert werden soll, ist einfach eine falsche Entscheidung, gegen die wir als Wiener ÖVP uns mit allen uns zur Verfügung stehenden demokratischen Mitteln wehren werden, gemeinsam mit den Künstlerinnen und Künstlern, wenn diese Entscheidung tatsächlich so getroffen werden sollte! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Stadtrat, in jüngster Zeit - da muss ich meinem Vorredner Recht geben - werden Sie wirklich von allen Seiten kritisiert. Fachleute werfen Ihnen Unfähigkeit vor. Sie haben den Höhepunkt oder einen der Höhepunkte des Mozartjahrs vermurkst, der Gluck-Zyklus musste abgesagt werden; obwohl von Landesmann wirklich gut vorbereitet, war dann plötzlich kein Geld da - auf der einen Seite. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was war vorbereitet?) Auf der anderen Seite geben wir 10 Millionen in eine Multikulti-Schiene, von der letztendlich nichts übrig bleiben wird, und dann ist kein Geld da, um einen der Höhepunkte zu finanzieren. Sie stecken Geld in die Unterhaltungsbranche, wo andere Länder Gewinne erzielen. 

Ich komme hier auf die Fragestunde zurück, da haben Sie mir geantwortet: Darüber muss man diskutieren. Das stimmt, wir sollten darüber diskutieren. Aber Sie diskutieren eben nicht darüber, ob der Musicalbereich ein Konzern sein könnte oder nicht, sondern es wird ganz einfach weitersubventioniert wie in alten Zeiten - Fehlentscheidungen, Zaudern, Verzögern, viel zu spätes und falsches Handeln! Wir haben im Musicalbereich, was die Intendanz angeht, jetzt jemanden, der ein buntes Nachmittagsprogramm gestalten könnte, aber da braucht man einen fähigen Mann oder eine fähige Frau, die diese Unterhaltungsbranche als Managerin anführt. Die Entscheidung Kathrin Zechner war falsch.

Ab 2007 sollen den Vereinigten Bühnen 40 Milli-onen EUR zur Verfügung gestellt werden - eine Verdoppelung des Budgets. Dieser Verdoppelung - oder dieser politischen Entscheidung - haben wir Freiheitliche zum einen Teil zugestimmt, und zwar insofern, als es das Theater an der Wien angeht. Hingegen war das nicht Ihre Idee, Herr Stadtrat, wie Sie in einem Ihrer Interviews behauptet haben, sondern die Idee wurde von StR Gintersdorfer schon vor 15 Jahren geboren, und sie wurde dann von der ÖVP mitgetragen. Ich möchte Sie nur daran erinnern. 

Das heißt, die Neustrukturierung der Vereinigten Bühnen beschränkt sich eigentlich nur auf die Wiederbestimmung des Theaters an der Wien als Opernbühne. Aber der gesamte Musicalbereich wird nicht neu strukturiert, und hier ist überhaupt kein Reformwille zu spüren. Wir möchten deshalb noch einmal einen Antrag stellen. Wir haben schon vor zwei Jahren darauf hingewiesen, dass es jetzt Zeit wäre, sich einmal dieser Thematik zu stellen, und haben schon damals darauf hingewiesen, dass es wichtig wäre, hier privatwirtschaftliche Überlegungen einzubeziehen. 

Ich werde den Antrag, der damals schon abgelehnt wurde - aber es hat sich inzwischen herausgestellt, dass es goldrichtig gewesen wäre, damals schon Überlegungen anzustellen -, trotzdem noch einmal einbringen: 

"Der Kulturstadtrat möge sich dafür einsetzen, dass bei den zukünftigen Planungen für die beiden Häuser Ronacher und Raimund Theater, die als Musicalbühnen gedacht sind, in Zukunft vermehrt marktwirtschaftliche Überlegungen Eingang finden." (Beifall bei der FPÖ.)
Das heißt, es gilt die Ansage, dass ab Herbst 2006 das Ronacher als urbanes Unterhaltungstheater bespielt wird. Das ist die eine Seite: Urbanes Unterhaltungstheater. Sie sagen aber ständig, es wird eine zweite Musicalbühne errichtet. Niemand kennt jedoch die Musicals, die dann gespielt werden sollen. Niemand weiß, wie die Programmatik eigentlich ausschauen soll. Auch Ihre Antwort in der Fragestunde war unlogisch. Sie haben gesagt, es werden dort Musicals produziert. Welche? Wir wissen es noch nicht. Wir haben noch dazu ein Musicalhaus, es ist das Raimund Theater. Warum wollen Sie jetzt derart viel Geld ins Ronacher stecken, ohne genau zu wissen, ob dort überhaupt Musicals gespielt werden? Es wird hier eine enorme Summe von Geldern ohne Zukunftsplanung unserer Meinung nach verschleudert. Herr Stadtrat, was das Ronacher angeht, ist diese Idee, dort umzubauen - jetzt einmal abgesehen von den Geldern, die in den Musicalbereich hineinfließen -, unverantwortlich! 

Es gibt viele Bereiche in der Stadt Wien, in denen es wirklich wichtig wäre zu investieren. Ich habe immer wieder hervorgehoben, dass es eine Tragödie ist, dass kein Geld für die Musikerziehung da ist. Die Musikschulen in Wien liegen im Argen, kein einziger Cent wird für diesen Bereich ausgegeben. Auf der einen Seite werden 30 bis 40 Millionen EUR in den weiteren Umbau eines Ronacher gesteckt, ohne zu wissen, ob wir diese sündteuren Umbauten überhaupt brauchen, auf der anderen Seite haben wir keinen Platz, um die Kinder an den Wiener Schulen in Musik zu unterrichten. 

Deswegen erneut ein Antrag von uns:

Sie werden aufgefordert, den Plan, das Ronacher umzubauen, fallen zu lassen und sich dafür einzusetzen - ich weiß, Sie beziehen sich immer darauf, dass dies nicht Ihr Ressort ist, aber Musikerziehung gehört in den Kulturbereich -, dass die von StR Rieder für den Umbau des Ronacher vorgesehenen Gelder für den Ausbau der Wiener Musikschulen bereitgestellt werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Für das Mozartjahr wurde unserer Meinung nach keine seriöse finanzielle Grundlage geschaffen. Es gab vage Zusagen und viel zu späte Entscheidungen, der abgesagte Gluck-Zyklus zeigt das ganz genau. Weil Sie "vorbereitet" gesagt haben: Hans Landesmann hat das sehr wohl genau vorbereitet, er hat das auch durchgehend budgetiert, und es wäre durchaus möglich gewesen - auch von Ihrer Seite, in der Hinsicht kulturpolitisch -, diese Entscheidung zu fällen. Sie haben sich aber bei den 30 Millionen für das Mozartjahr festgelegt, ein Drittel ... (Zwischenruf von amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Nein, daran kann ich mich genau erinnern: Wir haben das im Ausschuss diskutiert, wir haben auch hier diskutiert, ein Drittel für die so genannte Peter-Sellars-Schiene auszugeben. Wie Sie wissen, haben wir das immer abgelehnt, denn es wurde niemals genau erklärt, wofür das Geld überhaupt zur Verfügung gestellt werden sollte. Es waren einfach nur vage Vorstellungen, es war wie eine Geschichte, die erzählt wird. Aber 10 Milli-onen ATS im Mozartjahr für eine Sache auszugeben, von der man nicht im Detail weiß, was eigentlich geschehen soll, ist unverantwortlich. 

Genau diese Gelder zum Beispiel waren es, die gefehlt haben, als es darum ging, die Entscheidung darüber, was im Theater an der Wien geschehen soll, wirklich möglich zu machen. Dazu gehört dieser Gluck-Zyklus. Ich finde, es ist eine Schande für Wien, dass ein so wichtiges Vorhaben nicht umgesetzt werden kann, weil man ganz einfach unfähig war, finanzpolitisch etwas weiter in die Zukunft zu schauen. 

Opernhäuser aus aller Welt schließen bereits Verträge für die Saison 2010 ab. Jetzt haben wir so viele Koordinatoren, Intendanten und Programmgestalter - ich habe heute schon in der Fragestunde gesagt, man kann sie fast nicht mehr nachzählen -: Wir haben Landesmann, wir haben Peter Patay, wir haben Peter Sellars, wir haben Geyer, wir haben einen Überdrüber-Intendan-ten, und alle, nehme ich an, haben eine ... (GRin Mag Marie Ringler: Wir haben Frauen wie die Frau Zechner!) Ja, die Frau Zechner schätze ich nicht so sehr wie Sie, also bitte ... (GRin Mag Marie Ringler: Ich habe das jetzt ironisch gemeint!) Ja, Sie haben es ironisch gemeint. Es sind zu wenige Frauen, da gebe ich Ihnen Recht.

Wir haben also eine Menge von Menschen im Kulturbetrieb, die wahrscheinlich auch sehr, sehr gut verdienen, und die schaffen es nicht einmal, wichtige Entscheidungen im Mozartjahr zu koordinieren! Ich würde daher meinen, auch das ist eine riesige Schande, was da passiert ist. Ich weiß, die ganze Sache ist abgesagt, aber es werden noch immer Überlegungen angestellt, ob man vielleicht Teile des Gluck-Zyklus oder zumindest den Regisseur noch retten kann. Deswegen lautet ein Antrag von uns jetzt darauf, dass ebendiese Gelder, die für Peter Sellars ausgegeben werden - das sind immerhin 10 Millionen EUR -, zur Verfügung gestellt werden sollen. Denn noch immer gilt: Können Sie oder kann irgendjemand hier in der Stadt sagen, wofür dieses Geld eigentlich ausgegeben werden soll?

Der Antrag lautet: 

"Der Kulturstadtrat möge sich dafür einsetzen, das für Peter Sellars vorgesehene Budget von 10 Millionen EUR zu reduzieren und die im Theater an der Wien vorgesehene Gluck-Produktion doch noch zu realisieren." (Beifall bei der FPÖ.)
Wir haben heute in der Fragestunde schon über die Gelder für Manager gesprochen. Als Sie einmal gefragt wurden, wie viel Marboe verdienen soll, sagten Sie: "Einem Intendanten angemessen", und Bgm Häupl hat gesagt: "Das Mozartjahr braucht die besten Köpfe". Marboe sagte zum Beispiel: "Im Mozartjahr soll Bleibendes geschaffen werden." Also bitte, auf dieser Peter-Sellars-Schiene "Bleibendes" zu schaffen - das ist ja wohl lächerlich! 10 Millionen EUR für solche Aktivitäten, für Multikulti-Events, das ist wirklich hinausgeworfenes Geld.

Auf der anderen Seite ist eine Tradition in Wien, und zwar "Mozart in Schönbrunn", abgebrochen worden. Das ist eine sehr erfolgreiche Sache in Schönbrunn gewesen, ein Festival, das im Sommer stattgefunden hat, gerade in einer Zeit, in der viele Touristen in Wien sind und man keine Freiluftaufführungen sehen und hören kann. Überall, in allen Bundesländern rund um Wien und überhaupt in ganz Österreich, wird das genützt und werden sehr interessante Operetten- und Opernaufführungen im Freien gemacht. In Wien gibt es keine Chance. 

Wir haben immer wieder darauf hingewiesen, dass diese Tradition wieder aufgegriffen werden soll, und ich werde nicht müde, wiederum einen Antrag zu stellen, dass man sich überlegen sollte, eine Machbarkeitsstudie in Schönbrunn zu machen. Es gibt alte, sehr weit zurückliegende Ideen, schon von Maria Theresia bis herauf in die jüngste Zeit, wonach das durchaus möglich ist. Das wäre zum Beispiel eine Sache im Mozartjahr gewesen, von der man sagen kann: Da wurde in eine Sache investiert, die etwas Bleibendes ist. Es ist sehr schade, dass man die Idee nicht aufgegriffen hat. Wenn jetzt Marboe sagt: "Ich möchte Bleibendes schaffen, und ich möchte ja nicht nur Events machen.", dann hätte man zum Beispiel diese Idee aufgreifen können. 

Neuerlich stelle ich den Antrag, dass der Herr Stadtrat sich darum kümmern soll, eine Machbarkeitsstudie für die Errichtung eines Gartentheaters im Schlosspark Schönbrunn erstellen zu lassen. Ich gehe hier nicht näher darauf ein, weil ich Zeit sparen möchte, Sie kennen unsere Argumentation schon seit Jahren. Ich glaube, es ist eine gute Sache, die Tradition "Mozart in Schönbrunn" wieder aufzunehmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Als Sie heute am Vormittag schon diskutiert haben, wie viel eigentlich alle diese Intendanten verdienen - der Bürger fragt sich das ja, es gibt sehr viele Menschen, die mit ihrem Steuergeld für das alles zahlen müssen und sich nicht einmal eine Karte leisten können, deshalb ist es durchaus berechtigt, der Sache einmal nachzugehen -, sagten Sie: Darauf kann ich eigentlich nicht wirklich eingehen. Sie haben sich meiner Meinung nach hinter dem Datenschutz versteckt, obwohl Sie in dem Interview gesagt haben - ich zitiere Sie noch einmal -: "Ich habe kein Problem damit, die Managerbezüge im Kulturbereich offen zu legen, ich werde mich gerne dafür einsetzen." Sie haben also gesagt, Sie werden sich dafür einsetzen, dass man in Wien Mittel und Wege findet, dies transparent zu machen. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Bei der Antwort haben Sie das nicht wiederholt, sondern Sie haben eher gesagt, das sei nicht möglich. Das stimmt aber nicht, sondern es gibt schon Mittel und Wege, wie man das transparent machen kann. Das werden wir auch tun, wir werden einen Prüfantrag beim Kontrollamt einreichen. Es mag wohl sein, dass man die einzelnen Bezüge vielleicht nicht erfährt, aber wir wissen dann ungefähr, wie viel an öffentlichen Geldern in die Bezüge von Managerpositionen hineinfließt. Das finde ich kulturpolitisch doch interessant, und wir werden diesen Antrag stellen. Ich meine, dass Ihre Antwort eigentlich unprofessionell war.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Weiters gibt es keine Möglichkeit der Kontrolle. Wir haben das schon öfters diskutiert: Dieser ganze große Bereich der Vereinigten Bühnen wurde ja aus der Budgethoheit des Gemeinderates herausgelöst, und durch diese Praxis wird eigentlich offenkundig, dass die Stadtregierung die politische Verantwortung gar nicht mehr tragen will. Es sind aber sehr hohe Geldbeträge, die jetzt ohne Kontrolle verbraucht werden. Wir haben schon das letzte Mal bei der Budgetdebatte darauf hingewiesen, wie wichtig es wäre, dass man auch diesen Bereich kontrolliert.

Wir werden nochmals einen Antrag einbringen, dass der amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke Dr Sepp Rieder als Eigentümervertreter der Vereinigten Bühnen Wien sicherstellt, dass vierteljährliche Berichte dem zuständigen Kulturausschuss vorgelegt werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In letzter Zeit haben sehr viele Politiker in Wien auch Kulturpolitik gemacht: Häupl war für "viele gute Köpfe" für das Mozartjahr; Laska hat sich in gar keiner Weise darum gekümmert, ob die Musikerziehung einen gedeihlichen Fortgang hat; Rieder hat ohne große Überlegungen ganz einfach Gelder für den Ausbau des Ronacher hergegeben; Mailath hat viele wichtige kulturpolitische Entscheidungen versäumt. Ich würde sagen, viele Köche verderben den Brei; in dem Fall: Viele Sozialisten zerstören die Kultur Wiens. 

Wir stimmen zwar diesem Antrag zu, lehnen aber die Kulturpolitik des StR Mailath-Pokorny ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Um hier Legendenbildungen gleich zu verhindern: Wenn Andreas Salcher sagt, StR Marboe hätte bei den Vereinigten Bühnen Wien 100 Millionen eingespart, dann muss man als Erstes einmal sagen: In 4 Jahren, und dann sind es im Jahr 25 Millionen - damit man da mit korrekten Zahlen agiert.

Was haben die Vereinigten Bühnen gemacht, im selben Moment wie die Einsparung war? Herr StR Marboe hat damals zugelassen und hat auch zugestimmt, dass gleichzeitig die Mieten für den KlangBogen und die Wiener Festwochen erhöht worden sind. Und? - Erraten: Die Miete für den KlangBogen und die Wiener Festwochen wurde um genau 25 Millionen ATS erhöht. Das heißt, die Vereinigten Bühnen Wien haben dann genau dasselbe Geld bekommen. 

Du solltest zuhören, Andi, das ist so wichtig. Dann verstehst du es wieder nicht, und das wäre ganz schlecht. Jedenfalls ist da nichts eingespart worden, sondern da ist nur umgeschichtet worden. Da haben sich die Vereinigten Bühnen der Wiener Festwochen und des KlangBogens bedient, und insgesamt ist da durch StR Marboe überhaupt nichts eingespart worden.

Es hat auch Stadträte gegeben - wenn wir jetzt schon bei ihnen sind, dann wirklich das letzte Mal in der Geschichte dieses Gemeinderates -, da muss man sagen: Er hat eben moderiert. Das ist der Unterschied zum heutigen Kulturstadtrat: Der ist auch wunderbar beim Moderieren, nur - der macht auch Entscheidungen! Da gibt es in drei Jahren eine ganze Reihe von Entscheidungen, von großen Würfen.

Einer der großen Würfe ist einfach die Theaterreform. Diese Theaterreform der Stadt Wien besteht aus zwei Teilen, da gibt es die kleine Theaterreform für die mittleren, kleineren und freien Theatergruppen, die wir auch mit dem Leitbild hier im Gemeinderat beraten haben, und da gibt es die große Theaterreform. Dazwischen gibt es keinen Widerspruch, weil die kleine und die große Theaterreform nach denselben Prinzipien vor sich gehen. 

Die große Theaterreform mit der Neuordnung der Vereinigten Bühnen Wien ist nun tatsächlich eine geschichtsträchtige Entscheidung, das ist die größte Reform, die es jemals in der Geschichte der Vereinigten Bühnen Wien gegeben hat. Und es ist absolut einzigartig, national wie international, dass eine Stadtregierung bei einem hohen Kulturbudget, das in den letzten Jahren kontinuierlich erhöht worden ist - nicht gekürzt worden ist wie beispielsweise in anderen Städten oder im Bund! - und mit 176 Millionen EUR einen hohen Standard erreicht hat, dass eine Stadtregierung dann entscheidet: Ja, wir investieren zusätzlich in die Kulturstadt Wien, und zwar nicht um einen lächerlichen Betrag, sondern um 90 Millionen EUR! Ich erinnere daran: 30 Millionen EUR zusätzlich für das Mozartjahr, 35 Millionen EUR zusätzlich für den Umbau des Ronacher, eine Investition in das Wiener Kulturgut und zusätzlich 26 Millionen EUR für den zukünftigen Betrieb der ausgeweiteten Vereinigten Bühnen Wien.

Da beschließt eine Stadtregierung eine Erhöhung des Kulturbudgets um 60 Prozent, und dann gibt es hier Geschrei der Opposition! Jetzt verstehe ich schon die Lust der Opposition, Oppositionspolitik zu machen, aber dafür habe ich tatsächlich kein Verständnis mehr. 

Da hier gesagt worden ist, dass das Geldvernichtung und Geldverschwendung ist, muss ich sagen: Für uns Verantwortliche in dieser Stadt, für uns Sozialdemokraten ist Investition in Kunst und Kultur niemals Geldvernichtung! Wir stehen dazu und sind stolz auf diese Entwicklung. Geldvernichtung betreibt die Bundesregierung, wenn man eine Diagonale fördert, die dann gar nicht zur Aufführung kommt (Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP), wenn man Abfangjäger um 2 Milliarden EUR kauft und dann noch zwischenzeitlich alte, ausrangierte Flugzeuge anleasen muss. Das ist für uns Geldvernichtung! Für uns Sozialdemokraten ist die Investition in Kunst und Kultur immer die richtige Entscheidung. (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Da muss ich dich jetzt fragen: Wer hat die Draken gekauft?)
Bitte, Hannes Prochaska, bei diesen Entscheidungen können wir jetzt natürlich 50 Jahre zurückgehen. (GR Johannes Prochaska: Die rot-blaue Regierung!) Aber die Chuzpe zu haben, Abfangjäger um 2 Milliarden EUR anzukaufen, über die man überhaupt schon einmal diskutieren kann, ob man die in der heutigen Sicherheitssituation ... (GR Johannes Prochaska: Weil eure Schrott sind!) Die Draken wurden damals in einer anderen weltpolitischen Situation gekauft. Vielleicht hat sich deine Erinnerung nicht ... (GR Johannes Prochaska: Schrott! Schrott! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) 

Damals gab es noch eine ganz andere weltpolitische Situation, auch in Europa, und heute gibt es eine andere Sicherheitsstruktur, Sicherheitspolitik und Außenpolitik in Europa. Eure Außenministerin lächelt eben nur; vielleicht hat sie das noch nie erklären können, weil sie nur lächelt. Aber es gibt heute andere sicherheits- und außenpolitische Bedingungen, man kann die heutige Situation mit den Draken nicht vergleichen, und es ist absolute Geldvernichtung, Abfangjäger zu kaufen und dann auch noch andere Geräte anmieten zu müssen, weil es eine Fehlentscheidung war. (Beifall bei der SPÖ. - GR Dr Andreas Salcher: Euch muss es schon sehr schlecht gehen ...!)
Ein Musiktheaterangebot mit großer Vielfalt und auf hohem qualitativen Niveau ist einfach wichtig für Wien, daher hat sich die Stadtregierung Wiens für diese zusätzliche, relevante künstlerische Investition in Wien entschieden. Das ist wichtig für die Wienerinnen und Wiener. Die Studie "Leben in Wien" hat das jetzt wieder unterstrichen: Mehr als 90 Prozent der Wienerinnen und Wiener sagen, das ist ihnen ganz, ganz wichtig! Das Angebot in Kunst und Kultur ist ein wesentlicher Faktor für das hohe Maß an Lebensqualität und für den hohen Lebensstandard, den es in dieser Stadt gibt. Das hat uns auch eine internationale Studie vor kurzem wieder bestätigt. 

Aber ein hoch qualitatives und vielfältiges Angebot in Kunst und Kultur ist auch wichtig für die Gäste der Stadt Wien, für die Menschen, die als Touristen zu uns kommen. Zwei Millionen Touristen, die Wien jährlich besuchen, kommen ihren Angaben nach ausschließlich wegen des Musiktheaterangebotes. Interessanterweise sagen gleich viele "Ich komme wegen des Musicals" wie für Oper oder Operette. Das freut uns beides, weil wir uns dadurch in dieser Entscheidung, die wir heute hier diskutieren, auch bestätigt finden. 55 Prozent aller Besucher der Vereinigten Bühnen Wien, mehr als die Hälfte, sind Touristen, mehr als ein Drittel der Besucher der Vereinigten Bühnen Wien kommt aus dem Ausland. Das ist also für den Wien-Tourismus ein ganz wesentlicher Faktor.

Es gibt hier eine Studie - weil immer gesagt worden ist, das alles ist nie untersucht worden (GRin Mag Marie Ringler: Wo ist sie? Wo ist diese Studie?) -, es gibt eine Studie des Wien-Tourismus, die besagt, dass jene Touristen, die aus dem Ausland kommen und Vorstellungen der Vereinigten Bühnen Wien besuchen, im Jahr 67 Millionen EUR nach Wien bringen. (GRin Mag Marie Ringler: Dann gebt diese Studie den Oppositionsparteien!) Das wird also mehr als aufgewogen durch die Konsumation und die Tatsache, dass sie eben Wien wegen der Vereinigten Bühnen Wien besuchen. (GRin Mag Marie Ringler: Dann machen wir Musicals als Tourismusförderung, nicht als Kunstförderung!) 

Die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein zusätzliches Haus für Musiktheater, in dem von der Barockoper über Mozartopern bis zu zeitgenössischen Opern Raritäten gespielt werden, auf einem Niveau und in einer Qualität, wie wir es vom KlangBogen kennen und schätzen gelernt haben, ist einfach ein tolles zusätzliches, qualitätsvolles Angebot für die Wienerinnen und Wiener und für die Gäste Wiens.

Kollegin Ringler hat gesagt, andere Städte - ich sage jetzt Helsinki, möchte aber keiner Stadt nahe treten (Zwischenruf der GRin Mag Marie Ringler) - haben auch nur ein oder zwei Opernhäuser. Dazu muss ich sagen: Ja, und wir bekennen uns dazu, weil Wien nicht irgendeine Stadt in der Welt ist, sondern Wien - und viele sagen das, vor allem von außen - ist die Welthauptstadt der Musik! Darauf sind wir stolz. Daher müssen wir in Wien in die Oper investieren, und daher sind wir hier völlig auf dem richtigen Weg. (Beifall bei der SPÖ.)
Die Umwandlung des Theaters an der Wien in ein Haus für das, wofür es am besten geeignet ist, nämlich für nicht elektronisch verstärktes Musiktheater - dafür ist das Theater an der Wien einmal geschaffen worden, dafür hat es eine unbestreitbare Geschichte. Ich verweise darauf, dass dort Beethovens "Fidelio" uraufgeführt wurde, auch das ganze Repertoire von Mozart und danach ist dort aufgeführt worden, dafür wurde es geschaffen. In Salzburg denkt man nach, wie man ein ideales Opernhaus schaffen kann - in Wien haben wir dieses ideale Mozarthaus, und wir werden es in Zukunft auch für diesen Zweck wieder verwenden! Das ist eine historische Entscheidung, und mit dieser Entscheidung werden die Verantwortlichen dieser Stadt, der Herr Bürgermeister und die beiden Stadträte für Finanzen und Kultur, in die Geschichte eingehen! Darauf sind wir heute schon stolz, dass es in Kürze zu dieser Entscheidung und zu dieser Entwicklung kommen wird. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf der GRin Mag Marie Ringler.)
Es war ein jahrzehntelanger Wunsch - daran kannst du dich nicht erinnern, weil du damals noch nicht hier warst, vielleicht hast du damals auch noch nicht die Kulturseiten gelesen -, es ist jedenfalls ein jahrzehntelanger Wunsch gewesen, seit 40 Jahren, von allen Kulturkritikern, von allen Kulturstadträten, von anderen Theaterdirektoren im Musiktheaterbereich und auch von den Künstlern und Kreativen, dass das Theater an der Wien wieder als Opernhaus genutzt wird. Das wird nun Wirklichkeit, mit einem zusätzlichen Programm, wobei neun Produktionen über das ganze Jahr verteilt werden, und zwar auf einem Niveau, wie wir es, wie gesagt, vom KlangBogen gewohnt sind. 

Weil jetzt abfällig über den Stagione-Betrieb gesprochen worden ist: Der Stagione-Betrieb ist für viele Künstler - und das ist auch wichtig, damit sie nach Wien kommen können - eine wesentlich realistischere Art, in Wien zu arbeiten und auftreten zu können, als ausschließlich im Repertoirebetrieb. Es gibt hochrangige Künstler in der Welt, die durch Repertoirebetrieb so blockiert sind, dass sie einfach keine Zusagen machen können. Der Stagione-Betrieb ermöglicht es auch, dass Künstler in Wien zu sehen sein werden, die in der Staatsoper und in der Volksoper einfach nicht zu sehen wären. 

Dieses Theater an der Wien wird ein völlig anderes Profil haben und wird ein völlig anderes Programm machen. Daher ist das nicht ein drittes oder viertes Opernhaus, sondern das wird das erste Opernhaus sein, das der Stadt Wien selbst gehört. Daher sind wir völlig überzeugt davon, dass es eine zukunftsträchtige Entscheidung ist. 

Es wird auch immer gesagt, dass wir nur 120 Tage spielen. (GRin Mag Marie Ringler: 70!) 120 Tage oder 170 Tage, das ist auch ... (GRin Mag Marie Ringler: 70 Tage!) 120 Tage spielen wir im Theater an der Wien. Du weißt immer alles besser (GRin Mag Marie Ringler: Ja!), vermittelst aber oft den Eindruck, dass du dich überhaupt nicht auskennst. Ich werde noch zu einem Beispiel kommen, an dem ich dir das beweise. (GRin Mag Marie Ringler: Aha?) Jedenfalls sind es 120 Spiel-tage im Theater an der Wien. 

Jedes Mal, wenn ich nach Brüssel gekommen bin und versucht habe, in die Oper de la Monnaie zu gehen, haben die einen Schließtag gehabt. Die spielen nicht jeden Abend, das ist üblich. Auch in der Mailänder Scala ist es üblich, dass nicht jeden Abend Programm ist. So wird es auch beim Theater an der Wien sein, einfach weil es technisch nicht anders möglich ist, weil es keine Oberbühnen, Nebenbühnen, Hinterbühnen und Lagermöglichkeiten gibt. Daher ist es uns noch immer lieber, im Theater an der Wien wird 120 Tage Oper gespielt, auf höchstem Niveau, mit neun verschiedenen Produktionen, so wie es bisher war. 

Wenn über Schließtage gesprochen wird, dann muss man sagen: Wenn man bisher Opernliebhaber war und das Theater an der Wien besuchen wollte, hat man im Jahr bestenfalls zwei bis drei Möglichkeiten gehabt, bei den Wiener Festwochen und beim KlangBogen, und das ganze restliche Jahr war das Theater eigentlich geschlossen. Wenn man einmal schon "Cats" gesehen hatte, dann war es in Wirklichkeit für sieben Jahre geschlossen für diejenigen, die "Cats" schon einmal gesehen hatten. Genauso verhält es sich - bei aller Wertschätzung und Anerkennung für "Elisabeth" - auch bei "Elisabeth": Wenn man es einmal gesehen hat, dann ist das Haus eigentlich zwei Jahre blockiert. 

Das heißt, es wird für das Publikum in Wien - das gilt für die Wienerinnen und Wiener genauso wie für die internationalen Gäste - in Zukunft möglich sein, das Theater an der Wien nicht einmal oder zweimal im Jahr zu besuchen, sondern neunmal oder zehnmal. Das ist eine wesentliche Erweiterung des Angebots der Musikstadt Wien!

Wenn das der Herr Staatsoperndirektor Holender jetzt einfach schlecht macht, dann verstehe ich das. Er ist schon bekannt dafür, dass er neben sich keine Konkurrenz liebt und alles heruntermacht, was sozusagen nicht nach seiner Pfeife tanzt. Das hat er bisher immer bewiesen. Jetzt hat er wieder Direktoren neben sich, die genau das machen, was er anschafft. Aber die Stadt Wien lässt sich vom Herrn Staatsoperndirektor nicht anschaffen, was wir dort spielen. Wir waren auch nicht bereit, dass das Theater an der Wien zu einer Dependance der Staatsoper wird, wohin er seine ungeliebten Produktionen, insbesondere das Ballett, auslagern kann. Da haben wir nicht mitgespielt. 

Im Übrigen verwendet er laufend Zahlen, bei denen er Äpfel mit Birnen verwechselt und einfach Sachen vergleicht, die nicht zu vergleichen sind. Er redet von Produktionsgeldern; wir reden von Geldern und Mitteln, die notwendig sind, um ein Haus mit 350 Beschäftigten auch technisch und organisatorisch in Schuss zu halten, und nicht nur von den Produktionsgeldern. Hier wird also bewusst mit falschen Zahlen operiert. Daher kann man diese Kritik durchaus entgegennehmen, aber man muss sie nicht teilen. 

Es wird jedenfalls ein zusätzliches, hoch qualitatives Angebot im Bereich Musiktheater geben, und das ist auch ein klares Bekenntnis zur Oper in Wien. Genauso, wie die Stadt Wien ein Bekenntnis zum klassischen Musiktheater, zur Oper und auch zur zeitgenössischen Oper abgibt, genauso gibt die Stadt Wien ein klares Bekenntnis zum hoch qualitativen Musical in dieser Stadt ab. Wir wollen diese Vielfalt, wir wollen diese Qualität, und daher ist es auch notwendig, dieses Musical, das die Stadt Wien will, zu fördern. Deshalb wird es in Zukunft weiterhin zwei Häuser geben, die auf technisch hohem Niveau und in hoher Qualität Musical in Wien anbieten. Das wird gewollt, da gibt es einfach ein Publikum. Jetzt wird nach zehn Jahren "Elisabeth" wieder aufgenommen. Es hat eine Auslastung von fast 100 Prozent, und es gibt keine Karten. Es wird jetzt überlegt, die Aufführung von "Elisabeth" bis ins Jahr 2005 hinein zu verlängern. 

Ich kenne viele Freunde und Menschen in dieser Stadt, die teilen mit mir die Liebe zur Oper und zum Theater. Die treffe ich dann in der Oper, die treffe ich im Theater, die treffe ich in Konzertsälen. Aber es gibt genauso viele Menschen, die Musicals sehen wollen. Es sind vor allem junge Menschen, das ist eine andere Klientel. Es ist einfach Aufgabe der Stadt Wien, nicht nur die Opern- und Theaterliebhaber mit öffentlicher Förderung und Angeboten zu bedienen, sondern auch die Musical-Liebhaber. Es gibt, wie gesagt, genauso viele Besucher im Musical wie in der Oper, daher ist es berechtigt, auch hier entsprechende Orte zu schaffen. 

Was wir nicht wollen, ist, dass Wien eine Abspielstätte von ausländischen Produktionen ist, die lieblos nach Wien kommen, und wenn sie niemand mehr sehen will, gehen sie weg und es kommt wieder etwas anderes. Wir sind nicht ein Abspielort für ausländische Produktionen, wir wollen eigenständiges Musical, das in Wien deutschsprachig produziert wird, neue Stücke, neue Eigenproduktionen, die von Wien in die Welt gehen. Da waren wir in den letzten Jahren massiv erfolgreich! Die drei Produktionen "Elisabeth", "Mozart" und "Tanz der Vampire" sind unter anderem in Deutschland, Ungarn, in den Niederlanden, in Schweden, in der Schweiz, in Japan, und ich glaube, noch in einigen anderen Ländern aufgeführt worden, sodass seit 1995 insgesamt fast acht Millionen Besucher eigenständige, qualitativ hochwertige Musicalproduktionen aus Wien im Ausland gesehen haben. Das ist tatsächlich nicht nur für die Kulturstadt Wien und die Musikstadt Wien wichtig, sondern das bringt auch zusätzliche Gelder für die Vereinigten Bühnen Wien, weil Geld wieder zurückfließt.

Wir wollen qualitätsvolle Kunst auch im Bereich des Musicals, und dazu bedarf es öffentlicher Förderung und öffentlicher Finanzierung. Alle privaten Versuche auch in Wien - in erinnere nur an Schwenkow im Ronacher - sind innerhalb von kürzester Zeit kläglich gescheitert. In Deutschland wird es immer wieder versucht, und immer wieder gibt es Pleiten und viele Beispiele dafür, dass das einfach nicht funktioniert.

Wenn jetzt gesagt wird, andere Musicalstandorte werden nicht finanziert, dann muss man sagen: Vielleicht nicht aus dem dortigen Kulturbudget. Dann werden sie aus dem Wirtschaftsstandortbudget gefördert, weil es als Wirtschaftsförderung tituliert wird. Oder es wird, wie heute schon erwähnt, über Steuerabschreibung finanziert, was insgesamt zu Steuermindereinnahmen führt und so indirekt auch zu öffentlicher Förderung. 

Was wir auch nicht wollen, ist Musical, wie es oft - ich sage jetzt nicht immer, aber oft - beispielsweise in London zu sehen war. Ich war mit dem Kulturausschuss zweimal in London, und wir haben uns während dieser zwei Besuche drei Musicals angeschaut. Obwohl wir uns das nicht ausgemacht haben und erst später drangekommen sind, sind alle Mitglieder des Kulturausschusses bei allen Produktionen der Überzeugung gewesen: Das wollen wir nicht! Viele - über alle Parteigrenzen hinweg, daher kann ich das sagen, es war bei allen dasselbe - haben gesagt: Da gehen wir in der Pause, das halten wir nicht aus! Da gibt es teilweise ... (GR Dr Andreas Salcher: Ich war der Einzige, der nicht gegangen ist!) Du bist offensichtlich in der Pause eingeschlafen oder so ähnlich, daher hast du es vielleicht durchgehalten. 

Aber es waren teilweise so schlechte Produktionen, dass wir sagen müssen, das wollen wir als Musicalstadt Wien eigentlich nicht: Musik vom Band, keine Orchester, elende Ausstattungen, elende, desolate Häuser, bei denen man sich überlegt, ob man dort überhaupt mit einem schönen Gewand hingehen soll oder ob das nicht sozusagen zu gefährlich ist, weil schon das Ambiente so schlecht ist. Genau so wird dort Musical frei finanziert, aber das wollen wir als Stadt nicht! Daher machen wir anderes Musical, und dazu bedarf es öffentlicher Förderung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wenn man es mit Deutschland vergleicht: Was wir auch nicht wollen, sind völlig gesichtslose Musicalhallen, die an Autobahn-Raststationen und Autobahn-Schnitt-punkten errichtet werden, oder bei Messehallen, damit man es mit Messebesuchen kombinieren kann. Wir machen hier in dieser Stadt völlig anderes Musical: Wir machen Musical in großartigen historischen Gebäuden im Zentrum der Stadt, die sich in einem tollen baulichen Zustand befinden beziehungsweise, was das Ronacher betrifft, nach dem Umbau in diesem Zustand sein werden. Wir fördern damit nicht nur das Musical, sondern wir fördern auch die Erhaltung dieser historisch bedeutenden Theater wie beispielsweise des Theaters an der Wien, des Ronacher und des Raimund Theaters. 

Und eines ist uns Sozialdemokraten auch ganz wichtig: Wir sichern damit nicht nur die Substanz dieser Häuser, wir sichern auch Arbeitsplätze! Es gibt derzeit 650 hoch qualitative Arbeitsplätze im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien, und wenn es zur Ausweitung des Angebots auch auf das Ronacher und zu höheren Subventionen kommt, sind dort bis zu 250 zusätzliche Arbeitsplätze möglich. 

Das betrifft nicht nur die Technik und die Administration, sondern das gilt auch für 80 Orchestermusiker der Vereinigten Bühnen Wien. Die sind hoch qualifiziert, Top-Leute, die im Orchester spielen und nicht nur Musicalproduktionen spielen, sondern die nebenbei auch in anderen Klangkörpern und Orchestern tätig sind. Da gibt es Musiker, die im Orchester der Vereinigten Bühnen Wien spielen und nebenbei im Vienna Art Orchester und in freien Produktionen spielen. Das heißt, hier schaffen wir 80 Musiker-Arbeitsplätze in dieser Stadt. Wir spielen eben Musicalproduktionen mit hoch qualitativem Orchester und nicht vom Band. 

Sozialdemokraten wollen aber nicht nur Arbeitsplätze, sondern vor allem auch Arbeitsplätze mit sozialer Absicherung und menschenwürdigen Arbeitsbedingungen. So schaut es nämlich dann aus, dass in Musicalproduktionen, die frei produziert werden in Deutschland, in England, in Amerika oder wo auch immer, das Prinzip des "Hire and fire" besteht: Leute werden aufgenommen, teilweise zu Hungerlöhnen, und wenn die Produktion nicht mehr funktioniert, werden sie am nächsten Tag hinausgeworfen! Bei uns haben alle 650 Musiker Kollektivverträge, sie alle haben eine Absicherung und sind damit ans Theater, aber auch an den jeweiligen Klangkörper gebunden. 

Die Ausweitung der öffentlichen Förderung für die beiden Musicalstandorte von 14,5 Millionen EUR auf 18,4 Millionen EUR ist auch deshalb gerechtfertigt, weil es im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien bisher ein Angebot von Musical im Ausmaß von 7 plus 12 Monaten gegeben hat, wogegen es in Zukunft zwei Mal 12 Mo-nate, also 24 Monate an Musicalbespielung geben wird, und zwar nicht mit einer Produktion allein, sondern im Ronacher auch mit einem sehr differenzierten Programm. Da wird es mehrere kleine Produktionen zusätzlich geben, und da sollen vor allem die österreichischen Kreativen einbezogen werden.

Der Umbau des Ronacher um, ich sage jetzt, 34, 35 Millionen EUR ist notwendig, um ein voll bespielbares Haus für qualitativ vollwertiges Musical zu haben. Es hat im Jahr 1992 nur eine bauliche Renovierung des Hauses gegeben, und jetzt gehen wir den notwendigen zweiten Schritt, nämlich eine zeitgemäße Bühnentechnik einzubauen. 

Weil hier Vergleichszahlen genannt worden sind - Kollegin Ringler hat ja gesagt, sie vergleicht eine Werkstattbühne, die quasi eine Probebühne ist, mit uns -: Wir machen keine Probebühne, sondern wir machen ein Haus mit 1 200 Plätzen und voller Bühnentechnik! Daher kann man das selbstverständlich nicht vergleichen. 

Man kann es auch nicht mit der Listhalle vergleichen. Diese kenne ich sehr gut, ich schätze sie sehr, aber sie ist bestenfalls mit irgendeinem der Säle im neuen Musikverein vergleichbar, jedoch nicht mit dem Ronacher. Wenn man es vergleichen will, dann muss man es mit dem Salzburger Festspielhaus vergleichen - dieses wird um 39 Millionen EUR umgebaut -, dann muss man es mit der Grazer Oper vergleichen, die bereits vor 20 Jahren, in den achtziger Jahren, um 29 Millionen EUR umgebaut wurde, und dann muss man es zum Beispiel mit dem Berliner Metropol vergleichen, das eine ganz ähnliche Struktur und Größe hat. Dort hat der Umbau im Bereich der Technik 60 Millionen EUR gekostet. 

Wir investieren weiter in den Kulturstandort Wien. Wir haben das in der Vergangenheit getan, wir haben es mit dem Museumsquartier gemacht, mit dem Stadtarchiv, mit dem Arnold Schönberg Center, mit der Urania, mit dem Tanzquartier. Wir haben es mit dem Musikverein gemacht, mit dem Künstlerhaus, mit der Albertina, mit dem Filmmuseum. Laufend wird in dieser Stadt in Kulturbauten investiert. Dazu bekennt sich die Stadt, dazu hat sie sich in der Vergangenheit bekannt, dazu bekennt sie sich auch heute! Jetzt sagt die Opposition: Wenn es "nur" um Musical geht - sehr abfällig klingt das -, dann ist es nicht berechtigt, in öffentliche Kulturbauten zu investieren. Wir sind hier anderer Meinung, und wir bekennen uns zu dieser Politik. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich komme nun zu den Anträgen der FPÖ, und ich möchte die Spannung vorweg nehmen: Wir werden alle sechs ablehnen. (GR Dr Matthias Tschirf: Nein! - Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und ÖVP.) Es ist leider so. Wir haben uns das ganz genau überlegt, aber es ist einfach notwendig. 

Erstens: Der Antrag zu den Musikschulen betrifft eine andere Baustelle, das ist eine andere Geschäftsgruppe. Ich sage jetzt dazu, genauso gut könnten wir Spitäler gegen Kultur - oder was weiß ich - dauernd vergleichen. Außerdem stimmt es einfach nicht, dass im Bereich des Konservatoriums und der Musikschulen nichts investiert wird, sondern es ist dort ein sehr engagiertes Investitionsprogramm in Verwirklichung: Es wurde die Villa Hainisch in Döbling für die Musikschule umgebaut, es wurde die Musikschule im 2. Bezirk am Karmeliterplatz umgebaut, es läuft derzeit die Generalsanierung der Musikschule im 5. Bezirk, und es sind die Bauvorbereitungen für die Generalsanierung der Musikschule in Meidling derzeit im Anlaufen. 

Zum zweiten Antrag, Peter Sellars etwas wegzunehmen: Das wäre natürlich wieder Kulturpolitik à la Heide Unterreiner oder FPÖ. Es ist einfach nicht möglich, einen internationalen Weltstar nach Wien zu holen, zu sagen: Sie sind eingeladen, in Wien um 10 Millionen EUR ein Programm für das Mozartjahr 2006 einzuleiten!, und dann zu sagen: Na ja, jetzt haben wir uns das überlegt, das müssen wir leider kürzen.

Man könnte sich leicht ausrechnen, was so ein Künstler mit einer Kulturstadt Wien machen würde. - Wir können nur glücklich sein, dass die FPÖ in dieser Stadt keine Verantwortung hat und auch sicher keine Verantwortung bekommen wird. 

Wenn man das gegen den Gluck-Zyklus aufwiegt, dann muss man schon ganz ehrlich sagen: Erstens einmal ist das eine Intendanten-Entscheidung, und zweitens fragt man sich natürlich auch: Warum Gluck-Zyklus im Mozartjahr? - Das muss Herr Holender uns auch einmal erklären. Heute gibt es dort jedenfalls eine Intendanz, die schon in den letzten Jahren sehr erfolgreich gearbeitet hat, und es ist ausschließlich ihre Entscheidung, ob sie im Mozartjahr einen Gluck-Zyklus macht oder auch nicht.

Was die Diskussion über die Bilanzen der Vereinigten Bühnen Wien im Kulturausschuss betrifft, kann ich eindeutig nur Folgendes sagen: Erstens einmal gibt es bei den Vereinigten Bühnen Wien Aufsichtsräte, die das ohnedies laufend kontrollieren, es gibt laufende Kontrollamtsprüfungen und es gibt laufende Rechnungshofprüfungen. Es gibt einen dafür zuständigen Ausschuss des Wiener Gemeinderats, nämlich den Unterausschuss des Finanzausschusses; dort wird das immer diskutiert. Der Herr Finanzstadtrat hat uns auch zugesagt, dass, wenn die Vereinigten Bühnen Wien auf der Tagesordnung sind, die Kultursprecher der Parteien im Gemeinderat eingeladen werden. (Zwischenruf der GRin Mag Marie Ringler.) - Es war noch keine Sitzung. Du warst ja auch nicht da. So gesehen war es ohnedies gut, dass noch keine Sitzung war, denn sonst hättest du diese Sitzung versäumt. 

Tatsächlich ist es jedenfalls so, dass wir im Kulturausschuss sehr wohl auch schon mit den Verantwortlichen der Vereinigten Bühnen Wien diskutiert haben. Das können wir in Zukunft auch machen, aber dazu brauchen wir nicht wirklich einen Antrag der FPÖ hier im Wiener Gemeinderat.

Wir werden dem Antrag des KlangBogens selbstverständlich zustimmen, wir bekennen uns zu dieser größten Theaterreform im Bereich der Vereinigten Bühnen Wien - und wir werden die sechs Anträge der FPÖ ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren des Gemeinderats!

Der SPÖ muss es beim Thema Musical ja schon sehr schlecht gehen, wenn sie sogar schon die Abfangjäger auffahren muss, um die Vereinigten Bühnen zu verteidigen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Die Vereinigten Bühnen Wien erhalten zusätzlich zu den Investitionskosten für Umbau einen hohen Anteil des Wiener Kulturbudgets. Prinzipiell sind Mittel, die in den Bereich Kultur fließen, sinnvoll. Die Frage ist nur, wie und wo sie eingesetzt werden. 

Ich möchte jetzt nicht darauf eingehen, wie und ob die Mittel aufgebracht werden können und ob sie zu einem Missverhältnis in Relation zu den anderen Subventionen im Theaterbereich führen und ob es sich um einen sinnvollen Einsatz von Steuermitteln handelt, sondern darauf, dass einige wesentliche Fragen hier noch nicht geklärt sind.

Das ist zunächst einmal der Aspekt der Wirtschaftlichkeit. Bei Investitionen in dieser Größenordnung wie beim Ronacher sollte es eine Wirtschaftlichkeitsanalyse geben - eine Wirtschaftlichkeitsrechnung liegt angeblich vor; wir kennen sie alle nicht -, auf jeden Fall eine, die zu einem gegebenen Zeitpunkt einen Return on Investment erkennen lässt, oder zumindest eine Analyse, die zahlenmäßig ersichtlich macht, dass diese Investition sinnvoll und gerechtfertigt ist, sich rechnet. 

Hier stellt sich für mich unmittelbar die Frage nach dem Spielplan. Was passiert mit den Urheberrechten der Stücke? Bleiben die Rechte im Haus? - Das würde zu Einnahmen führen und so weiter. 

Außerdem erscheint es ja schon deshalb erstrebenswert, einen Spielplan vor Umbau zu erstellen, weil man die Ausstattung danach richten möchte. Und wie wir vom Herrn Stadtrat und von Herrn GR Woller gehört haben, handelt es sich hier ja um keinen Umbau, sondern um eine technische Adaptierung, um eine technische Installation. Also was für Musicals werden stattfinden: Tanzmusicals? Opernhafte Musicals? - Das alles sind Planungsfragen, die im Vorfeld geklärt gehören, um die technische Ausstattung dann auch dementsprechend anzupassen.

Eine weitere Frage wäre: Was passiert eigentlich mit dem momentan vorhandenen Material, mit der momentan dort vorhandenen Technik? Wird sie teilweise wieder verwendet? Und wenn nicht: Welchem anderen Verwendungszweck wird sie zugeführt? - Ich würde als Anregung vorschlagen, dass man die nicht mehr verwendete Technik, das nicht mehr verwendete Material zum Beispiel den freien Gruppen zur Verfügung stellt, denen ja in diesem Jahr sowieso nur bescheidene Mittel von 5,6 Millionen EUR zur Verfügung stehen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es mag der Plan von Kathrin Zechner erstrebenswert sein, die heimische Musikszene an das Wiener Musical heranzuführen. Die Reaktionen waren, wie wir schon ausreichend von Herrn GR Salcher gehört haben, nicht gerade positiv. Aber gut, Kathrin Zechner möchte heimische Produktion. Wir kennen alle - und ich muss jetzt sagen: Es gibt einen Zusammenhang mit Musikschulen! - Wien als Weltmusikstadt, wir kennen alle den Mangel an Musikschulen in dieser Stadt, und ich frage mich, wo auf Dauer denn der Nachwuchs an Künstlern in der Musikszene herkommen soll, wenn wir in dieser Stadt nicht in die Musikausbildung investieren.

Wir verlangen daher, dass zumindest ein Teil des Budgets, welches in den Umbau des Ronacher gesteckt wird, für den Ausbau von Musikschulen bereitgestellt wird und ehestmöglich ein Entwicklungskonzept vorgelegt wird. Dann werden wir vielleicht eines Tages auch ausreichend Nachwuchs haben, um dem Ruf nach heimischen Produktionen weiterhin nachzukommen. – Ich danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag STEFAN. Ich erteile es ihm.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Geld für Kultur - und das in Massen - ist schön, ist erfreulich. Das zeigt, welchen Stellenwert dieser Bereich in der Stadt hat, es zeigt auch, wie intensiv darüber diskutiert wird. Die Reihen der Sozialdemokraten sind zwar leer; ich weiß nicht, ob der gesamte Kulturausschuss anwesend ist, aber ich würde sagen: Fast. (GRin Barbara Novak: Es sind auch andere da!) Trotzdem wird intensiv darüber diskutiert, es ist immer ein Schwerpunktthema. Freuen wir uns darüber! (GRin Barbara Novak: Es sind auch andere da!) – Es sind auch andere da; dafür sind die vom Kulturausschuss nicht da. Gut, ja. Sie sind sitzen geblieben - ich weiß nicht, ob zufällig oder absichtlich. Oder sie haben vielleicht schon Mittag gegessen – ich weiß es nicht. (GRin Barbara Novak: Extra gekommen!) Extra für mich gekommen! Na umso schöner. (GRin Barbara Novak: Extra nachgekommen!) 

Die Problematik dabei ist - das ist ja schon angesprochen worden, um das geht es natürlich auch heute hier, und deswegen diskutieren wir darüber - die Gewichtung dessen, wie das Geld verwendet wird, das eben so in Massen lockergemacht, herbeigeschafft, wie auch immer, wird. Und da stellt sich natürlich die große Frage: Muss ich in einen Bereich investieren, den unsere Kollegin, die sich immer mit dem Film beschäftigt, als "Blockbuster" bezeichnen würde? - Ich mag diesen Ausdruck nicht, denn die Blockbusters sind immerhin jene Bomben, die auch Wien zerstört haben. - Muss man in etwas investieren, was an sich kommerziell geführt wird oder geführt werden sollte, wo sozusagen "jeder" – unter Anführungszeichen – hineingeht, was sich "jeder" anschaut, was so den breiten Geschmack der Masse trifft und was man doch auch in anderen Städten - und darüber haben wir ja schon diskutiert - zwar nicht ohne weiteres, Herr Stadtrat - das hat niemand behauptet -, aber zumindest einmal ansatzweise sicherlich wirtschaftlich führen könnte? Muss man dafür 40 Millionen EUR pro Jahr ausgeben? Muss man 35 Millionen EUR – so viel sind es nach offizieller Angabe bis jetzt - in den Umbau des Ronacher stecken? - Nach hausinternen Informationen, die mir zugekommen sind, wird es mindestens das Doppelte ausmachen, wenn nicht mehr. 

Da stellt sich eben die Frage der Gewichtung, und diese Frage werfen wir immer wieder auf. Wir werfen sie auch im Zusammenhang mit dem Mozartjahr auf. Und da bin ich froh über Ihre Aussage, und ich darf Ihnen dazu sagen: Ja, Kulturpolitik à la Heidi Unterreiner heißt nicht: 10 Millionen EUR einfach so, weil es beschlossen ist, für Peter Sellars. Wenn man da nicht mehr flexibel sein kann, dann gute Nacht! (GR Ernst Woller: Es gibt Vertragstreue! Wenn man den Peter Sellars ...) - Sie haben gesagt, Peter Sellars kommt, und was sollen wir dann sagen, wenn er seine 10 Millionen EUR nicht bekommt?

Es wäre ja traurig, wenn das wirklich so wäre. Also da bin ich wirklich für Kulturpolitik à la Heidi Unterreiner und nicht für die sozialdemokratische! (Beifall bei der FPÖ.) 

Was die Rentabilitätsrechnung, die es angeblich gibt, betrifft, so wurde - sagen wir es so - in der Fragestunde sehr schwammig formuliert: Es wurden sehr wohl Studien erstellt. Diese würden wir sehr gerne sehen! Insofern wäre es natürlich interessant, die Beantwortung der Dringlichen Anfrage schon vor dieser Debatte zu haben. Ich glaube, es gibt diese Rentabilitätsrechnung nicht. Das ist einfach so eine Pi-mal-Daumen-Rechnung: Es kommen Leute nach Wien, und diese schauen sich das Musical an, und daher können wir sozusagen hier als Dependance des Fremdenverkehrsamtes agieren und Geld hineinstecken.

Es bleibt also dabei: Es ist für uns immer wieder unverständlich, wie Geld, wie Steuergeld verwendet wird, und nicht ersichtlich, in welche Bereiche es hineingesteckt wird. 

Daher kann ich nur sagen: Wir stimmen dem eigentlichen Akt, nämlich der Unterstützung des OsterKlangs und des KlangBogen-Festivals zu. Wir stimmen aber, so wie immer, nicht zu, wenn Steuergeld - auch im Kulturbereich - leichtfertig ausgegeben wird. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Klicka. Ich erteile es ihr.

GRin Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Der eigentliche Akt, der ja auch hohe Zustimmung findet, betrifft KlangBogen und OsterKlang. Es zeigt sich, dass dieses erfolgreiche Programm der letzten Jahre 
es möglich gemacht hat, dass Mehreinnahmen von 230 000 EUR erwirtschaftet werden konnten. KlangBogen und OsterKlang und Festwochenproduktionen waren es auch, die im Theater an der Wien in den letzten Jahren etabliert wurden und die auch das Theater an der Wien international zu einem hohen Bekanntheitsgrad geführt haben. 

An diese internationalen Erfolge der letzten Jahre wird auch das heurige Festival anschließen können, denn es ist dem Herrn Intendanten gelungen, den wirklich hoch zu würdigenden Künstler Placido Domingo für die Titelrolle der Oper "Goya" nach Wien zu holen. Dies wird auch den internationalen Ruf des Theaters und Wiens als Kulturstadt weiterhin fördern. Die Stadt Wien investiert in die Bespielung aller Häuser und vieler Feste und der Festivals - im Gegensatz zum Bund, der bereits im Vorjahr die Festwochensubvention gestrichen hat. Wien hält fest an den Festivals und wird auch weiterhin diese Mittel aufbringen. Wie ich gestern im Radio hören konnte, denkt man auch in Deutschland daran, gerade für Festivals Budgets zu kürzen, und das wird heuer auch für das Wagner-Festival in Bayreuth der Fall sein. Es ist sehr traurig, dass so lange etablierte Festivals dort nicht mehr im vollen Umfang durchgeführt werden können. 

Bislang gab es internationale Koproduktionen, auch bei den Festwochen und auch beim OsterKlang und KlangBogen. Es wird in Zukunft, nach der Bespielung im Rahmen des Mozartjahrs im Jahr 2006, das Theater an der Wien weiterhin für klassische Bespielung genützt werden. Es gab in den letzten zehn Jahren, in denen ich nun auch schon im Gemeinderat war, schon unter StRin Pasterk immer wieder die Überlegung, das Theater an der Wien als Opernhaus zu nützen, so wie es auch von Beginn an, seit 1801, immer ein Ort der Präsentation von aktuellen musikalischen Strömungen und Uraufführungen war. Denken wir nur zurück an Aufführungen von Werken von Beethoven, Rossini, Offenbach und Strauß. 

Ab dem Jahr 2007 soll das Theater an der Wien auch wieder ein Musiktheater mit offenen Grenzen werden, mit zeitgenössischen Produktionen und klassischen Raritäten. Aber auch barocke Meisterwerke sollen zur Aufführung gelangen - nicht nur in Innsbruck, wo viele Interessierte in den letzten Jahren hingereist sind, um dort die Opern miterleben zu können. 

Als ganz wichtig erscheint es uns auch, dass das Theater an der Wien wieder eine enge Zusammenarbeit mit der neuen Opernszene knüpfen wird. Das wird auch heuer beim KlangBogen schon erfolgen, nämlich eine Zusammenarbeit mit der Neuen Oper Wien. 

Die Symphoniker, unser Wiener Orchester, werden auch im Theater an der Wien wieder eine ständige Spielstätte vorfinden, und das Theater an der Wien wird als Opernhaus auch wieder neue Auftrittsmöglichkeiten für österreichische Künstler und Künstlerinnen bieten. 

Da wir im Zusammenhang mit diesem Akt betreffend den KlangBogen auch über das Ronacher, hauptsächlich über die Subventionierung und den Umbaubedarf des Ronacher diskutiert haben, denke ich, dass es wichtig ist, auch zu sagen, dass gerade dieses Haus, das auch mir schon seit meiner Kindheit vertraut ist, in Zukunft über eine wirklich geeignete Bühne verfügen soll. Wenn ich daran zurückdenke, wie wir in den ersten Jahren vor allem das Theater an der Wien mit Musical bespielt haben und sich herausstellte, dass dieses eine Theater für die Musicalstadt und Musikstadt Wien nicht ausreicht, und dann auch das Raimund Theater gerade im Bühnenbereich umgebaut werden musste und dass es auch damals Diskussionen darüber gab, dass so viel Geld in die Hand zu nehmen sei, so muss ich heute sagen: Der Erfolg dieses Hauses hat aber bestätigt, dass die Investitionen in diesen Umbau richtig waren. Darauf können wir stolz sein, und ich bin ganz sicher, dass das in Zukunft auch für das Ronacher gelten wird.

Wien und die sozialdemokratische Kulturpolitik setzen auf die Vielfalt, und wir wissen, dass sich eine große Personengruppe eben auch für Musical, für Unterhaltungskultur interessiert – und so soll dieses Theater auch jenen Menschen zur Verfügung stehen. Und wir werden an unserer Vielfalt festhalten! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist somit geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir können somit sofort zur Abstimmung kommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Postnummer 27 ist somit einstimmig beschlossen. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über die fünf Beschlussanträge, die von den Freiheitlichen, von Frau GRin Mag Unterreiner eingebracht wurden. 

In formeller Hinsicht wurde bei allen fünf Anträgen, wie gesagt, die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich beginne mit dem ersten Antrag, betreffend Strukturreform der Vereinigten Bühnen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. – Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden.

Zweiter Beschlussantrag, betreffend Ausbau der Wiener Musikschulen: 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diesen Antrag sind, um ein Zeichen der Zustimmung. - Gleiches Abstimmungsergebnis: Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. Dafür gestimmt haben, um dies festzuhalten, die ÖVP und die Freiheitlichen.

Dritter Antrag, betreffend geplanten Gluck-Zyklus für das Mozartjahr: 

Wer dafür ist, den bitte ich ebenfalls um ein Zeichen. - Wieder gleiches Abstimmungsergebnis: Der Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. (Rufe der GRe Dr Andreas Salcher und Dr Matthias Tschirf: Nein, wir haben dagegen gestimmt!) Dagegen gestimmt, okay. - Also nur die Freiheitlichen sind dafür.

Wir kommen zum vierten Antrag, betreffend Erstellung einer Machbarkeitsstudie für die Errichtung eines Gartentheaters im Schlosspark Schönbrunn. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für diesen Antrag sind, ebenfalls um ein Zeichen der Zustimmung. – Es sind nur die Freiheitlichen und die Österreichische Volkspartei dafür. Das ist nicht die notwendige Mehrheit.

Wir kommen zur Abstimmung über den fünften Antrag, betreffend Vorlage von Quartalsberichten.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dafür sind, um ein Zeichen. – Das Abstimmungsergebnis ist das gleiche: Der Antrag ist leider abgelehnt. (GRin Mag Marie Ringler: Wir haben zugestimmt! – Ruf: Die GRÜNEN haben zugestimmt! – Die GRe Godwin Schuster und Mag Thomas Reindl: Aber nur zur Hälfte!) Entschuldigung, dieses Zeichen habe ich nicht gesehen. Schuld war dieser Monitor hier, es war keine böse Absicht. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gelangt nunmehr die Postnummer 17 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Jahressubvention an den Verein Theatercombinat Wien.

Es gibt hiezu keine Wortmeldung. Wir können daher sogleich zur Abstimmung schreiten. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die für die Postnummer 17 sind, um ein Zeichen. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen so beschlossen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 30 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Depot - Verein zur Förderung der Diskurskultur in der Gegenwartskunst.

Auch hier ist keine Wortmeldung vorgesehen. Wir können somit sofort zur Abstimmung schreiten.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen. – Dies ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Kitsch & Kontor Wien.

Die Berichterstatterin, Frau GRin Zankl, wird die Verhandlungen einleiten.

Berichterstatterin GRin Inge Zankl: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte nur für alle, die das nicht wissen, weil sie nicht Mitglied des Kulturausschusses sind, sagen, dass hinter diesem Verein natürlich die neue Betreibergesellschaft des Rabenhofs steckt. Wir haben an sich auch kein Problem mit dem neuen Betreiber, mit Thomas Gratzer und der künstlerischen Leitung, die dort herrscht. Wir sind aber natürlich trotzdem der Meinung, dass nach dem Debakel im Rabenhof eine Neuausschreibung hätte stattfinden sollen. 

Übrigens, weil der Herr Stadtrat ja immer gesagt hat, der Rabenhof war so ein Riesenerfolg und er habe nichts falsch gemacht, möchte ich hier noch etwas anmerken - ich glaube, ihm ist es ja mittlerweile auch mitgeteilt worden. Ich möchte das dem hohen Gemeinderat mitteilen, nur damit diejenigen, die nicht im Kulturausschuss sind, es auch wissen und damit man vielleicht auch in seiner eigenen Fraktion einmal realisiert, dass im Rabenhof doch nicht alles ganz so okay gelaufen ist. 

Es ist gerade eine APA-Aussendung hinausgegangen, in der es heißt: 

"Gerichtliche Vorerhebungen gegen Karl Welunschek eingeleitet. Staatsanwaltschaft ermittelt gegen den ehemaligen Leiter des Rabenhof-Theaters wegen Verdachts der Untreue und Veruntreuung." – Im Folgenden nur ein kleiner Auszug, ein Zitat von Ernst Kloyber, dem Pressesprecher der Anklagebehörde, am Mittwoch gegenüber der APA: "Die Vorerhebungen sind als umfangreich zu bezeichnen. Das Ausmaß ist wirklich ungewöhnlich."

Es würde mich sehr interessieren, Herr Stadtrat, ob Sie noch immer der Meinung sind, dass Sie in der Causa Rabenhof und mit der Bestellung von Karl Welunschek alles hundertprozentig richtig gemacht haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Vitouch. Ich erteile es ihr.

GRin Dr Elisabeth Vitouch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Mir fällt da immer ein: Mais ce sont des neiges d' antan - Schnee von gestern! (GRin Mag Marie Ringler: Also wirklich! Also Entschuldigung! – Ich wollte mich nicht melden, aber jetzt muss ich!) - Nichts ist älter als eine Zeitung vom Vortag. Wir reden heute, so dachte ich, über den Rabenhof, so wie er jetzt dasteht - und er steht gut da!

Aber vielleicht kennen Sie alle sich im Show-Business nicht ganz so gut aus - ich komme aus dieser Ecke. So, wie ich mir anlässlich der Oscar-Verleihung eigentlich gedacht habe: Wird langweilig, ist eigentlich nicht mehr wirklich glamourös, ist schon ein bisschen abgeschmackt!, so ist es mir jetzt ganz spontan mit der Wortmeldung von Herrn Dr Salcher ergangen. 

Es gibt zwei eiserne Regeln im Show-Business. Die erste lautet: Tritt nicht gemeinsam mit Tieren und kleinen Kindern auf, denn diese stehlen dir die Show! - Dass es etliche Politiker in diesem Land gibt, die das nicht berücksichtigen und sich entweder auf Kinderpopscherl-Plakaten abbilden lassen oder ihre eigenen Baby-Fotos ins Netz stellen, ist uns bekannt und stört uns auch weiter nicht. - Die zweite Regel aber lautet: Du kannst deinem Publikum alles zumuten, du darfst nur eines niemals tun: Es langweilen! - Ja, und ich kann einfach dieses ewige Lamentieren um die vergangenen Zustände irgendwann einmal vor längerer Zeit im Rabenhof nur mehr als langweilig empfinden. (GR Dr Andreas Salcher: … Ermittlungen!) Es tut mir Leid! "Quousque tandem, Dr Salcher, abutere patientia nostra?", würden die Lateiner sagen. 

Ich muss eines sagen: Wir haben morgen eine Aktuelle Stunde zum Thema "Lebensqualität in Wien". Sie werden sich alle erinnern, dass schon im Jahr 2001 die Mercer-Studie Wien in puncto Lebensqualität an dritter Stelle geführt hat. Jetzt sind wir sogar um einen Platz vorgerückt. Weltweit auf dem dritten Platz hinter Zürich und Vancouver waren wir ursprünglich, jetzt sind wir ex aequo an zweiter Stelle. 

Was heißt eigentlich Lebensqualität? - Das ist nicht nur Fressen, da gehört auch die Moral dazu. Das ist nicht nur günstiges Wohnen, das ist nicht nur öffentlicher Verkehr, das ist nicht nur Erholung, Grünraum, Freizeit, Unterhaltung. (GR Gerhard Pfeiffer: Schlechte Gesundheits...!) So gesehen muss ich sagen: Wien - das rote, sozialdemokratische Wien - hat eine weltweit anerkannte hervorragende Lebensqualität. Nun frage ich Sie: Woher rührt das? (GR Gerhard Pfeiffer: Von den Menschen, die hier arbeiten!) Ganz bestimmt nicht vom schwarz-blau eingefärbten öffentlichen Regierungs-Rundfunk (GR Gerhard Pfeiffer: Von den Menschen, die hier arbeiten! Doch nicht von Ihrer Partei!), der uns - und da werde ich Ihnen aus der Seele sprechen - mit altem Hollywood-Schrott zumüllt. Wien hält dagegen, gerade auf dem Sektor Kunst und Kultur, denn die Sozialdemokratie sieht Kultur als Grundnahrungsmittel! (GR Gerhard Pfeiffer: Doch nicht von Ihrer Partei! Von den Menschen! Von den Menschen, die hier arbeiten! Nicht von der sozialistischen Partei!)

Bei Ihnen scheint das ein bisschen anders zu sein. Wir haben ja von Herrn Dr Salcher erfahren, dass er - ich weiß nicht - eine linke Vergangenheit hat, aber jetzt empfindet er uns als reaktionär. - Wir haben unsere Position nicht geändert! Ich denke da etwa an Rosa Jochmann, die man einmal gefragt hat, warum sie Sozialdemokratin ist, und sie hat gesagt: Weil ich die Menschen mag, weil ich die Menschen lieb habe. - Und diese Humanität steht auch als oberstes Transparent über der sozialdemokratischen Kulturpolitik! (Beifall bei der SPÖ. – GR Gerhard Pfeiffer: Das ist nicht sozialdemokratisch!) 

Ich muss schon darauf hinweisen, dass wir eben nicht irgendeine elitäre Hochkultur für die Crème de la Crème (ironische Heiterkeit der GRe Georg Fuchs und Gerhard Pfeiffer), eine schwer leistbare, verlangen, sondern wir verlangen ein Theater, einen Film, eine Kultur für alle Bürgerinnen und Bürger dieses Landes und dieser Stadt. (GR Dr Matthias Tschirf: Trash! Trash!) 

Ich möchte zum Abschluss vielleicht noch ganz kurz einen - wohl Ihrer Fraktion eher näher stehenden - berühmten Dandy zitieren. Oscar Wilde hat einmal gesagt: "Vom Erlös meiner Bücher kann ich mir zwar Champagner und Kaviar leisten, aber wovon soll ich meine Miete bezahlen?" - Ich könnte ihm posthum nur raten: Kommen Sie ins rote Wien, da wird das kein Problem sein - auch wenn es hier vielleicht nicht Champagner und Kaviar, sondern drei Wurstsemmerl sind! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Liebe Frau Vitouch!

Angesichts der Tatsache, dass gerade gerichtliche Vorerhebungen gegen Herrn Welunschek eingeleitet worden sind, unter anderem wegen zweifelhafter Barbesuche auf Kosten der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, hätten Sie sich den Vergleich mit dem Kaviar eher sparen sollen. (Demonstrativer Beifall bei der ÖVP.) 
Eigentlich wollte ich zum Rabenhof heute tatsächlich nichts sagen. Wir werden dieser Subvention zustimmen, und zwar deshalb, weil wir das Vertrauen in die neuen Betreiber haben, dass sie aus dem Theater in den nächsten eineinhalb Jahren den Ort machen, von dem wir alle gehofft haben, dass er es wird. Dann wird die Theaterreform darüber entscheiden, wie weiter vorzugehen ist. Ich denke, dieses Vertrauen setze ich in Thomas Gratzer und sein Team.

Aber, liebe Frau Vitouch, dass hier behauptet wird, dass das alles Schnee von gestern wäre und dass das im Show-Business nun einmal so ist, dass Leute 2,5 Millionen EUR in den Sand setzen, das haben sich die Kulturschaffenden in dieser Stadt nicht verdient. Sie mögen die Leute in dieser Stadt noch so lieb haben, das geht trotzdem nicht! Man kann nicht mit Steuergeldern tun, was man will. 

Ich darf Ihnen im Folgenden kurz aus der APA von heute zitieren; dann werden Sie, glaube ich, die Schwere der Vorwürfe, um die es sich hier handelt, noch einmal vor Augen geführt bekommen: 

"Um zu klären, ob sich der Theatermann strafrechtlich etwas zu Schulden hat kommen lassen, hat die zuständige Staatsanwältin Gabriele Müller-Dachler nicht weniger als 13 konkrete Ermittlungsschritte in die Wege geleitet. Sie will ganz genau wissen, wofür die Subventionen verwendet und wem diese in welcher Form übergeben worden sind. Auch unklare Kartenabrechnungen und Überstunden-Pauschalen sollen überprüft werden. 

Weiters werden Welunscheks Rechnungen für zahlreiche Barbesuche, Taxifahrten und Hotelnächtigungen näher in Augenschein genommen. Die Finanzierung einer Probebühne, wo der Rabenhof-Leiter später eine Wohneinheit integrierte, ist für die Anklagebehörde ebenfalls von Interesse: Wer hat dafür Heizung und Strom bezahlt? Offen ist auch, welche Leistungen Welunscheks Lebensgefährtin für vom Verein bezogene Gelder erbracht hat."

Liebe Frau Vitouch! Ich glaube, man kann sagen: Dieser Schnee fällt heute und ist ganz sicher nicht von gestern! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Eigentlich wollte ich mich zu diesem Thema auch nicht zum Wort melden, aber die flammenden Worte der Frau Kollegin Vitouch, die als wandelndes Zitatenlexikon in Französisch, Englisch und Latein Herrn Salcher Zitate an den Kopf geworfen hat, haben mich nun doch dazu veranlasst, ein paar Worte zu sagen.

Wir werden auch nicht gegen diese neue Subvention und die neue Bespielung von Kitsch & Kontor stimmen, weil wir nicht von vornherein annehmen, dass hier nicht alles mit rechten Dingen zugeht und dass das nicht etwas Positives sein soll. Aber wenn hier einfach gesagt wird, das, was Herr Welunschek gemacht hat, sei Schnee von gestern, dann möchte ich daran erinnern, dass nicht nur jetzt strafrechtliche Erhebungen eingeleitet wurden, sondern dass auch die Gemeinde Wien noch aus dem Jahre 1998, also vor der Ära Welunschek-Rabenhof, 87 000 EUR von Herrn Welunschek wegen nicht korrekt abgerechneter Subventionsgelder eingeklagt hat. Es ist nicht so, dass man das einfach vom Tisch wischen und sagen kann, das sei alles nichts. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang auch noch einmal an die meines Erachtens unglaubliche Vorgangsweise, dass 470 000 EUR bar auf die Hand ausgezahlt wurden, erinnern. Als ich damals im Ausschuss nachgefragt habe, hat es geheißen: Nun gut, wenn eine Notsituation besteht, dann machen wir das. - Aber das war vier Mal in eineinhalb Jahren der Fall! Und niemand in der MA 7 kann mir erklären, warum man vier Mal hintereinander - dreimal 145 000 EUR und einmal 35 000 EUR, glaube ich - bar an der Stadtkassa auszahlt, warum eine derartige Not herrschte, die man während des Zeitraums, in dem diese vier Auszahlungen erfolgt sind, nicht beheben konnte. 

Bitte wischen Sie das daher jetzt nicht mit irgendwelchen großen Zitaten vom Tisch. Das ist in meinen Augen einfach ein Versagen auch der MA 7, ein Kontrollversagen gewesen, und da sollte man nicht einfach so darüber hinweggehen. 

Nichtsdestoweniger ist unser Vertrauen in diesem Fall gegeben – wir sind ja grundsätzlich positiv gesinnte Politiker, und deswegen stehen wir auch dieser Neubespielung im früheren Arbeiterversammlungssaal des Rabenhofs positiv gegenüber und werden dieser neuen Subvention unsere Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr amtsf StR Dr Andreas Mailath-Po-korny. Ich erteile ihm das Wort.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren! Ich freue mich zunächst einmal, dass der Rabenhof doch eine so große Zustimmung erhält, weil das auch ein Beweis dafür ist, dass da ganz offensichtlich etwas geschehen ist. (Ironische Heiterkeit des GR Dr Andreas Salcher. – GR Dr Andreas Salcher: Das ist richtig!) Und zwar, Herr GR Salcher - weil Sie ja jede Rede damit beginnen müssen, was in der ÖVP-Ära alles Gutes getan worden ist –, darf ich Sie auch daran erinnern, dass diese Information und die Sachverhaltsdarstellung an die Staatsanwaltschaft von uns veranlasst und gegeben wurde, weil wir natürlich Klarheit über all die Vorwürfe, die da im Raum stehen, haben wollen. 

Darüber hinaus kann ich sagen, dass nicht 2,5 Milli-onen EUR in den Sand gesetzt wurden, sondern in dieser Zeit, in diesen 2,5 Jahren dort teilweise durchaus erfolgreiches Theater gemacht wurde und dass sich im Grunde all diese Vorwürfe, die Sie da vorlesen, auf eine Zeit beziehen, in der ich noch nicht amtsführender Stadtrat war, sondern jemand anderer. Man wird sich also die politische Verantwortung dann durchaus genau anschauen können.

Dessen ungeachtet, glaube ich, sollte man schon sehen, dass wir versucht haben, im und mit dem Rabenhof organisatorisch, finanziell, wirtschaftlich, künstlerisch eine neue Struktur zu schaffen, dort etwas Neues zu etablieren. Das ist auch gelungen - mit dem Verein, mit einer neuen Leitung und insbesondere jetzt auch mit der jetzigen Leitung. Das läuft sehr erfolgreich, und die Zustimmung eines großen Teils des Hauses beweist ja, dass da auch ein Vertrauen gegeben ist. Der Rabenhof wird momentan sehr erfolgreich geführt, und insofern spricht das eine deutliche Sprache und für sich. 

Was die Vergangenheit anbelangt, haben wir, glaube ich, alle notwendigen Schritte eingeleitet, um hier Klarheit zu schaffen, damit jedenfalls sichergestellt ist, dass kein Steuergeld verschwendet wurde. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ohne die Stimmen der ÖVP angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 68 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 2. Gemeinderats-subventionsliste. 

Es sind keine Redner zum Wort gemeldet. Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung, die getrennt vorgenommen wird.

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Subvention für den Österreichischen Mieter- und Wohnungseigentümerbund, Landesgruppe Wien, ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die FPÖ und die GRÜNEN so beschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung über den Punkt Fachgruppe Wien der Vergnügungsbetriebe. 

Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. – Das ist ohne die GRÜNEN mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zum Rest der Subventionsliste. 

Jene Damen und Herren, die dem zustimmen, bitte ich ebenfalls um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig.

Es gelangt nunmehr Postnummer 4 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Zuführung von Barmitteln an den Wiener Integrationsfonds im Wege einer Erhöhung der Bardotation 2004.

Es liegt hiezu ebenfalls keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 5 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Rahmenbetrag zur Förderung von Vereinen, Gruppen und Projekten im Alternativbereich. 

Zum Wort ist dazu niemand gemeldet. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die FPÖ mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen zur Postnummer 8 der Tagesordnung. Sie betrifft den Wiederkauf der EZ 801, KatG Atzgersdorf zwecks Erweiterung des städtischen Höpflerbads. 

Es liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ohne ÖVP, FPÖ und GRÜNE beschlossen. (Widerspruch der GRin Claudia Sommer-Smolik. – GR Christian Oxonitsch: Nein, die GRÜNEN sind dabei! Die haben zugestimmt!) Entschuldigung, das habe ich nicht gesehen. – Das ist ohne ÖVP und FPÖ beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für Rückersätze von Einnahmen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Rubik, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Silvia Rubik: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zur Postnummer 11.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. 

Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die GRÜNEN stimmen dem vorliegenden Geschäftsstück, wie schon im Ausschuss, natürlich zu. Etwas anderes steht auch gar nicht zur Diskussion. Ich möchte den Tagesordnungspunkt nur kurz dazu verwenden, an einige Dinge zu erinnern und offene Fragen sowie ein Problem anzusprechen. 

Erstens - die Erinnerung: Derzeit wird im Pflichtschulbereich so stark eingespart, dass tatsächlich alle Schulen diesen Aderlass zu spüren bekommen haben. Es handelt sich um 12 Prozent in den letzten drei Jahren. Auch wenn sich derzeit die öffentliche Diskussion mit diesem Problem nahezu nicht befasst, heißt das nicht, dass die Probleme nicht nach wie vor vorhanden sind und dringender Handlungsbedarf besteht. - So viel nur dazu; wir kennen das Problem ja alle. 

In dieser Situation erinnere ich daran, dass beim nächsten Finanzausgleich und bei den Gesprächen der Landeshauptleute über den Finanzausgleich dieser Punkt ein wichtiger ist und dass es sinnvoll wäre, wenn der Herr Landeshauptmann, der Herr Bürgermeister auch bekannt geben würde, welche Position er dort einnehmen wird und in welche Richtung verhandelt wird. Hört man nämlich den Niederösterreichern zu, so kann man nur sagen, denen ist das nicht wichtig. Das heißt, die Wichtigkeit, die diesem Punkt von den verschiedenen Landeshauptleuten zugeordnet wird, ist eine sehr unterschiedliche. Meine Aufforderung ist daher: Bitte stellen Sie einmal hier auch den Gemeinderätinnen und Gemeinderäten vor, welche Position Wien einzunehmen gedenkt.

Meine zweite offene Frage - und auch das ist nur eine Erinnerung – ist: Was ist eigentlich aus der angekündigten Klage gegen den Bund geworden? Es war doch immer die Rede davon, dass bei der Frage, wer sich denn nun verrechnet habe, Wien oder der Bund, die Wiener SPÖ ganz sicher war, der Bund habe sich verrechnet - nein, der Bund habe sich nicht nur verrechnet, sondern der Bund habe auch den Vertrag gebrochen und Wien werde klagen! - Nun, nachdem das sehr oft in der Öffentlichkeit deponiert wurde und darüber Streitgespräche geführt wurden, wäre es doch nunmehr auch sehr freundlich, wenn man sich einmal hier herstellen und sagen würde, was nun aus dieser Klage geworden ist: Wurde diese eingebracht? Worum geht es dabei? Wie läuft es? Was ist los? - Ich meine, man kann ja nicht immer nur mit den Medien sprechen, sondern es wäre auch einmal angebracht, hier den GemeinderätInnen irgendetwas, was von Belang ist, mitzuteilen und darüber zu reden. 

Der Herr Landeshauptmann, der Herr Bürgermeister hat damals die Unterstützung zum Beispiel der GRÜNEN in dieser Sache eingefordert. – Nun, unsere Unterstützung hat er voll und ganz, aber vielleicht wäre es auch einmal an der Zeit zu sagen, was jetzt mit dieser Klage los ist. - Das war es zu diesem Bereich auch schon.

Lassen Sie mich kurz ein Problem ansprechen, weil es alle Parteien angeht. Wie Sie sich vielleicht erinnern können, haben wir, alle vier Parteien gemeinsam, die Kooperative Mittelschule sozusagen entworfen und dann auch beschlossen. Die GRÜNEN haben das mit großem Bauchweh mitgetragen und haben immer gesagt: Das Gelbe vom Ei ist es nicht, denn wir sind für die Gesamtschule; aber als eine pragmatische Zwischendurchlösung für Wien - die damals von unserer Seite her zur Rettung des Schulversuchs Mittelschule gedacht war - ist das schon ein gangbarer Weg.

Dem Modell haben wir zugestimmt, aber - ich sage es jetzt hier vom Rednerpult aus, damit dann niemand überrascht ist - der Durchführung, die jetzt im Gange ist, stimmen wir nicht, gar nicht zu. Es ist ein echtes Desaster, das da abläuft, und wir wollen dem sicher nicht unsere Zustimmung geben. Es kennen sich die Lehrer und Lehrerinnen nicht aus, es kennen sich die Eltern nicht aus. Die Eltern werden mit falschen Versprechungen in die Kooperative Mittelschule gelockt. Die Ressourcen sind nicht vorhanden, niemand ist gescheit ausgebildet. Das Ganze ist kein Fortschritt, sondern eindeutig ein Rückschritt. 

Derzeit halten wir bei einer Mittelstufe, die Kooperative Mittelschule heißt, wo beim Halbjahreszeugnis sowohl AHS-Zeugnisse als auch Hauptschulzeugnisse vergeben wurden, und zwar ohne dass man mit den Eltern - ich weiß nicht, ob alle Standorte betroffen sind, aber an vielen Standorten ist es so - auch nur den Funken einer Rücksprache gehalten hat. Im Modell steht aber ganz eindeutig drinnen, dass das nur in Absprache mit den Eltern geht. Was wir jetzt haben, ist eine Mittelstufe, eigentlich eine Hauptschule mit Leistungsgruppen. Das ist ein Rückfall in absolut, in längst vergangen geglaubte Zeiten der Pädagogik, und dem geben wir unsere Zustimmung nicht. Und wir werden das auch öffentlich bekannt geben, dass wir der Durchführung unsere Zustimmung jedenfalls entziehen.

Ein ganz Letztes ist mein Hinweis auf etwas, wo ich auch der Meinung bin, dass die Eltern derzeit gefrotzelt werden, und zwar auf den Wiener Schulführer. Zu dem Zeitpunkt nämlich, als der Wiener Schulführer erstellt wurde, als man die Direktoren und Direktorinnen gefragt hat, was ihre Schule bietet, waren die Kürzungen, die dann ab 1. Dezember schlagend geworden sind, nicht bekannt. In diesem Schulführer stehen daher jetzt Dinge, die es vielfach längst nicht mehr gibt. - Auch so kann man informationspolitisch mit den Eltern nicht umgehen. Da müsste man jetzt etwas nachreichen oder dem Schulführer beilegen, sodass die Eltern erfahren, was tatsächlich an den Schulen noch geboten wird beziehungsweise nicht geboten wird.

Damit belasse ich es jetzt auch schon. Vielleicht fragen sich einige von Ihnen, warum ich das hier sage und nicht im Stadtschulrat. Dafür gibt es einen ganz einfachen Grund: Die Geschäftsordnung des Stadtschulrats wurde von ÖVP und SPÖ so abgeändert, dass eine Diskussion nicht mehr möglich ist. Also bleibt nichts anderes übrig, als es hier zu sagen und auch Anträge einfach hier im Gemeinderat beziehungsweise im Landtag einzubringen. Ich bedauere dies sehr, denn wozu hat man ein Gremium, wenn dann dort in keiner Form mehr diskutiert werden kann oder auch Anträge eingebracht werden können? – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Bei diesem Tagesordnungspunkt, der sich ja ein bisschen kryptisch liest, geht es in Wahrheit darum, dass die Gehaltszahlungen, die auf Grund einer von der Gewerkschaft öffentlicher Dienst für den gesamten öffentlichen Dienst erreichten Gehaltserhöhung erfolgen, nun auch budgetär beschlossen werden müssen. Daher handelt es sich bei diesem heute vorliegenden Akt sozusagen um eine 0815-Entscheidung. Dass es in diesem Zusammenhang zu einer bildungspolitischen Diskussion kommt, habe ich ein bisschen "befürchtet", das war fast anzunehmen.

Ich darf gleich bei der Aussage von Frau Kollegin Jerusalem ansetzen, in der sie meinte, dass die Geschäftsordnung des Kollegiums für sie nicht ausreichend genug sei. – Nun, ich kenne die Stelle nicht, die sie sozusagen als inkriminiert bezeichnet. Sie können dort jede Anfrage einbringen, Sie können jeden Antrag einbringen. Sie können nur eines nicht - und da bin ich durchaus zuversichtlich, dass das viele so sehen und dass das fraktionsübergreifend so gesehen wird -: Sie können sozusagen den Stadtschulrat und das Kollegium nicht als Ersatzplattform für den Gemeinderat oder für den Landtag oder gar für den Nationalrat nutzen. Das ist auch okay, denn es gibt genau vorgegebene Dinge, die das Kollegium zu erledigen hat, und mit diesen Fragen können wir uns beschäftigen. 

Ich kann daher Ihre Aussage, Frau Kollegin Jerusalem, nicht ganz nachvollziehen - wenn Sie es nicht konkreter sagen, muss ich sagen, ich bin sogar bis zu einem gewissen Grad verwundert, dass Sie das kritisieren und da so quasi Schuldzuweisungen zwischen SPÖ und ÖVP vornehmen. Wir haben in der Geschäftsordnung in dieser Frage inhaltlich überhaupt nichts geändert. Mir ist der von Ihnen angesprochene Passus nicht bekannt. 

Was die Frage des Finanzausgleichs betrifft, so haben Sie sicher Recht, dass im Zusammenhang mit dem aktuellen Finanzausgleich zum Beispiel noch eine letzte Etappe ansteht, nämlich die Etappe der Hauptschulangleichung von 1 : 9,8 auf 1 : 10. Das ist eine Frage, wo ich auch guten Mutes bin. Und diesbezüglich habe ich, was Niederösterreich betrifft, andere Informationen als Sie. Ich habe die Information, dass Niederösterreich mit einigen anderen Bundesländern wie Oberösterreich sehr wohl dahinter ist - und ich weiß oder ich gehe davon aus, dass Wien sich anschließen und sicherlich mitmachen wird -, wenn es darum geht, die Frage zu diskutieren: Wie kann man diese Überlegungen, diese letzte Etappe doch noch zeitgerecht vor dem Herbst so in den Griff bekommen, dass die neun Landeshauptleute, die damals im Jahr 2000 mit dem Finanzminister dieses Gespräch und diese Verhandlungen geführt haben, nun vielleicht doch erkannt haben, dass sie sich hier auf etwas eingelassen haben, das zwar einem Sparpaket entspricht - das war ja nie in Frage gestellt -, wobei allerdings die Landeshauptleute festgelegt haben, wo sie sparen wollen? Das ist der einzige Punkt, um den es hier geht, denn wer die Protokolle der Finanzausgleichsverhandlungen genau liest, sieht ganz deutlich, dass es dort zum Beispiel um die Frage der Wohnbauförderung gegangen ist, und da haben die Landeshauptleute geschlossen gesagt: Nein, da wollen sie nicht sparen. - Also hat man beim Personal gespart, hat sich auf Maßzahlen eingelassen und hat dann nicht genau gewusst, was das in den nächsten Jahren in den Bundesländern für die Kleinschulen bedeutet und in Wien, in der Stadt, natürlich für die dortigen Besonderheiten. Das ist für mich ganz glasklar, was hier passiert ist.

Nur - damit wir das auch in ein richtiges Licht rücken -: Angesagte Katastrophen haben ohnedies noch nie stattgefunden, und auch angesagte Bildungskatastrophen sind weder in Österreich und schon gar nicht in Wien passiert, meine Damen und Herren. Lassen Sie mich daher in diesem Zusammenhang schon auch noch einige Zahlen zitieren. Wenn wir die Maßzahlen, die hier verhandelt wurden, als Basis nehmen - das ist für die Volksschule, also für den Primarbereich, 1 : 14,5 -, dann muss man sich anschauen, wie das im OECD-Vergleich ausschaut: Im OECD-Vergleich haben wir dort 1 : 17. - Jetzt bin ich zwar nicht dafür, dass wir das unbedingt als Durchschnitt erreichen müssen, aber wir dürfen doch wahrlich nicht sagen, dass wir mit 1 : 14,5 schlecht bedient sind. Ich darf hier meine Rechnung, die ich, glaube ich, an dieser Stelle schon mehrmals angestellt habe, wiederholen: 

Wir haben in Wien 53 000 Volksschulkinder - das war zumindest die Zahl aus dem vergangenen Herbst -, wir haben 2 200 Volksschulklassen, und pro 14,5 Schüler gibt es einen Lehrer. Wenn Sie das dividieren, kommen Sie auf 3 600 Volksschullehrer. Wenn ich davon 2 200 Klassen abziehe - denn da muss jeweils ein Lehrer drinnen stehen -, dann bleiben 1 400 Lehrer übrig, die als zusätzliches Potential, das für alle anderen Überlegungen eingesetzt werden kann, zur Verfügung stehen. Ich glaube, das ist sehr gut, und man sollte sich überlegen - und das ist eine Aufforderung an die SPÖ als Mehrheitsfraktion -, ob man nicht mit diesen Zahlen zum Beispiel die Klassenschülerzahlen deutlich senken könnte. Wir haben derzeit 26, 27 bis 28 Schüler in einer Volksschulklasse und könnten locker auf 1 : 22 heruntergehen. - Also das sind Dinge, die Wien selbstständig erledigen kann! 

Ich möchte hier auch etwas wiederholen, was ich an dieser Stelle auch schon bei der Sondersitzung des Wiener Landtags im Dezember gesagt habe, nämlich betreffend die Frage des effizienten Lehrereinsatzes.

Meine Damen und Herren! Wir müssen uns im Klaren darüber sein, dass es hier in einem Bereich, der eher, sage ich einmal, mehr bei der MA 11, im Sozialbereich angesiedelt ist, zum Beispiel bei den Psychagogen, eine Entwicklung gegeben hat, die mit der klassischen Tätigkeit des Lehrers faktisch nichts mehr zu tun hat. Diese Entwicklung ist wichtig als eine Form des niederschwelligen Zugangs, aber es handelt sich dabei um eine Leistung, die die Kommune erbringen muss. (VBgmin Grete Laska: Da muss aber der Bund den Zielparagraphen ändern!) Sie sagen "Zielparagraph". Es geht hier einfach darum, dass die sozialen Bereiche von der Kommune erfüllt werden müssen (VBgmin Grete Laska: Nein, § 1!), und wir haben daher sehr wohl die Möglichkeit, über die MA 11 all jene Dinge entsprechend zu regeln. Ich werde das auch morgen beim Bericht der Jugendanwälte sagen, weil diese sehr gute Beispiele bringen für Intervention, die über den schulischen Bereich - aber nicht durch die Schule, sondern von außen - sehr professionell eingebracht wird. Dafür gibt es in diesem Bericht zwei sehr gute Beispiele. 

Das heißt, wir werden uns der Frage stellen müssen: Nehmen wir teure Lehrerdienstposten für eine Arbeit, die im Sozialbereich angesiedelt ist und zur MA 11 gehört, oder geben wir das an die MA 11 und haben damit mehr Lehrer für die eigentliche Lehrertätigkeit in der Schule zur Verfügung? - Das ist für mich ganz klar. (VBgmin Grete Laska: Bist du dafür, dass man den § 1 ändert?) Ich rede nicht vom Paragraphen, ich rede ... (VBgmin Grete Laska: Oja! Der ist ja wichtig!) Das ist ja möglich, das kann man sich ja alles anschauen. Ich verhandle es nicht, Frau Vizebürgermeisterin, du weißt das. (VBgmin Grete Laska: Nein, ich möchte deine Meinung wissen!) Meine Meinung habe ich jetzt gerade gesagt: Ich bin dafür, dass der Sozialbereich dort auch bezahlt wird, wo er sozusagen vom Gesetz her zugeordnet ist. Und wenn er vom Gesetz her der Kommune zugeordnet ist, dann soll das auch dort geschehen. 

Dafür gibt es ja mehrere Varianten: Ich kann mir gut vorstellen, dass die Gemeinde sagt, sie will das im Lehrerbereich belassen. Nun, wenn das der Fall ist, dann wird eben Wien ein paar hundert Lehrer bezahlen müssen, in dem Sinne, dass das eine Leistung ist, die die Kommune für diese Sozialarbeit erbringt. Das ist alles denkbar! Nur: Das auf Kosten eines Dienstpostens zu machen, der eigentlich der reinen Lehrertätigkeit vorbehalten sein sollte, das halte ich nicht für den geeigneten Weg. 

Ein letzter Gedanke noch zur KMS. Ich bin hier vorsichtig skeptisch, und das heißt nichts anderes als Folgendes: Wir haben zweifelsohne ein sehr idealistisches Papier beschlossen, und wir haben die Schwierigkeiten, dass wir eben mit den Ressourcen umgehen müssen und dass diese teilweise tatsächlich nicht vorhanden sind. Aber wir haben auch noch andere Schwierigkeiten zu bewältigen: Es ist die Stimmung in den höheren Schulen noch nicht so, dass diese voll Freude an den Standort der Hauptschule gehen und dort die Kooperative Mittelschule beleben. Also hier wird auf der einen Seite auch noch sehr viel an Motivationsarbeit zu leisten sein, und auf der anderen Seite muss man sich jetzt auch vom Stadtschulrat her einmal wirklich bemühen, die hanebüchene Diskussion mit dem Ministerium, in der es darum geht, zu Zielformulierungen zu gelangen betreffend die Fragen, mit welchen Rechten die Schüler einer KMS ausgestattet sein sollen und ob als Basis ausschließlich der AHS-Lehrplan dienen soll oder doch nur für die Schüler, die gemäß Schulorganisationsgesetz in diesen Bereich hineinpassen, rasch zu beenden. Denn solange diese Diskussion geführt wird, kann es an dem Standort einer KMS keine Ruhe geben, weil Verwirrung herrscht. Es kursieren teilweise Papiere, die schon wieder überholt sind; es hat die AHS ein anderes Papier als die Pflichtschule. Also hier ist im Moment noch etwas Sand im Getriebe, und ich bin guten Mutes, dass man diese Situation mit Abschluss dieser Verhandlungen, die im Zusammenhang mit Schulversuchsbeschlüssen stehen, in den nächsten Wochen beenden kann und dass damit im Herbst eine sehr genaue Vorgabe für den Standort der KMS gegeben ist. 

Was mich persönlich freut - und damit möchte ich schließen -, ist, dass sich von insgesamt über 80 Standorten, die sich um eine Kooperative Mittelschule beworben haben und diese umsetzen, immerhin 62 für die Kooperation mit weiterführenden Schulen - was also offenbar die gegenüber der horizontalen Kooperation im Sinne einer Vermischung zwischen AHS-Unterstufe und Hauptschule pädagogisch sinnvollere Überlegung ist - entschieden haben. 

In diesem Sinne hoffe ich, dass erstens der Herr Landeshauptmann bei der laufenden Diskussion zu den Finanzausgleichsverhandlungen ein gebranntes Kind ist und nun die Dinge mitnimmt, die er in den letzten vier Jahren hier in Wien bemerkt und erlernt hat, wie ich hoffe, und daher die Zahlen einfriert, die derzeit gang und gäbe sind und die umgesetzt werden müssen - und kein neues Sparpaket, zumindest nicht noch einmal für die Pflichtschulen, mit nach Hause bringt. Und - zweitens - für die Kooperative Mittelschule hoffe ich, dass der Stadtschulrat die Gespräche rasch abschließen kann und dass noch im Sommer für alle Standorte so weit Klarheit gegeben ist, dass im Herbst der Schulversuch wirklich so umgesetzt werden kann, wie er von uns formuliert und beschlossen wurde. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Zu den Ausführungen meines Vorredners und meiner Vorrednerin: Dass keine Schuldiskussion oder keine Bildungsdiskussion stattfindet, kann man ja momentan wirklich nicht sagen. Sie bezieht sich nur hauptsächlich auf das Thema Schule und Noten beziehungsweise Schule ohne Noten, aber trotzdem mit Leistung. Dazu gibt es eine sehr lebhafte und durchaus gute Diskussion.

Was aber jene Dinge betrifft, die hier und heute diskutiert wurden, möchte ich zunächst einmal zum Kollegen Strobl Folgendes sagen: Die Integration ist ja ein Recht und eine Pflicht – nämlich ein Recht für die Eltern, die sozusagen ein Anrecht darauf haben, dass wir Integrationsklassen führen können, dass ihre Kinder integriert werden, und daher auch eine Pflicht für uns, dafür zu sorgen, dass dieser Zielparagraph auch eingehalten wird. Und Wien hält ihn ein - im Gegensatz zu anderen Bundesländern, wo man den Eltern sagt: Na ja, Sie hätten zwar eine Möglichkeit, aber in diesem Ort, in diesem Dorf, da gibt es das eben nicht - Pech gehabt! 

Denn wenn wir das nicht wollen, wird es eben auch nicht, darum halten wir das ein. Und daher kann man auch nicht einfach sagen, dividieren wir einfach alle Lehrer durch die Schüler, da gibt es ein bisschen weniger, weg mit jedem Begleitlehrer, weg mit dem ganzen System, dafür haben wir etwas kleinere Klassen. Das würde natürlich nicht funktionieren, weil wir die Integrationsklassen haben, weil wir ja viele Kinder mit nicht deutscher Muttersprache haben und daher entsprechend auch unsere Lehrpläne gestalten wollen und müssen. 

Zu diesem Lernen des Landeshauptmannes möchte ich sagen, also ich meine, es ist ja von Anfang an ganz klar gewesen. Wir haben den Vorbehalt öffentlich angemeldet, wir haben nachher sofort eine Diskussion geführt, die übrigens auch - allerdings aus unserer Sicht, aus Wiener Sicht, – zu nicht genügenden Nachbesserungen bei den Lehrerinnen und Lehrern geführt hat, denn wir haben ja bei allen Diskussionen auch vertreten, dass wir ein inhaltliches Anrecht auf die von uns auch eingesetzten Lehrerposten haben, und haben da auch inhaltlich Recht gehabt. Also, diese Diskussion wurde ja gleich nachher begonnen. Von einem Lernprozess zu sprechen, ist somit in dieser Beziehung absolut entbehrlich. 

Aber wie schaut es jetzt aus. Jetzt geht es eben darum, dass der Berechnungsschlüssel, wie wir das schon das letzte Mal gesagt haben, aber ich wiederhole es gerne noch einmal, einfach einseitig vom Finanzministerium geändert wurde, dass alle Bundesländer – jetzt sage ich einmal alle, ausgenommen die Vorarlberger, weil die ja eine besondere Situation haben, denn sie könnten die zusätzlichen Lehrer gar nicht einsetzen, weil ihnen ihre Kolleginnen und Kollegen in die Schweiz fahren - aber sonst alle Bundesländer gesagt haben, nein, so haben wir das als Landeshauptleute nicht gemeint, als damals der Finanzminister gesagt hat, okay, ich bin gesprächsbereit. Das hat sich als, sagen wir, mehr gesagt als in Wirklichkeit getan, herausgestellt, und es wird auch so zur Not getan, als würde es auch eingehalten. Nur, eine Sache ist ja - und das war bei der Klage auch damals schon klar -, dass es ja wesentlich länger dauert, also es kann ein, zwei, drei Jahre dauern. Da gehen sozusagen ein, zwei, drei Schuljahre ins Land, bis das dann wirklich zu einem Abschluss kommt. Und daher ist es also natürlich geschickter, nicht auf diesem Weg, und zwar nur aus dem Grund nicht auf diesem Weg zu gehen, sondern, nachdem es ohnedies beim Finanzausgleich diskutiert wird, das hier entsprechend auch zu diskutieren.

Ich glaube, das ist der richtige und vor allem für die Schülerinnen und Schüler korrekte Weg und dann gibt es zumindest ein ... (GR Günter Kenesei: Den Schülern ist es ziemlich egal, von wo es gezahlt wird!) Ja, ja, das ist klar. Aber nur, da geht es jetzt eben nicht um Schuld, sondern um Verantwortung, um Zuständigkeit. Das haben wir ja auch schon diskutiert, und der Zuständige muss dem entsprechend - und das ist Bundeszuständigkeit - auch die Mittel bereitstellen. So. (GR Günter Kenesei: No na net!) 

Also, daher werden wir es jetzt diskutieren, wir werden es gemeinsam mit allen Bundesländern ebenfalls diskutieren, nämlich gegen die Vorstellungen, die das Finanzministerium hier entwickelt hat. Es hat ja auch bei der Regierungsklausur in Rust durchaus klare Aussagen gegeben, sowohl was das betrifft, als auch, dass wir hier im Gleichklang mit allen Bundesländern gehen werden, dass wir dadurch auch auf die verschiedenen Schülerströme und die ganzen Ungereimtheiten im technischen Sinne eingehen werden. 

Der Landeshauptmann hat ja auch klargemacht, dass wenn schon irgendwie vereinheitlicht werden soll, es nicht nur auf die Länder abgeschoben werden kann, sondern wenn eine Vereinheitlichung stattfindet, diese im Bund stattfinden muss. 

Eine alte Wiener Position ist - und ich wiederhole sie hier auch noch einmal - dass wir eben auch aus dem Grund gegen eine Verländerung sind, weil wir für eine Vereinheitlichung, oder besser gesagt, nicht für eine Vereinheitlichung, sondern weiterhin für ein einheitliches Bildungssystem in Österreich sind. Denn wenn sich jedes Land, jede Gemeinde selber etwas zahlt, wird Wien sicher nicht das schlechteste sein, aber es wird ein vollkommen uneinheitliches, aus politisch-inhaltlicher, aus pädagogischer Sicht abzulehnendes, total dubioses und von Stadt zu Stadt und von Land zu Land sich auseinander entwickelndes System entstehen. Und dem können wir aus diesen Gründen auch nicht beitreten.

Das heißt, diese Diskussion wird geführt. Es gibt klare Aussagen, und wenn uns die GRÜNEN unterstützen, finde ich das sehr gut, wenn uns die ÖVP-Wien unterstützt, auch gut, denn da geht es ja eben um Wiener Positionen und dementsprechend wird man sehen, was die Diskussion bringt. Ich bin zumindest guten Mutes, dass die Wiener Position hier korrekt ist, dass das aber eine harte Diskussion werden wird, ist ja ohnedies jedem klar. 

Wie schaut es aus, um auch noch die zwei anderen Fragen auch ganz kurz zu beantworten: Bei der KMS vertrete ich den Standpunkt, dass sozusagen bei der Beschlussfassung etwas mehr an Ressourcen - die aber damals auch noch realistisch waren - vorgesehen waren. Wir haben also hier eine schwierigere Situation, und Kollege Strobl hat es gesagt, es gibt einen Einspruch des Ministeriums, dass unser akkordierter, von ÖVP und GRÜNEN mit der SPÖ mitgetragener Text nicht übernommen worden ist. Es gibt weiter Einsprüche, und solange werden es auch die Eltern nicht in dieser Breite akzeptieren, weil es ja darum geht, inwieweit ist das vergleichbar mit einer AHS, und muss man da in gewissen Leistungsgruppen sein, welches Zeugnis gilt, und welches nicht. Wir haben da ohnedies einen Kompromiss vorgeschlagen, er ist trotzdem beeinsprucht worden, und daher gibt es da Unsicherheit, und daher wird er nicht entsprechend angenommen, obwohl ich durchaus sozusagen für die horizontale KMS persönlich und politisch stärker fixiert bin, aber diese Schwierigkeit gibt es, sie liegt in der Luft, und wir werden sie im Laufe dieses Schuljahres, glaube ich, auch ausdiskutieren können, so dass es hier eine Klarheit, eine inhaltliche Klarheit, gibt und deshalb gibt es auch wieder nur vertikale Modelle, die wir ja auch erlaubt haben, wo auch die Eltern das nicht deshalb annehmen, weil sie glauben, damit gibt es einen Lift, eine Automatik nach oben, in eine weiterführende Schule, was in der Frage so, in dieser sozusagen Schlichtheit, ja gar nicht stimmt, aber so schaut es im Moment aus.

Und es wurde ja auch gesagt, wir schauen uns nach dem Schuljahr das an und diese eine Schwierigkeit, die inhaltliche Schwierigkeit, die aber auch im Ministerium liegt, müssen wir eben auch noch ausräumen, dann wird sich das Modell auch wesentlich breiter und besser entfalten können.

Zum Schulführer wurde ich auch schon angesprochen. Mir wurde gesagt, es gebe Einlageblätter, als allerletztes i-Tüpfelchen sozusagen, zur Geschäftsordnung. Tatsächlich wurde der Paragraph nicht geändert, er wird jetzt sozusagen so wie er war, und nicht so liberal wie mit dem früheren Präsidenten, gehandhabt. Ich persönlich bin dafür, denn es bedeutet natürlich schon, dass wir öfters hier statt dort parallel oder zweifach Bildungsfragen diskutieren, aber es ist ja auch keine Schande, wenn im Gemeinderat, im Landtag einmal über Bildung geredet wird. Als Bildungssprecher freut mich das und ich glaube auch, dass wir inhaltlich da auch gut weiter kommen. Daher soll es uns nicht stören, dass man nicht im Stadtschulratskollegium die eine oder andere Frage diskutiert, sondern richtiger Weise hier, was durchaus belebend und positiv ist.

Abschließend freut es mich, dass auch die Lehrerinnen und Lehrer mit dem durchaus unumstrittenen Akt das ihnen zustehende Geld auch tatsächlich bekommen werden. In dem Sinne bitte ich um Zustimmung. Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 16 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an verschiedene Wiener Jugendorganisationen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen zur Abstimmung, die getrennt vorgenommen wird.

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die dem Punkt 1, Sozialistische Jugend, zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen.

Der Punkt Nummer 5, Junge ÖVP. Ich bitte jene Damen und Herren, die dem zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Ring Freiheitlicher Jugend zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen.

Es geht um die Grünalternative Jugend Wien. Ich bitte die Damen und Herren um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist ebenfalls ohne die Stimmen der GRÜNEN angenommen. (GR Heinz Hufnagl: Das ist Mutterliebe! - GR Gerhard Pfeiffer: Ihr müsst was wissen!)
Meine Damen und Herren, ich komme zum Rest der Subventionsliste. Ich lasse über den Rest der Subventionsliste abstimmen, (Unruhe im Sitzungssaal) wenn sich die Kolleginnen und Kollegen wieder beruhigen. Ich bitte um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist jetzt einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 6 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Zentrum Aichholzgasse". 

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ohne FPÖ mehrstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 53 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen an die “Arbeitsgemeinschaft Experimentierwerkstatt" und den "Club 7 – Kulturforum Neubau". 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Valentin, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Erich VALENTIN: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich habe mich verblättert,

Herr GR Blind hat zurückgezogen. 

Es liegt daher keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die der Postummer 53 zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Da ist ohne FPÖ angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 56 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Akonto-Subvention für die Wiener Land- und Forstwirtschaft für das Jahr 2004. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Zentner, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Brigitta Zentner: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte es nur ganz kurz machen. Traditionell lehnen wir diese Landwirtschaftssubventionen ab, und zwar aus eigentlich zwei Gründen. 

Der eine Grund ist, es ist eine Ungleichbehandlung gegenüber der Stadt Wien vorhanden. Die Landwirtschaftsbetriebe der Stadt Wien können diese Förderung nicht bekommen, obwohl sie gute Arbeit leisten. Das ist der erste Punkt, und der zweite Punkt ist, dass diese Förderungen unserer Meinung nach zu wenig ökologisch ausgerichtet sind und sie unterstützen nicht eine Zunahme des Ökolandbaues sowohl in Wien als auch in ganz Österreich, deshalb lehnen wir das ab. Dankeschön. (Beifall bei den GRÜNEN. – Zahlreiche Zwischenrufe von der ÖVP und FPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Als nächster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Klucsarits. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ein bisschen kurz war die Begründung, warum ihr ablehnt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Dafür ist dann Ihre umso länger!) Wir beschließen doch heute eine Subvention für die Sicherung, die gewiss dazu beiträgt, den Agrarstandort Wien weiter zu sichern. Und man sieht schon bei der Ablehnung der Grünen, wer sich eigentlich für die Wiener Landwirtschaft einsetzt. Und das sind wir von der ÖVP, (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) aber weder die Grünen noch die SPÖ, die zwar diese Subvention ebenfalls mitträgt, aber wenn es wirklich um die Anliegen der Landwirtschaft geht, dann zeigt sich erst diese Doppelzüngigkeit. 

Denn eines muss man schon sagen: Wir haben ja vor ganz kurzer Zeit Flächenwidmungen beschlossen, die der Landwirtschaft sehr weh getan haben, und mit den Stimmen der SPÖ wurden diese hier durchgezogen. Eines zeigt sich auch, dass die Sympathiebezeugungen, die die Grünen für die Wiener Landwirtschaft immer wieder abgeben, nur reine Lippenbekenntnisse sind, denn wenn es darauf ankommt, hätten sie dieses Geld ganz wo anders als in der Landwirtschaft investiert.

Dass gerade die Wiener Landwirtschaft das Bundesprogramm ÖPOOL übernimmt, zeigt sich ja ganz einfach in diesen Zahlen, die ja im Wiener Landwirtschaftsbericht bereits kundgetan wurden. Und ich glaube, ich brauche sie hier nicht wiederholen, denn wir alle haben ja erst vor kurzem den Wiener Landwirtschaftsbericht hier gemeinsam durchdiskutiert und haben gesehen, wie sehr gerade die Wiener Bauern ökologisch arbeiten. Ich mache es auch so kurz wie Sie, Kollege Maresch, aber ich glaube, dieses Thema ist ein wichtiges, und daher stimmen wir gerne dieser Subvention zu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Zimmermann. Ich erteile es ihm.

GR Paul Zimmermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Man kann fast sagen, jedes Jahr dasselbe. Das Problem, das wir hier haben, liegt eindeutig beim Ökoprogramm. Dieses Programm sieht leider vor - so ist auch der Bund - dass es Subventionen für die Stadt Wien nicht vorsieht. Deswegen ist es leider nicht möglich, dass die Stadt Wien aus diesem Titel Geld bekommt, damit wir hier mehr biologischen Anbau betreiben können. Von den rund 800 Hektar, die in Wien biologisch ausgepflanzt werden, betreibt die Stadt Wien rund 600 Hektar. Wir haben aus diesem Titel kein Geld, und das ist bedauerlich. Bedauerlich ist aber auch, dass dieses ÖPUL-Programm bis zum Jahr 2006 dauern wird. Es ist daher zu empfehlen, dass wir uns bereits 2005 auseinandersetzen müssen mit dieser Gegebenheit, um zu schauen, dass auch Länder und Gebietskörperschaften diese Subvention bekommen, wenn sie biologischen Anbau betreiben. Das scheint eine wesentliche Sache zu sein, der wir auch näher treten können. 

Wenn wir heute, meine sehr verehrten Damen und Herren, diesem Antrag nicht zustimmten, würden rund 4,5 Millionen EUR den Bach hinunter gehen. Aus dem ganz einfachen Grund, weil es hier Co-Finanzierungen gibt, und zwar eine Co-Finanzierung zwischen EU, Bund und Ländern und eine Co-Finanzierung zwischen Bund und Ländern, die aber erst dann schlagend wird, wenn die Länder ihr Scherflein dazu beitragen. Daher muss wohl oder übel auch diesem Antrag zugestimmt werden, wollen wir nicht haben, dass die Landwirtschaft keine Subventionen bekommt, ohne die sie ja nicht bestehen kann. 

Daher wird meine Fraktion diesem Antrag zustimmen, aber auch mit der Prämisse, sich künftighin, wenn es so weit ist, genau mit diesen Agrarförderungen nochmals auseinander zu setzen. Dankeschön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Auch wenn die Aussage des Kollegen Klucsarits, dass die ÖVP die einzige Partei ist, die sich für die Landwirtschaft einsetzt und hier die Vertretung übernimmt, nicht unwidersprochen bleiben sollte - denn ich glaube, dass sehr wohl auch die Grünen die Landwirtschaft und die landwirtschaftlichen Betriebe vertreten, was sie aber nicht vertreten, ist vielleicht diese Art von Landwirtschaft, die Sie vertreten, nämlich die Lobby, die auch das bundeseinheitliche Tierschutzgesetz nach wie vor verhindert - möchte auch ich hier nur kurz reden, nämlich um einen Antrag einzubringen für die Alberner-Schotterbank. 

Es werden nicht alle wissen, dass wir in Wien mit der Alberner Schotterbank eigentlich ein Juwel im Sinne des Vogelschutzes haben. Die Alberner Schotterbank ist einer der seltenen Rastplätze für die Rauchseeschwalbe und auch für Möwen. Und wir gehen dieses Rast- und Sammelplatzes für diese Zugvögel verlustig, wenn wir hier nicht Dinge unternehmen, nämlich Schutzmaßnahmen unternehmen, dass dieser Rast- und Sammelplatz für die Rauchseeschwalbe und die Möwen nach wie vor geschützt wird. 

Und ich bringe einen Antrag ein, der darauf abzielt - was auch schon im Naturschutzbeirat besprochen worden ist -, dass wir dort eine Ausbaggerung brauchen, nämlich eine Ausbaggerung zwischen der Donauinsel und der Alberner Schotterbank, damit die Leute, die dort rudern, aber auch baden, die Vögel in ihrem Nistverhalten und ihrem Ruhebedürfnis nicht stören, und dass dort auch mit Schautafeln darauf hingewiesen wird, dass diese Alberner Schotterbank ein sehr seltenes und schützenswertes Gebiet ist und dass wir dort genau aus diesem Grund diese Maßnahmen setzen, und welche Vögel dort auch brüten und zu beobachten sind. 

Ich bringe deswegen folgenden Beschlussantrag ein: 

“Die Stadt Wien veranlasst die Ausbaggerung der Donau zwischen Donauinsel und Alberner Schotterbank oder setzt andere zum Vogelschutz geeignete Maßnahmen, die das Betreten der Schotterbank hintanhalten. Und gleichzeitig wird auf der Donauinsel eine Aussichtsplattform zur Vogelbeobachtung errichtet, bei der auch auf den Vogelschutz und die Beachtung der geschützten Vogelarten hingewiesen wird. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages.“ 

Und wenn ich auch weiß, dass im Vorfeld jetzt votiert wurde, dass wir doch den Antrag auf Zuweisung stellen sollen, mir und auch BirdLife ist es wichtig, dass dieser Antrag eingebracht wird. Wenn die SPÖ meint, dagegen stimmen zu müssen, weil wir es nicht zuweisen, dann stimmt Sie eben dagegen, wir werden ihn trotzdem einbringen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Das ist ohne die Stimmen der Grünen mehrstimmig angenommen.

Es liegt ein Beschlussantrag der GRÜNEN vor, betreffend Schutzmaßnahmen Alberner Schotterbank. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit, und somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 43. Sie betrifft das Vorhaben Projektierung der Verlängerung der Hochstraße Floridsdorf, den Umbau (Verbreiterung + Hebung) des Bestands sowie Neuerrichtung der Hochstraße II und Niveaufreimachung bei den ÖBB. 

Es liegt keine Wortmeldung vor, daher kommen wir gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist gegen die Stimmen von FPÖ und Grünen angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Projektierung der Hochstraße Arsenal und die Anschlussstelle Simmering von der Auffahrt Gürtel bis Absbergtunnel. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies, ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Spätestens seit der letzten Sitzung, wo es durchaus möglich war, während des Verkehrsdienste-Vertrages Anträge zu stellen, in welchem man mehr Polizei fordert, denke ich, ist es auch möglich, im Bereich der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung - wenn es nicht im Zusammenhang mit Autobahnausbauten um die weitere Entwicklung Wiens geht - Anträge zu Cross Border Leasing zu stellen. Insbesondere auch deshalb, weil Cross Border Leasing gerne als Vehikel herangezogen wurde in der Vergangenheit, um Sachen besser projektieren, angeblich besser finanzieren zu können. Es ist jetzt so, dass sich insbesondere in den Vereinigten Staaten die von uns geäußerte Kritik an Cross Border Leasing-Transaktionen, dass diese Scheingeschäfte seien und ohne ökonomische Substanz, immer stärker ihren Widerhall findet. Sie haben bei den letzten Anträgen für Cross Border Leasing immer gesagt, “was soll´s, das sind die Bürger der Vereinigten Staaten, deren Steuergeld ist es, und anscheinend gibt es in den USA keine maßgeblich relevanten Personen, die Interesse hätten, diese Cross Border Leasingverträge abzuschaffen. 

Dem ist nicht mehr so. Mittlerweile gibt es in den Vereinigten Staaten jede Menge US-Senatoren, jede Menge Mitglieder des Repräsentantenhauses, die der Meinung sind, diese Steuerdumping-, diese Steuerverminderungs- und Steuervermeidungsmodelle gehörten abgeschafft. Etwas, was - so glaube ich - auch die Sozialdemokratie in ihrem Programm unter Steuergerechtigkeit fordert: Steuergerechtigkeit im Sinne von Steueroasen schließen, Steuergerechtigkeit im Sinne von Steuerdumpings zu unterbinden, weil Steuerdumping als erstes in der Regel den Sozialbereich betrifft, und Österreich ist ein Paradebeispiel dafür, welche Leistungen im Sozialsystem gekürzt werden. 

Wir glauben daher, dass es jetzt an der Zeit ist, auch für die Gemeinde Wien, tatsächlich Farbe zu bekennen und insbesondere, ob für die Sozialdemokratie Internationalismus, Steuergerechtigkeit nur Lippenbekenntnisse sind, oder ob tatsächlich ein Inhalt hinter solchen Schlagworten steckt, die sich in jedem Programm der SPÖ gefunden haben, und ob sich also tatsächlich hinter diesen Schlagworten eine ernsthafte Absicht findet. 

Denn wenn eine ernsthafte Absicht dahinter steckt, dann werden Sie angesichts der Veränderungen in den Vereinigten Staaten, angesichts des massiven Widerstandes gegen Cross Border Leasing in den Vereinigten Staaten in Hinkunft darauf verzichten, auf Kosten der US-amerikanischen Bevölkerung Cross Border Leasingtransaktionen, Cross Border Leasingverträge abzuschließen. 

Ich möchte daher den Antrag einbringen, dass die Gemeinde Wien die gegenwärtig in den USA laufende Diskussion zum Stopp von Cross Border Leasingtransaktionen zum Zwecke der Steuervermeidung und Steuerminderung unterstützt. Und um dieser Unterstützung Ausdruck zu verleihen, wird die Gemeinde Wien keinerlei weitere Cross Border Leasingstransaktionen durchführen. Dies betrifft auch alle jene Unternehmen, in welchen die Gemeinde Wien auf Grund bestehender Beteiligungen die Möglichkeit zu einer diesbezüglichen Einflussnahme besitzt. 

Sehr geehrte Damen und Herren, Sie haben die Möglichkeit, jetzt einen Schlussstrich unter Cross Border Leasingaktivitäten zu ziehen. Es wird insofern leichter, weil gegenwärtig selbst in den USA die Investoren nicht mehr Schlange stehen, sondern äußerst rar gesät sind. Auf Grund der vorgesehenen Rückwirkungsklausel mit 1. Jänner 2004 gibt es momentan keinen Markt mehr für Cross Border Leasing-Investitionen und ich würde Sie daher ersuchen, diesen falschen Weg, den Sie eingeschlagen haben bei den WIENER LINIEN, fortgesetzt über Wienkanal, und nicht einmal zur Gänze aus Ihrem Blickwinkel erfolgreich beendet haben - siehe Rechenzentrum der Stadt Wien - beenden, und im Sinne einer internationalen Solidarität auf globales Steuerdumping verzichten, damit auch in Zukunft Sozialsysteme gesichert werden können. In Österreich, in Europa, und letztendlich weltweit. 

Denn Sie wissen es wahrscheinlich genauso gut wie wir, nur soziale Sicherheit schafft den Boden dafür, dass es sich lohnt, in einer Welt zu leben, wo dann tatsächlich möglicherweise keine kriegerischen Auseinandersetzungen mehr stattfinden.

Ich hoffe auf Ihre Zustimmung und danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr Dkfm Dr Maurer, ich erteile es ihm.

GR Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Hoher Gemeinderat!

Ich kann es kurz fassen, da zum Antrag nicht hinterfragt wurde. Der Inhalt des Antrages lautet auf die Ausbesserung der Brückenkonstruktion bei der A23 und ich glaube, es ist hier unumstritten, dass bei einer solchen Investition nach so vielen Jahren - diese Brückenkonstruktionen wurden Anfang der 70er Jahre gebaut - eine Renovierung dringend erforderlich ist. Also, darüber wurde ja auch nicht diskutiert. 

Zur Frage Cross Border Leasing aber erinnere ich daran, dass wir hier bereits ausführlichste Diskussionen hatten. Ich sage nur dazu, Herr GR Margulies ist der Realität zwei bis drei Schritte bereits voraus, denn derzeit gibt es diese Möglichkeit noch. Das heißt, es ist noch nicht abgeschafft und es gibt diese Vorteile, es ist durchaus noch möglich, das zu tun. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber das ist moralisch verwerflich, es ist gegen die internationale Solidarität, das habt Ihr ja immer skandiert!)

Die wichtigste Frage bei diesen Transaktionen ist, ob hier Wien durch die Verträge genügend abgesichert ist. Das wurde bereits hier im Haus ja mehrfach besprochen und auch bestätigt. Natürlich sind Cross Border Leasing-Angelegenheiten nicht das einzige Finanzierungsinstrumentarium, das der Stadt Wien zur Verfügung steht, aber es ist sicher eine sinnvolle Ergänzung finanzieller Transaktionen.

Ich erinnere daran, dass amerikanische Bundesstaaten selbst sehr wohl ein Interesse daran hatten und haben, dass ihre Firmen Auslandsaktivitäten betreiben. Deswegen gibt es diese Steuerbegünstigungen, sie sind ja nicht aus Dummheit geschehen, sondern aus einem ganz normalen ökonomischen Kalkül, dass eben die Firmen dieser Bundesstaaten im Ausland tätig werden können. Das ist der Sinn dieser Steuerbegünstigung, es liegt aber beim amerikanischen Gesetzgeber in den einzelnen Bundesstaaten. Ich erinnere daran, dass das Geld, das daraus lukriert wurde, über 50 Millionen EUR betragen hat. Ich erinnere weiters daran, dass Wien eine Investitionstätigkeit hat, die uns die Beschäftigung so gut wie möglich sichern soll, trotz vieler widriger äußerer Umstände, die wir auch hier schon des Öfteren besprochen haben. Daher ist hier auch eine ausländische Hilfe in solchen Fällen durchaus positiv zu sehen. 

Und ich schlage daher vor, dem Antrag des Berichterstatters zuzustimmen und den Resolutionsantrag der GRÜNEN abzulehnen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ohne die GRÜNEN mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zum Beschlussantrag der GRÜNEN betreffend Stopp von Cross Border Leasingtransaktionen. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist abgelehnt, nur die GRÜNEN haben zugestimmt.

Es gelangt nunmehr Postnummer 45 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Straßenumbau in Wien 2., Untere Donaustraße von Franzensbrückenstraße bis Aspernbrückengasse. 

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist ohne die Stimmen der FPÖ angenommen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Wir haben auch nicht zugestimmt, der Bildschirm zeigt halt auch nicht alles!) Entschuldigung, ohne FPÖ und GRÜNE angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Straßenbau in Wien 1., und 3., Wiener Straße, Lothringerstraße von Schwarzenbergplatz bis Johannesgasse, Johannesgasse bis Schwarzenbergplatz sowie Lisztstraße von Lothringerstraße bis Am Heumarkt.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Pfeiffer. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es geht in diesem Akt um die Neugestaltung im Bereich Lothringerstraße zwischen Schwarzenbergplatz und Am Heumarkt. Es ist dem Ganzen eine jahrelange Diskussion zwischen den angrenzenden Bezirken und auch dem Ressort vorausgegangen. Die Lösung hat jetzt überwiegend Zustimmung gefunden, auch die lange umstrittene Parkplatzsituation.

Im ganzen Bereich unterliegen die vorrätigen Parkplätze der Parkraumbewirtschaftung und damit kommen wir auch, und komme ich insbesondere, heute hier wieder einmal zur Kurzparkzonenüberwachung.

Angesichts neuer Tatsachen mache ich einen neuen Anlauf, Sinn und Rationalität in diesen Problemkreis zu bringen, in die Überwachung von Kurzparkzonen und Kontrolle der Bezahlung von Kurzparkgebühren, sowie insbesondere des zehn Minuten kostenlosen Abstellens von Kraftfahrzeugen.

Sie alle, meine sehr geehrten Damen und Herren, wissen, dass das bereits in eine endlose Geschichte ausgeartet ist. Vor 8 Jahren hat sich die Volkspartei bemüht, anlässlich der Einführung dieses zehn Minuten kostenlosen Abstellens von Kraftfahrzeugen eine Scheibe, eine Parkscheibe für den Nachweis einzuführen. Nein, es musste ein Parkschein werden. Seit 5 Jahren bin ich auf diesem Thema drauf, ich habe dazu sechs Anträge gestellt und alle wurden zurückgewiesen. Alle wurden bisher zurückgewiesen mit zwei Argumenten: 

Erstens: Mit dem leichten Verstellen der Parkscheiben, als ob jemand eine zehn-Minuten‑Parkscheibe alle zehn Minuten verstellen würde. Das ist schon ein bisschen ein hanebüchenes Argument. 

Zweitens: Mit der mangelnden Rechtssicherheit. Sie wissen, der violette Parkschein hat auch eine Nummer. Wenn eine Anzeige erstattet wird und wenn man nach 3 Monaten diese Anzeige bekommt, dann hat man sich natürlich – alle von uns tun das ja laufend – diesen kostenlosen zehn Minuten‑Parkschein aufgehoben über die ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sicherlich!) Ich sage ja, alle von uns tun das laufend und machen das ja, haben ihn aufgehoben und weisen dann nach, dass sich das Amtsorgan tatsächlich hier geirrt hat, und das war die große Rechtssicherheit, die diesem Parkschein unterliegt.

Beide Argumente, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind seit dem 1. 2. dieses Jahres ad absurdum geführt. Seit diesem Zeitpunkt werden nämlich seitens der Beamten der MA 67 - die mit den weißen Kapperln, das sind jene, die auf Grund eines paktierten Gesetzes und des § 99 der Straßenverkehrsordnung Agenden der Bundespolizei bezüglich des ruhenden Verkehrs in Wien übernommen haben - Anzeigen erstattet. 

Und zwar deswegen Anzeigen erstattet, weil die Kraftfahrer keine Parkscheibe hinter die Windschutzscheibe gesteckt haben. 

Also, durch acht Jahre hindurch haben uns unsere tüchtigen Beamten den Anfrage- und Antragsbeantwortungstext vorgeschrieben, wo drinnen steht “leichte Manipulierbarkeit der Parkscheibe, mangelnde Rechtssicherheit“ und jetzt wird gestraft und angezeigt, weil diese Parkscheibe in den Kraftfahrzeugen nicht vorhanden ist, wenn nun mehr mit dem neuen m-parking System die Gebühr bezahlt wird. Also, hanebüchener geht es einfach wirklich nicht mehr. Auf einmal ist die Parkscheibe das gesetzlich vorgeschriebene Kontrollinstrument, dem die notwendige Anwendungs- und Sicherheitsfunktion zugeschrieben wird. 

Eine hervorragende Kehrtwendung in der gesamten Denkweise. Ich verstehe es nicht mehr, und es zeigt eigentlich die ganze Lächerlichkeit in der Beantwortung diverser Initiativen von uns. Es ist ein Zeichen für die Auswüchse einer Beamtenbürokratie und -wirtschaft, denn es ist nämlich interessanterweise immer die gleiche Wortwahl. Und ich nehme daher an, dass das entweder immer der gleiche Beamte ist, der seit drei Finanzstadträten alle diese Anträge und Anfragen beantwortet oder einer vom anderen abschreibt. Immer die gleiche Wortwahl seit Edlinger, seit Ederer und seit Rieder. Also, das ist ja wirklich ein Zeichen, dass hier ein Beamter, oder die abschreibenden Beamten, zeigen, was Initiativen von Gemeinderäten tatsächlich wert sind.

Wie lange noch, frage ich mich, wird sich Herr Vizebürgermeister Rieder hier der Lächerlichkeit aussetzen und sich blamieren lassen in der Beantwortung von Anträgen und Anfragen! 

Wir von der Volkspartei verlangen nunmehr wirklich intensiv und nachhaltig, dass eine Kombiparkscheibe eingeführt wird, die sowohl das SMS‑Parken ermöglicht laut der Straßenverkehrsordnung für eine normale kostenpflichtige Abstellung, als auch für das kostenlose zehn Minuten Parken. Das heißt auf der einen Seite die Viertelstunden‑Einteilung, auf der anderen Seite zwei Räder, mit denen man die Minuten einstellt. Die Gegenargumente sind damit wirklich gegenstandslos geworden.

Ein Zweites: Das m-parking für zehn Minuten kostenloses Abstellen von Kraftfahrzeugen ist teurer als der Stundensatz der Parkscheine. Das ist auch wieder etwas, was das ganze wieder völlig ins Gegenteil verkehrt und abstrus ist. 15 Cent kostet im Durchschnitt ein SMS, mit dem man zehn Minuten kostenloses Parken buchen kann. Wenn man das auf die Stunde hochrechnet, so sind das 90 Cent pro Stunde, eine normale kostenpflichtige Stunde in einer Kurzparkzone kostet 80 Cent. Da sehen Sie, dass auch hier wiederum agiert wurde, ohne auch nur eine Sekunde darüber nachzudenken, und der Sinn der gesamten Maßnahme eigentlich ins Gegenteil verkehrt wurde.

Der Sinn, meine sehr geehrten und Herren war, und das meine ich jetzt nicht in irgendeiner Form ganz besonders nur so nebenbei, sondern der Sinn war wirklich hauptsächlich, als dieses zehn Minuten Kurzparken eingeführt wurde, dass dem Konsumenten ermöglicht wird, kurze, rasche Erledigungen in den Haupteinkaufsstraßen, wo es überall Kurzparkzonen gibt, einfach und unbürokratisch zu machen, um unsere Nahversorgerbetriebe zu fördern, um unsere Nahversorgerbetriebe, die Jahr für Jahr weniger werden, zu fördern, damit nicht alle mit den Autos durch die Hauptstraßen ins nächste Einkaufszentrum fahren. 

Und was ist geschehen? Durch ein Bestemm der bürokratischen Beamtenschaft in dieser Stadt wurde erreicht, dass das Ganze ins Gegenteil verkehrt wurde. Und ich frage mich wirklich - der Herr Vizebürgermeister rühmt sich bei jeder Gelegenheit all seiner Tätigkeiten und wieviele Hunderte von Millionen Euros und Sonstiges investiert werden in den Wirtschaftsstandort Wien -, sind wir denn nicht einmal imstande, für die kleinen Gewerbetreibenden dieser Stadt eine derartig lächerliche Maßnahme bei der Bürokratie durchzusetzen, sodass jene hier ihre Geschäfte erhalten können und die Möglichkeit haben, tatsächlich noch in irgendeiner Form hier in dieser Stadt tätig zu sein. Das ist wirklich unverständlich, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir von der Volkspartei verlangen daher, dass das m-parking für zehn Minuten kostenlosen Haltens auch tatsächlich kostenlos sein muss und dazu haben wir auch einen Antrag eingebracht, der folgendermaßen lautet:

“Der Bürgermeister möge den Magistrat der Stadt Wien beauftragen, eine Modifikation des Vertrages mit den Teledienstbetreibern mobilcom und A1 anzustreben, wonach beim System m-parking das Versenden der SMS-Nachrichten zum zehn Minuten kostenlosen Abstellen von KFZ für den Anwender ebenfalls kostenlos erfolgen soll. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die mobilcom verdient damit in Zukunft wirklich sehr, sehr viel Geld. Es sind 40 000 bereits jetzt, die dieses SMS-Parking in Anspruch nehmen. Also, da muss es doch wirklich möglich sein, dieses zehn Minuten kostenlose Parken auch tatsächlich mit kostenlosem SMS durchzuführen. In viel kleineren Städten, in Krems oder in Tulln, beziehungsweise Stockerau, geht das tatsächlich kostenlos. Warum das in Wien nicht gehen sollte, wo die mobilcom so viel verdient, und dass man hier vertraglich nicht daran gedacht hat, dieses kostenlose Parken auch tatsächlich kostenlos zu machen, ist ein reines Versäumnis, das endlich nachgeholt und verbessert werden soll. Wir von der Wiener Volkspartei verlangen, dass dieses m-parking tatsächlich kostenlos sein muss. 

Und weil - und jetzt sage ich das noch - unter dem Motto "wir werden schon keinen Richter brauchen" - auch eine mangelhafte Vorbereitung der Einführung dieses m-parkings geschehen ist, das heißt, die Konsumenten wurden nicht durch m-parking, durch die Firma, beim Abschluss des Vertrages informiert, dass sie eine Parkscheibe in das Auto legen müssen, fragen wir auch, ob das nicht eine Frage für das Konsumentenschutzgesetz ist, denn hier wurden Menschen unter Vorspiegelung wirklich falscher Tatsachen in die Irre geführt, denn die Firma m-parking hat hier in keiner Weise erwähnt, dass trotz des Parkens via SMS oder Abbuchung der Parkgebühr via SMS, tatsächlich noch eine Parkscheibe notwendig ist. 

Wir von der Volkspartei verlangen, dass diesen 40 000 Teilnehmern umgehend eine Information zukommt - das kann ja auch per SMS geschehen -, dass das erforderlich ist, weil sie sich sonst strafbar machen. Alle sind im guten Glauben angetreten, dass sie diese Scheibe nicht brauchen. Das ist auf einem vierten oder fünften Link auf der Seite der Homepage des Wiener Magistrats gestanden. Da kann man nicht sagen, da muss sich eben einer über vier, fünf Links über die Homepage des Magistrates durchkämpfen, weil er eigentlich mit der Firma m-parking eine Vereinbarung hatte. Daher, bitte, das nachzufolgen. 

Abschließend, meine sehr geehrten Damen und Herren, kommen Sie mir bitte nicht damit, dass der Herr Bundesminister eine Änderung der Kurzparkzonenüberwachungsverordnung durchführen hätte sollen, so dass auch das SMS-Parking als möglicher Nachweis gilt. Es ist nämlich nicht möglich, für sämtliche anderen Behörden, also Bundespolizei, auch für die Beamten der MA 67, die im Auftrag der Bundespolizei arbeiten, nämlich die mit den weißen Kapperln, ich sage es wieder, nachzusehen, ob der Antritt des Parkens tatsächlich gebucht wurde. Oder, Sie werden all diesen Stellen die teuren Kontrollgeräte zur Verfügung stellen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ja, ich weiß, das ist sehr lustig für Sie, aber wenn Sie denken, was Sie eigentlich oft für Sachen erzählen, ist es nicht erforderlich, dass Sie da so ein großartiges Kabarett daraus machen. Natürlich ist es nicht Ihre Sorge, dass die kleinen Gewerbetreibenden alle Probleme haben, das weiß ich schon, denn dort wo Sie sind, wird wahrscheinlich überhaupt kein Gewerbe mehr möglich sein, denn Sie haben ständig immer nur die Belastungen dieser Leute im Sinn. Also, hören Sie mir auf mit der allzu großen Lustigkeit, das ist wirklich nicht erforderlich. (GR Mag Helmut Kowarik: Richtig!) Kümmern Sie sich lieber darum, dass die kleinen Leute in dieser Stadt auch Vorteile davon haben. Kümmern Sie sich darum und tun Sie nicht ununterbrochen hier Witze machen, denn so witzig ist das Ganze gar nicht. (Beifall bei der ÖVP.)

Also, meine sehr geehrten Damen und Herren, egal wie lustig die Grünen das auch finden mögen, wir werden das bei der nächsten Kammerwahl auch unseren Leuten sagen, das werden wir tun, jawohl, Herr Kenesei, das werden wir sehen. Wir fordern die Kombiparkscheibe, wir fordern das tatsächlich kostenlose SMS und wir fordern die Information für alle, die bereits jetzt SMS-User sind. Es gibt keine vernünftigen Argumente mehr gegen unsere Forderungen, hören Sie endlich auf, dem Bestemm einer Beamtenbürokratie Recht zu geben, die den Sinn der politischen Maßnahme, die Sie mitbeschlossen haben, eigentlich ins Gegenteil verkehrt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Margulies. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ja, wie sehr der ÖVP die kleinen Gewerbetreibenden am Herzen liegen, hat man bei der Senkung der Körperschaftssteuer gesehen, wo in Wirklichkeit die Aktiengesellschaften und die GesmbHs profitieren und die kleinen Gewerbetreibenden wieder einmal übergeblieben sind. Aber das ist Wirtschaftspolitik gegen Gewerbetreibende, von der ÖVP und der FPÖ gemeinsam betrieben. Das lehnen wir ab, soviel dazu. (GR Gerhard Pfeiffer: Aber geh!)

Und jetzt kommen wir zur Kurzparkscheibe, zur Pfeiffer´schen. Sehr geehrter Herr Pfeiffer, ich würde Ihnen mittlerweile sofort für die Kurzparkscheibe Recht geben. Aber angesichts dessen, (GR Gerhard Pfeiffer: Aber was!) und ich habe mich viel jetzt darüber unterhalten, und wir werden dem Antrag übrigens zustimmen, weil es die Möglichkeit bietet, im Finanzausschuss einmal über das ganze m-parking System zu reden. Ich habe mir die Mühe gemacht, mich in den letzten Tagen mit ein paar Kontrollorganen zu unterhalten, wie denn das m-parking funktioniert. Und zwar habe ich mich so unterhalten, dass ich mich zuerst einmal ein bisschen hingestellt habe und nur geschaut habe, und nachdem sie zwei Minuten vor demselben Auto stehen geblieben sind, habe ich mir gedacht, jetzt gehe ich doch hin und frage, ob das in der Regel so lange dauert, oder ob das kürzer geht, und so weiter. Spannende, verschiedene Antworten habe ich gekriegt, wirklich spannende Antworten. Die eine war ... (GR Kenesei: Nur in der Kurzparkzone?) Nein, rund ums Eck da herum, spannende Antworten: “Es hängt von der Zeit ab, wenn man sozusagen nachfragen tut.“ Dann ist gekommen, wenn man ein bisschen nachgefragt hat: “Na, manchmal geht es relativ flott.“ Bitte, was heißt, manchmal geht es relativ flott? “Na ja, wir kontrollieren schon viel weniger als früher, weil wir viel länger bei einem Auto stehen.“ Da habe ich mir gedacht, nun, wie lange dauert das, wie lange braucht denn das überhaupt, bis eine Antwort kommt: “Na, wenn es funktioniert, geht es innerhalb von fünf Sekunden.“ Und wie oft funktioniert es? “Na ja, hin und wieder schon, aber manchmal stehen wir zwei Minuten, drei Minuten, bis eine Antwort kommt.“ 

Und angesichts dieser Tatsachen, Herr Pfeiffer: Eine Parkuhr, ja. Aber dieses Netz dann noch mit gratis-zehn-Minuten Parkscheinabfragen zu belasten, das ist wirklich vollkommen absurd und es wird spätestens die Evaluierung des ersten Jahres m-parking System zeigen, wie viel an finanziellen Einbußen in Wirklichkeit die Stadt Wien hat, weil bei weitem weniger Kurzparkzonen ordnungsgemäß kontrolliert werden können, wie das vor Einführung des m-parking Systems war. Die Wahrscheinlichkeit, jetzt sozusagen ohne Parkschein erwischt zu werden, beträgt ungefähr die Hälfte dessen wie die Wahrscheinlichkeit früher. (GR Mag Helmut Kowarik: Na, schön wäre es!) Nun, Sie werden wahrscheinlich so oft erwischt, weil Sie so oft falsch parken. Und natürlich wird man hin und wieder erwischt, aber legen Sie einen Kurzparkschein hinein, dann kriegen Sie keinen Strafzettel. Das ist ja relativ einfach. Dennoch ist es so, (GR Mag Helmut Kowarik: Der Verkehr wird dadurch behindert!) und ich glaube, die Kollegen der Sozialdemokratie, wenn sie nachfragen bei den zuständigen Überwachungsorganen, werden noch ehrlicher Auskunft bekommen, dass das m-parking System Mängel von vorne bis hinten besitzt und keinesfalls eine ordnungsgemäße Überwachung sicherstellt. Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Mag Helmut Kowarik: Das ist wirklich Mehrgewinn!) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu einer zweiten Wortmeldung hat sich Herr GR Pfeiffer gemeldet. Seine Restredezeit beträgt sieben Minuten. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Genug wird es nicht sein, aber eine ganz kurze Replik. Ich mache es nicht so, wie Sie es im umgekehrten Fall machen würden, Herr Margulies, dass Sie mich wahrscheinlich lächerlich machen würden, aber Sie haben es ja überhaupt nicht verstanden. Für zehn Mi-nuten Kurzparken braucht er nicht abfragen, da braucht er nur den Anfangszeitpunkt mit der Uhr sehen, dass es nicht länger als zehn Minuten ist, denn für zehn Minuten Parken brauchen Sie im Grunde genommen ja gar keine Gebühr zu zahlen, also braucht er auch nicht abfragen, ob Sie es gemacht haben. Dort genügt der Schein, oder besser gesagt, die Scheibe, das reicht völlig. Da können wir das System, um die zehn Minuten abfragen, sogar in dem Fall erleichtern, denn es ist dann nicht notwendig, weil es nur darum geht, den Antritt der Parkzeit zu sehen und nichts anderes. Also, der braucht nicht nachfragen, der braucht nur dann nachfragen, wenn kein Zettel drinnen liegt, oder keine Parkscheibe. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Aber da liegt ja der Antrag!)
Ja selbstverständlich, es ist ja auch selbstverständlich weil ... (GR Dipl Ing Martin Margulies: Sie haben Ihren eigenen Antrag nicht verstanden!) Nein, hören Sie auf. Nein, Sie haben es nach wie vor nicht mitbekommen. Das Festhalten der Antrittszeit passiert nur mit der Parkscheibe (GR Dipl Ing Martin Margulies: Ja, die!) oder mit dem Zettel. Derzeit mit dem Zettel oder dem zehn Minuten Wählen. In Wahrheit soll es mit der Scheibe passieren wie es in der Straßenverkehrsordnung vorgesehen ist. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Genau!) Und dann brauchen sie zehn Minuten nicht mehr. Aber so lange das nicht ist, solange es noch den Schein gibt, ist das zehn Minuten besser kostenlos durchzuführen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf zart in Erinnerung rufen, was eigentlich Inhalt der Postnummer 46 ist, denn das kann ja jetzt ein bisschen in Vergessenheit geraten sein bei dieser Diskussion mit Anzeigen, et cetera. Da geht es nämlich um die Sachkreditgenehmigung für den Schwarzenbergplatz und die Straßen sollen sozusagen verbessert werden. Das ist auch in einer Wirtschaftlichkeitsbesprechung so dargelegt worden. Es geht hier auch um die gesicherten Querungen von Fußgängern, den Radverkehr und es geht vor allem um ein interessantes Projekt von Alfredo Arribas bezüglich der öffentlichen Beleuchtung. Ich möchte noch sagen, weil das, wie gesagt, nicht so klar aus den Wortmeldungen der Debattenredner herausgekommen ist, und wenn dann die Verkehrsbehinderung und die Lärmbelästigung dabei sind, wird sicherlich der Schwarzenbergplatz auch in dem richtigen Licht erscheinen. 

Und kurz zu dem Antrag noch, der von unserer Fraktion nicht angenommen wird. Haben Sie auch, Herr Kollege Pfeiffer, das vielleicht mit Herrn Präsidenten Nettig gesprochen, was er davon hält? Und immer wiederkehrende Anträge, ceterum censeo, werden ja dadurch um nichts besser. Das ist ein kleiner sidestep, wenn es als Berichterstatter gestattet ist. 

Also, wie gesagt, ich bitte um Zustimmung zur Postnummer 46 und um Ablehnung des Antrages. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist nun doch auch mit der ÖVP gegen die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Es gelangt nun der Beschlussantrag der ÖVP, GRe Pfeiffer, Gerstl und Aichinger betreffend Übernahme der Kosten für die SMS-Benachrichtigung im Zusammenhang mit m-parking zur Abstimmung. In formeller Hinsicht wurde die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister und den Gemeinderatsausschuss Finanzen, Wirtschaftspolitik und Stadtwerke verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist abgelehnt gegen die Stimmen von ÖVP und FPÖ. (GR Mag Helmut Kowarik zur SPÖ: Das hätte man doch können! – GR Christian Oxonitsch: Der Bürgermeister verhandelt doch nicht!)

Es gelangt nunmehr die Postnummer 50 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7608 im 22. Bezirk, KatG Kaisermühlen. 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist gegen die Stimmen der FPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7558 im 22. Bezirk, KatG Kagran. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Poststück zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist gegen die Stimmen der Grünen und der FPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 69 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7429 im 10. Bezirk, KatG Favoriten Oberlaaer-Stadt und Simmering. 

Es liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Akt zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist gegen die Stimmen der Grünen angenommen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 41 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für die Bezahlung von Belohnungen und Geldaushilfen. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Deutsch, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Genehmigung dieses Geschäftsstücks. 

Vorsitzende GR Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Lakatha. Ich erteile es ihr. 

GRin Ingrid Lakatha (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich melde mich deshalb zum Wort, weil wir der Sache selbst zustimmen. Wo wir nicht zustimmen, das ist die Art des Aktes. Also, wir sind dafür, dass selbstverständlich alle ihr Geld bekommen, nur für uns war es nicht nachvollziehbar, wie das Geld eigentlich zustande kommt. Es sind da die Telekommunikationsdienste, die Physikalisch-technische Prüfanstalt, Reisegebühren und aktivierungsfähige Rechte angeführt. Ich muss sagen, es hat auch in der Ausschusssitzung geheißen, man muss den Beamten vertrauen. Ich finde es richtig, aber Geldflüsse selber nachvollziehen zu können, finde ich wesentlich besser. Also, nur aus diesem Grund stimmen wir nicht zu. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GR Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann es jetzt relativ kurz machen. Es geht bei diesem Antrag im ersten Teil, der eigentlich in der Kompetenz des Ausschusses liegt, darum, dass es zum Rechnungsabschluss 2003 auf diversesten Verrechnungsansätzen zu Überschreitungen gekommen ist, die in Mehreinnahmen beziehungsweise in Minderausgaben bedeckt sind. 

Der zweite Teil, der jetzt hier zur Verhandlung gekommen ist, hier geht es um die Bezahlung von Belohnungen und Geldaushilfen, eine außerplanmäßige Ausgabe, wofür eine Ausgabenpost eröffnet wird. Im vergangenen Jahr sind Mehrausgaben von 192 000 EUR angelaufen. Ich ersuche nochmals um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, ich danke schön. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 41 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich, dies mit einem Zeichen mit der Hand kundzutun. – Das ist mehrstimmig ohne die Stimmen der ÖVP und FPÖ so geschehen. 

So, meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir kommen nun zur Dringlichen Anfrage der FPÖ. Und nachdem wir so massiv Gas gegeben haben, braucht der Herr Bürgermeister, ob wir wollen oder nicht, noch drei Minuten. 

Nachdem die FPÖ auf die Verlesung der Dringlichen verzichtet - ich danke schön -, darf ich jetzt ersuchen, dass wir für fünf Minuten eine Pause machen, dass der Herr Bürgermeister herkommen kann, nicht mit hängendster Zunge. Um fünf Minuten ist die Sitzung unterbrochen. 

(Unterbrechung der Sitzung um 14.58 Uhr.)

(Wiederaufnahme der unterbrochenen Sitzung: 15.00 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben es geschafft. Die 5 Minuten sind somit wieder um.

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Heinz-Christian Strache und Mag Hilmar Kabas eingebrachte, an den Herrn Bürgermeister gerichtete Dringliche Anfrage betreffend "Zukunft der Sofiensäle in Wien" vom Fragesteller mündlich begründet werde und danach eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Wir haben vereinbart, dass die Verlesung dieser Dringlichen Anfrage nicht zu erfolgen hat.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 eine Redezeit von 20 Minuten vor. Herr GR Strache, diese 20 Minuten stehen Ihnen für die Begründung zur Verfügung.

GR Heinz-Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die heute von uns eingebrachte Dringliche Anfrage zum Thema "Zukunft der Sofiensäle" halten wir für sehr, sehr notwendig, vor allen Dingen deshalb, um die vergangenen drei Jahre zu beleuchten, und vor allen Dingen auch deshalb, weil viele Fragen offen sind, die wir gerne geklärt hätten.

Wir haben alle in Erinnerung, dass, als im August 2001 der verheerende Brand der Sofiensäle stattgefunden hat, damals gleich, obwohl noch immer Glutnester vorhanden waren, von offizieller Seite mitgeteilt wurde, die Brandursache ist quasi klar auf dem Tisch liegend. Es handelt sich sozusagen um einen traurigen Umstand, der durch Flämmarbeiten zustande gekommen war. 

Wir haben damals schon immer wieder unsere Kritik zum Ausdruck gebracht, dass man so schnell zu so einem vorschnellen Urteil gekommen ist, und ich halte fest, dass ich mich bis heute nicht ganz des Eindrucks erwehren kann, dass, wie man im Volksmund sagt, die Sofiensäle eventuell auch "warm abgetragen" worden sind. 

Und wenn man weiß, dass in der Vergangenheit, während der letzten 20 Jahre, von Seiten der Eigentümer immer wieder Abbruchanträge gestellt worden sind, die selbstverständlich abgewiesen wurden, dann fragt man sich natürlich auch: Cui bono? Wem hat der ganze Brand genützt? Dazu muss man festhalten, dass die Eigentümer nach dem Brand auf Grund der schnellen Darstellung über die Brandursache von der Versicherung auch sehr schnell – man munkelt – über 100 Millionen S an Versicherungsgeldern erhalten haben. 

Wenn wir uns dann die weitere Entwicklung ansehen, so sind ja auch Zeugen an uns herangetreten, die durchwegs andere Ereignisse persönlich wahrgenommen haben, die in Richtung Brandstiftung gehen. Wir haben damals diese Zeugen auch der Staatsanwaltschaft mitgeteilt, die Staatsanwaltschaft hat es leider nicht der Mühe wert gefunden, die Zeugen einzuvernehmen. Wir haben dann eine Aufsichtsbeschwerde an die Staatsanwaltschaft weitergereicht. Unsere Aufsichtsbeschwerde an die Staatsanwaltschaft hat dazu geführt, dass der Rechtsstaat gewahrt wurde und diese drei Zeugen jetzt beim aktuellen Prozess auch einvernommen worden sind und einvernommen werden und sicherlich zur Aufklärung der Ursache beitragen werden.

Faktum ist, dass am 16. April 2002 vom Bundesdenkmalamt eine Entscheidung getroffen wurde, dass die Überreste der abgebrannten Sofiensäle, die sich in einem sehr, sehr guten Zustand befinden, weiterhin unter Denkmalschutz zu stellen sind, nämlich der Saal, das Foyer und die Fassade. 

Faktum ist, dass dann in weiterer Folge festgehalten wurde, dass der Eigentümer, nämlich die Sofiensäle AG, dafür Sorge zu tragen hat, dort eine geeignete Schutzabdeckung anzubringen, damit es eben nicht auf Grund der Witterungsverhältnisse im Winter dazu kommt, dass dort weiterhin Schaden entsteht, was Schimmelbildung et cetera betrifft.

Wenn wir also jetzt diesen Zeitlauf hernehmen, so müssen wir festhalten, dass es, rechtlich gesehen, bereits am 11. November 2002, nämlich spätestens zu diesem Zeitpunkt, keine Berufungsmöglichkeit mehr gegen diesen Bescheid gegeben hatte und die Sofiensäle AG, rechtlich gesehen, verpflichtet gewesen wäre, diese Schutzabdeckung anzubringen, um, wie es im Bescheid steht – ich zitiere – "gegen Eindringung von Niederschlagswasser wirksam und dauerhaft zu schützen". Das sollte innerhalb von acht Wochen geschehen, das ist nicht passiert. 

Ich sage jetzt ganz bewusst, dass die Stadt spätestens zu diesem Zeitpunkt, spätestens im November 2002, ihre Verantwortung gehabt hätte, hier wegen Gefahr im Verzug eine Ersatzvornahme durchzuführen und zu erzwingen. Spätestens nach acht Wochen, nach Ablauf der Frist am 11. November 2002, hätte die Stadt Wien selbst Mittel zur Ersatzvornahme ergreifen sollen, hätte eine Firma beauftragen sollen, die diese Sicherungsmaßnahmen umgesetzt hätte und hätte dann die entstehenden Kosten dem Eigentümer in Rechnung stellen müssen.

Dass das rechtlich von unserer Seite richtig gesehen wird, bestätigt ja auch die Rechtsabteilung des Magistrats, und ich finde es schade, dass man sich, wenn so eine Dringliche Anfrage eingebracht wird, von Seiten der sozialdemokratischen Fraktion, die ja die Absolute in diesem Haus hat, nicht ernsthaft damit beschäftigt, sondern eigentlich keine Konzentration an den Tag legt und damit zeigt, welche Wertigkeit die Sofiensäle für Sie haben, die Sofiensäle, über die Sie selbst und der Herr Bürgermeister gesagt haben, dass sie höchsten Wert haben und es höchstes Interesse daran gibt, dass ein Wiederaufbau bewerkstelligt wird. 

Dieses höchste Interesse kann ich nicht erkennen, und es ist ein Armutszeugnis für die Stadt, dass man drei Jahre nach dem Brand nicht dafür Sorge getragen hat, dass ein weiterer Verfall durch die Witterung hintangehalten wird. Dieses Armutszeugnis liegt auf dem Tisch. Das ist nicht wegzureden und nicht wegzudiskutieren, auch wenn der Herr GR Woller in einem Pressedienst da eine andere Meinung vertritt.

Ich möchte daher ganz kurz auf den GR Woller und auf seinen Pressedienst eingehen. Sie schreiben, dass die Durchführung der Sicherheitsmaßnahmen natürlich zuallererst der Eigentümer zu treffen hat. Vollkommen richtig, da sind wir d'accord. Aber er hat sie nicht getroffen. Obwohl er mehrmals aufgefordert worden ist, obwohl es einen rechtlichen Bescheid gibt, obwohl es keine Berufungsmöglichkeit mehr gab, ist er dem nicht nachgekommen. Und da sind wir genau beim Punkt. Jetzt, nämlich, mit dem 11. November 2002, kommt die Verantwortung der Stadt. Jetzt wäre es Ihre Verantwortung gewesen, als Stadtregierungspartei – als Stadtregierungspartei, die mit absoluter Macht ausgestattet, letztlich auch alle Möglichkeiten hat – hier einzuschreiten und die Ersatzvornahme durchzusetzen. Das ist nicht passiert. 

Ich muss Ihnen einfach widersprechen, wenn Sie hier sagen, dass die Kosten für die Arbeiten natürlich der Eigentümer aufzubringen und letztlich auch zu übernehmen hat. Aber das ist ja gewährleistet, denn es sagt ja auch die eigene Rechtsabteilung im Magistrat, dass wenn man die Ersatzvornahme von Seiten der Stadt vornimmt, dann natürlich rechtlich die Kosten beim Eigentümer einzuklagen sind. Das ist ja feststehend. Das hätte schon lange passieren müssen. Wir wären heute schon in einer Situation, hätte man damals, nämlich nach der 8-Wochen-Frist ab dem 11. November 2002, von Seiten der Stadt rechtzeitig gehandelt, hätten wir heute den Bereich vor der Witterung geschützt, und Sie hätten auch das Geld, das Sie vorgestreckt hätten, über den Rechtsweg schon längst vom Eigentümer zurückerhalten.

Deshalb ist es einfach nicht richtig, dass Sie rechtzeitig tätig geworden sind, wenn Sie erst jetzt tätig werden. Da sind Sie säumig gewesen, bis heute säumig gewesen und haben im diesem Bereich leider Gottes monatelang, über ein Jahr hinweg letztlich nicht gehandelt, falsch gehandelt und versagt.

Wenn ich hingegen das Beispiel Ronacher hernehme, so war es beim Ronacher auch möglich, dass die Stadt Wien Geld in die Hand genommen hat. Damals als die Renovierungsphase in Angriff genommen wurde, hat man 100 Millionen S... (GR Ernst Woller: Aber das hier ist ja privatrechtlich!) Ja, aber man kann, wenn man wirklich ein Interesse hat, ein Kulturgut, eine Kulturinstitution zu erhalten – und ich glaube, da sind wir einer Meinung, dass die Sofiensäle das sind –, sicherlich vertraglich festlegen, allfällige Weiternutzungsrechte, was den Saal betrifft, an sich zu binden. Man kann, wenn man wirklich ein ernsthaftes Interesse hat – und das hat der Herr Bürgermeister ja geäußert –, zielorientiert weitere Verwendungszwecke in der Zukunft vertraglich absichern. (GR Ernst Woller: Nein!) 

Ich denke, wenn das Interesse vorliegt, dann sollte die Stadt Wien auch hier mit Subventionen tätig werden, mit Subventionen hilfreich zur Seite stehen für eine Zukunftskonstruktion, damit der Saal auch wirklich wieder revitalisiert werden kann. Wir haben ja Summen, die Experten berechnet haben. Also man würde – ich bin noch immer in der Schillingrechnung – mit 300 Milli-onen S auf alle Fälle durchkommen. Wenn man sich die aktuelle Subvention für das Ronacher in der Höhe von 30, 40 Millionen EUR ansieht, dann liegen wir da weit über dieser Summe. Mit dieser Summe könnte man wahrscheinlich sogar auch schon Teile eines neuen Anbaus für die Sofiensäle mitfinanzieren. So weit wollen wir ja gar nicht gehen, uns geht es nur um den Saal. Und da könnte sich die Stadt Wien Rechte sichern. 

Uns sind die Sofiensäle einfach wirklich wichtig, und deshalb wollen wir heute schon auch die Versäumnisse hier beleuchten. Es sind nicht nur persönliche Motivationen, die ich hier habe – wir haben das Thema ja das letzte Mal und in der Vergangenheit immer wieder behandelt –, nicht nur deshalb, weil ich Landstraßer bin, liegt es mir natürlich besonders am Herzen, dass es eine Wiedererrichtung des Saales in einem neuen Projekt gibt, nicht nur deshalb, weil ich dort meine Gattin kennen gelernt habe, sondern deshalb, weil die Sofiensäle eben wirklich eine Institution darstellen. Ich glaube, diese Wichtigkeit sollten wir wirklich alle erkennen und gemeinsam dazu beitragen, endlich wirklich eine Zukunftslösung zu finden und herbeizuführen.

Zudem mussten wir vor kurzem auch noch feststellen, dass Unbefugte das Areal in der Marxergasse 17 betreten haben, dass sie in den Dachboden steigen und dort in aller Ruhe große Löcher, große Vierecke in den Dachbereich hineinschneiden konnten. Wochenlang gibt es jetzt schon diese hineingeschnittenen Löcher, die natürlich dafür Sorge tragen, dass durch die Witterung, durch den Regen, durch den Schneefall in der Zwischenzeit auch – beweisbar und nachvollziehbar – die gut erhaltenen Überreste der Fassadenbereiche schon mit Schimmel besetzt sind. Das ist nachvollziehbar, und man wundert sich, warum seit damals, nämlich seit Wochen, dieser Zustand nicht behoben werden konnte, man wundert sich, dass trotz Kontrollen so etwas stattfinden konnte und bis heute nicht behoben wurde. 

Also der Holzwurm hat mich Sicherheit nicht zugeschlagen, der hat nicht diese Vierecke in das Dach hineingefressen, und man fragt sich natürlich auch hier: Cui bono? Wem nützt das Ganze? Wer hat ein tiefgreifendes Interesse? Und wir wissen auch, dass erst vor kurzem der Eigentümer, die Sofiensäle AG, wieder einmal einen Abbruchbescheid gestellt hat, der zum x-ten Mal abwiesen wurde. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Einen Abbruchbescheid hat er gestellt?) Einen Abbruchantrag. Entschuldigung! Danke für die Richtigstellung. Dass er einen Abbruchantrag gestellt hat, der zum x-ten Mal abgewiesen wurde. 

Also zum einen halten sich die Eigentümer, die Sofiensäle AG, nicht an die gesetzlichen Vorgaben, endlich die Sicherheitsverhüllung ausreichend vorzunehmen, zum anderen wollen sie das, obwohl sie keine gesetzlichen Berufungsmöglichkeiten mehr gehabt haben, auch nicht zur Kenntnis nehmen. Sie haben immer wieder weiterhin Abbruchanträge gestellt, obwohl diese Anträge in Wirklichkeit ja auch rechtlich widersinnig sind, wenn ein Denkmalschutz aufrechterhalten bleibt. Das zeigt schon, was für ein mieses Spiel hier mit uns gespielt wird und dass wir alle an der Nase herumgeführt werden. Und irgendwie muss ich schon den Vorwurf an die Stadtverantwortlichen richten, dass sie sich seit drei Jahren auch an der Nase herumführen und papierln lassen. Diesen Vorwurf – da kann ich Ihnen nicht helfen –, den muss ich Ihnen einfach machen, nämlich den Vorwurf, dass Sie durch Ihre Untätigkeit in meinen Augen natürlich auch eine gewisse Mittäterschaft für die weitere Zerstörung der Sofiensäle haben, denn Sie hätten – ich habe es vorher eingehend beleuchtet – alle Möglichkeiten gehabt, den Eigentümer zu zwingen, das vorzunehmen, und wenn er selbst nicht bereit ist dazu – wie wir ja wissen, ist das seit Jahren der Fall –, dieses selbst sicherzustellen und dann in Rechnung zu stellen. 

So gesehen ist das traurige Kapital Sofiensäle ein Kapitel, von dem ich den Eindruck habe, dass das Interesse, eine Wiedererrichtung natürlich als oberstes Ziel in Angriff zu nehmen, zwar von Ihnen immer wieder bekundet wurde, dass das aber überhaupt nicht den Tatsachen entspricht, weil es nämlich eine Untätigkeit gibt in dieser Frage. Ich habe vielmehr den Eindruck, dass man hier weitere Fakten schaffen will, damit man am Ende des Tages dann sagen kann: Es tut uns Leid, die ursprünglich eigentlich gut erhaltenen Überreste, die Fassadenteile, die Foyerbereiche, sind heute aufgrund der Witterungseinflüsse schon so nachhaltig feucht, schimmlig und beschädigt, dass es gar keinen Sinn mehr macht, eine Wiedererrichtung, eine Revitalisierung des Saales in Angriff zu nehmen. 

Also wenn so eine Argumentation jemals an den Tag gelegt werden sollte, dann sind Sie von der Mittäterschaft nicht loszusprechen, dann haben Sie die Situation letztlich auch mitverursacht. Deshalb sind wir auch hier so beharrlich dahinter wie in vielen anderen Bereichen der Stadt Wien, wo wir leider erkennen mussten, dass der Denkmal- und Kulturschutz offensichtlich keine große Bedeutung hat und nicht wirklich gelebt wird. Deshalb ist es wichtig, dass man Sie als Hauptverantwortliche hier auch beharrlich zwingt beziehungsweise Ihre Verantwortung einmahnt, damit Sie auch wirklich dieser Verpflichtung nachkommen und dafür Sorge tragen, dass wir eine zukünftige Wiedererrichtung der Sofiensäle erleben können und nicht wieder eine traurige Schmierenkomödie wie in vielen anderen Bereichen wie zum Beispiel bei der Meierei, dem Schlachthof St Marx, der Weltkulturerbediskussion oder bei anderen Bereichen wie Dachbodenausbauten et cetera. 

Ich denke, das Thema ist sehr, sehr ernst und wichtig, und ich bin guter Dinge, dass der Herr Bürgermeister heute die Vorwürfe so gut wie möglich entkräften wird, uns eines Besseren belehren wird und darstellen wird, dass er doch alles getan hat, was in seinen rechtlichen Möglichkeiten stand. Zum jetzigen Zeitpunkt sind wir allerdings anderer Meinung und deshalb heute auch diese durchaus harte Kritik. Wir sind sehr gespannt darauf, wie unsere Fragen heute beantwortet werden, inwieweit auch offene Fragen hier zufriedenstellend beantwortet werden können. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr Bürgermeister zu Wort gemeldet. – Bitte.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich bin mir zwar nicht ganz so sicher, ob Sie angesichts der heute Mittag begonnenen neuen Diskussion zur Präsidentschaftsfrage in der Tat meine Beantwortung interessiert, aber da in der gegenständlichen Dringlichen Anfrage der Vorwurf, untätig geblieben zu sein, nicht nur gegenüber der Eigentümerin, sondern vor allem auch gegenüber der Stadt Wien erhoben wird, möchte ich doch vor der Beantwortung der Fragen Grundsätzliches, das auch für das Detail maßgeblich ist, festhalten. 

Eigentümer der aufgrund des Brandes am 16. August 2001 relativ stark zerstörten Sofiensäle ist nicht die Stadt Wien, sondern die Sofiensäle AG. An dieser ist weder die Stadt Wien noch ihr nahestehende juristische oder natürliche Personen beteiligt. Diese private Aktiengesellschaft hat die Verpflichtung, die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes, einem Bundesgesetz, einzuhalten. 

Erst wenn gegen die Denkmalschutzbestimmungen verstoßen wird, kann die Behörde im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und unter Einhaltung der rechtsstaatlich geregelten Verfahrensabläufe und Rahmenbedingungen tätig werden und in die Eigentumsrechte der privaten Gesellschaft eingreifen. Ich kann daher mit bestem Willen nicht erkennen, wo hier die Stadt Wien im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde tätig wird. Nur auf ein solches Tätigwerden im eigenen Wirkungsbereich dürfte sich eigentlich ihre Dringliche Anfrage beziehen. 

Ich will daher auch mitteilen, dass die Dienststellen der Stadt Wien im Auftrag und in Kooperation mit dem Bundesdenkmalamt ihre gesetzlichen Aufgaben erfüllt haben. Das können Sie an der folgenden Darstellung der bisher gesetzten Maßnahmen erkennen. 

Bereits am 28. August 2001, also kurze Zeit nach dem Brand der Sofiensäle, wurden durch die Baubehörden per Bescheid Sicherungs- und Abtragungsmaßnahmen vorgeschrieben. Dieses wurden in Folge auch durchgeführt. Mit Schreiben vom 22. Jänner 2002 bestätigte das Bundesdenkmalamt, dass ein entsprechender Witterungsschutz im Sinne des Bundesdenkmalamtes vom Eigentümer hergestellt wurde. Der Witterungsschutz bestand aus einem vor den Saalwänden aufgestellten Gerüst, das außen zweifach verhängt wurde, damit kein Schnee auf das Gerüst und die dahinterliegenden Architekturteile geweht werden kann. Die obere Abdeckung erfolgte mittels Planen, die am noch vorhandenen Blechdach fixiert wurden, sodass auch von oben keine Feuchtigkeit eindringen kann. Das Bundesdenkmalamt teilte abschließend mit – ich zitiere: "Der bestehende Witterungsschutz der historischen Bauteile hat bisher seine Schutzfunktion gegenüber Schnee- und Windangriffen erfüllt, was auch von Seiten der Versuchs- und Forschungsanstalt der Technischen Universität bestätigt wurde."

Am 8. November 2002 fand auf Antrag des Bundesdenkmalamtes ein Lokalaugenschein statt, bei dem festgestellt wurde, dass die Plastikplanen teilweise zerrissen, löchrig oder überhaupt nicht mehr vorhanden waren. Auf Antrag des Bundesdenkmalamtes wurden daher vom Magistratischen Bezirksamt für den 3. Bezirk der Liegenschaftseigentümerin neuerlich Sicherungsmaßnahmen aufgetragen. Gegen diesen Bescheid wurde seitens der Sofiensäle AG berufen. Von der Berufungsbehörde, dem Amt der Wiener Landesregierung, Magistratsabteilung 64 in mittelbarer Bundesverwaltung, wurde mit Bescheid vom 2. Mai 2003 der Liegenschaftseigentümerin aufgetragen, die denkmalgeschützten Bauteile durch folgende Maßnahmen binnen einer Frist von acht Wochen nach Zustellung des Bescheides zu sichern: „Die bestehenden Mauerkronen, Mauerhäupter und Mauerfluchten des ehemaligen großen Saals der Sofiensäle sind mittels einer wetterfesten Dach- und Wandkonstruktion aus Holz einzuhausen. Die saalseitige Mauersohle ist bis zum Rand des Schwimmbeckens mittels einer flugdachartigen Konstruktion niederschlagsdicht abzudecken. Bei der Ausführung dieser Konstruktion ist eine ausreichende Belüftung der denkmalgeschützten Bauteile sowie eine schadlose Ableitung von Niederschlagswässern sicherzustellen.“ 

Gegen diesen Bescheid wurde neuerlich von der Sofiensäle AG Berufung eingelegt.

Mit dem Bescheid des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur vom 3. Dezember 2003 wurde der Berufung keine Folge gegeben und der angefochtene Bescheid vollinhaltlich bestätigt. Mit der Zustellung des Bescheides des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur – diese ist laut Auskunft des Ministeriums gegenüber dem Rechtsvertreter der Sofiensäle AG am 17. Dezember 2003 erfolgt – ist der erteilte Auftrag, die Sicherungsmaßnahmen binnen acht Wochen durchzuführen, in Rechtskraft erwachsen und somit vollstreckbar. 

Neben dem Verfahren zur Auftragung von Sicherheitsmaßnahmen hat bekanntlich ein weiteres Verfahren stattgefunden, nämlich der Antrag der Sofiensäle AG beim Bundesdenkmalamt um Bewilligung zur Zerstörung der unter Denkmalschutz verbliebenen Teile. Dieser Antrag wurde schließlich vom Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur mit Bescheid vom 31. Oktober 2003 abgewiesen. 

Werden somit die aufgetragenen Sicherungsmaßnahmen gar nicht, nicht vollständig oder nicht innerhalb der gesetzten Frist durchgeführt, können die aufgetragenen Arbeiten im Wege der Ersatzvornahme durchgeführt werden. Die Vollstreckungsbehörde hat dem Verpflichteten zunächst die Ersatzvornahme anzudrohen. Damit hat sie dem Verpflichteten eine angemessene Leistungsfrist zu setzen, die so bemessen ist, dass der Verpflichtete die betreffende Leistung selbst erbringen kann. Erbringt der Verpflichtete die Leistung innerhalb der ihm gesetzten Frist nicht oder nicht vollständig, ist die Ersatzvornahme durch Vollstreckungsverfügung anzuordnen. 

In der von der Berufungsentscheidung des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur vom 3. Dezember 2003 bestätigten achtwöchigen Durchführungsfrist für die Sicherungsmaßnahmen wurden die aufgetragenen Maßnahmen von der Sofiensäle AG nicht gesetzt. Daher wurde mit Schreiben vom 19. Februar 2004 durch den Magistrat der Stadt Wien die Androhung der Ersatzvornahme vorgenommen. Darin wird mitgeteilt, dass die Sicherungsarbeiten auf Gefahr und Kosten der Sofiensäle AG ersatzweise vorgenommen werden, wenn nicht binnen acht Wochen die Arbeiten begonnen, ununterbrochen fortgesetzt und abgeschlossen werden. 

Schon parallel zu dieser Frist werden beziehungsweise wurden die notwendigen vorbereitenden Schritte für die Durchführung einer Ersatzvornahme gesetzt, nämlich eine detaillierte Planung der durchzuführenden Maßnahmen, eine Kostenschätzung sowie die notwendigen Vergabemodalitäten. Eine Kostenschätzung der Liegenschaftseigentümerin für die Sicherungsarbeiten geht von rund 2 Millionen EUR aus, eine andere Kostenschätzung von rund 1,2 Millionen EUR. In beiden Fällen handelt es sich jedenfalls um Beträge, die ein besonders sorgfältiges Vorgehen geboten erscheinen lassen, zumal die Hereinbringung der Kosten, die zunächst aus Wiener Steuermitteln getragen werden müssen, nicht ganz einfach sein wird. 

Wie aus dem Grundbuch ersichtlich ist, hat die Eigentümerin nämlich erst kürzlich eine Rangordnung für die Veräußerung bis 7. Jänner 2005 eintragen lassen. Zudem ist auf der Liegenschaft ein Pfandrecht zugunsten einer privaten Aktiengesellschaft im Höchstbetrag von 9,5 Millionen EUR eingetragen.

Hinsichtlich der quadratischen Öffnungen im Dach, die offenbar in den Holzdachstuhl gesägt wurden, hat das Bundesdenkmalamt mit Schreiben vom 24. Februar 2004 beim Magistratischen Bezirksamt für den 3. Bezirk um entsprechende Maßnahmen zur Abwendung der Schäden für die Sofiensäle ersucht. Eine rasch erfolgte Begutachtung, die gemeinsam mit einem Vertreter des Bundesdenkmalamtes erfolgte, ergab zwar, dass keine Gefahr in Verzug besteht, aber dennoch Sicherungsmaßnahmen vorzunehmen sind. Diese werden dem Liegenschaftseigentümer durch das Magistratische Bezirksamt für den 3. Bezirk aufgetragen. 

Aus dieser ausführlichen Darstellung ist erkennbar, dass die zuständigen Dienststellen alle notwendigen und möglichen Maßnahmen ergriffen haben und dass dies im laufenden Kontakt und in Abstimmung mit dem Bundesdenkmalamt erfolgt ist, dass hingegen die Sofiensäle AG als Eigentümerin der Liegenschaft wirklichen guten Willen an der Erhaltung des kulturhistorisch bedeutenden Denkmals vermissen lässt.

Nunmehr zu den einzelnen Fragen. 

Zu den Punkten 1 bis 5: Ich denke, diese mit dieser ausführlichen Einleitung bereits beantwortet zu haben. 

Zu den Punkten 6 bis 11: Was die Frage nach einer Strafe nach dem Denkmalschutzgesetz betrifft, so ist dazu festzuhalten, dass nach Auskunft der zuständigen Magistratsdienststelle, des Bundesdenkmalamtes und des Bundesministeriums für Bildung, Wissenschaft und Kultur das Ergreifen von Rechtsmitteln gegen einen Bescheid keine vorsätzliche Verhinderung oder Erschwerung der angeordneten Maßnahmen darstellt und eine Bestrafung daher auch nicht möglich gewesen wäre.

Zu Punkt 12 darf ich ebenfalls auf meine Einleitung verweisen. 

Zu den Punkten 13 bis 15: Wie aus der Einleitung ersichtlich ist, hat es immer wieder Kontakte zwischen den Behörden und dem Eigentümervertreter gegeben, wobei erkennbar war und ist, dass der Eigentümervertreter offenbar nicht gewillt ist, Maßnahmen zum Schutz der denkmalgeschützten Bauteile zu treffen. 

Zu den Punkten 16 und 17: Wie bereits aus der Beantwortung der vorangegangenen Fragen und der Einleitung hervorgeht, hat die Stadt Wien alle rechtlichen Möglichkeiten ausgeschöpft, um einen Schutz der verbleibenden Teile dieses historisch und kulturell wertvollen Bauwerkes zu gewährleisten. Da inzwischen auch schon ein sehr weitgehendes Vollstreckungsmittel, nämlich die Ersatzvornahme, angedroht wurde, kann keine Rede von Sanktionslosigkeit sein. 

Zu den Punkten 18 und 21: Wenn Sie, sehr geehrter Herr Gemeinderat, der Presse entnommen haben, dass ein privater Investor den Wiederaufbau der Sofiensäle plant, so wäre es zweifelsfrei vernünftig, den Autor dieses betreffenden Artikels nach näheren Informationen zu befragen. Ich darf aber hinzufügen: Selbst wenn mir ein solcher Investor bekannt wäre, so würde ich ihn heute und hier nicht nennen. Das gemeinderätliche Anfragerecht ist nun wirklich nicht dazu da, die wirtschaftlichen Strategien von im Wettbewerb befindlichen Unternehmen offen zu legen. 

Zu Punkt 22: Hinsichtlich der weiteren Vorgangsweise der Stadt Wien haben allfällige Erkenntnisse eines Sachverständigengutachtens keine Auswirkungen, da die Stadt Wien keine Kompetenzen im gerichtlichen Strafverfahren hat. 

Zu den Punkten 23 und 24: Was den Beitrag der Stadt zur Sanierung der Sofiensäle betrifft, so ist darauf hinzuweisen, dass die Kosten der Ersatzvornahme von der Stadt Wien vorgestreckt werden. Wie schon vor-
her erwähnt, ergibt eine Schätzung Kosten in der Höhe 
von rund 2 Millionen EUR, eine andere von 1,2 Milli-onen EUR. Diese Kosten müssten nach Durchführung der Ersatzvornahme nachträglich von der Liegenschaftseigentümerin eingebracht werden. 

Daneben besteht auch nach dem Denkmalschutzgesetz ein Denkmalfonds, der eingerichtet wurde, um die Sicherung von Denkmälern zu finanzieren. Die Vergabe der Mittel erfolgt durch das Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur. 

Eine Förderung aus den Mitteln des Wiener Altstadterhaltungsfonds erscheint für den Fall des Wiederaufbaus in der Tat denkbar. Der Vergleich mit dem Ronacher ist allerdings unzutreffend, da in diesem Fall finanzielle Mittel investiert werden, um das Theater musicaltauglich zu machen, und das Ronacher überdies von einer Gesellschaft im Eigentum der Stadt Wien bespielt wird, während die Sofiensäle ausschließlich im privaten Eigentum stehen.

Zu den Punkten 25 bis 27: Die MA 37, Baupolizei, hat sich seinerzeit bereit erklärt, das Bundesdenkmalamt bei der Überwachung des Bauzustandes der Sofiensäle zu unterstützen. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der MA 37 sind daher angewiesen, im Rahmen dieses Außendienstes die Situation im Auge zu behalten. Die MA 37 hat von den beiden nunmehr in Rede stehenden, vom Straßenraum her nicht wahrnehmbaren Öffnungen im Dachbereich erst durch die Medien erfahren. Die Bürgerinitiative oder die Anrainer verständigten die MA 37 nicht. Die Arbeiten wurden offensichtlich derart durchgeführt, dass sie nicht sofort zu bemerken waren. Die Überwachung durch die MA 37 kann nur stichprobenartig erfolgen, da eine Überwachung rund um die Uhr von der Baupolizei niemals durchgeführt werden könnte. Gleiches sollte sinnvollerweise auch nicht von der Bundespolizei verlangt werden.

Nach den mir vorliegenden Informationen ist eine Anzeige an die Staatsanwaltschaft erfolgt. Weiters wird seitens des Magistratischen Bezirksamtes für den 3. Bezirk ein Bescheid zur Abwendung von Gefahren nach dem Denkmalschutz ergehen.

Zu Punkt 28: Ich darf Ihnen mitteilen, dass ein hohes Interesse der Stadt Wien an der Umsetzung eines Projektes besteht, das die denkmalgeschützten Bereiche der Sofiensäle mit einbezieht. Diesbezüglich darf ich auch auf den Beschluss des Gemeinderates der Stadt Wien vom 29. Mai 2002 hinweisen, in dem über das Gebiet, in dem die Sofiensäle gelegen sind, die zeitlich begrenzte Bausperre verhängt wurde. Motiv für diese Maßnahme war vor allem die Herbeiführung eines den zeitgemäßen Vorstellungen entsprechenden örtlichen Stadtbildes und die Gewährleistung des Bestandes von Gebieten, die wegen ihres örtlichen Stadtbildes in ihrem äußeren Erscheinungsbild erhaltungswürdig sind. Damit hat der Gemeinderat der Stadt Wien auch zur Frage der Erhaltungswürdigkeit der Sofiensäle eine klare Aussage getroffen. 

Abschließend darf ich nochmals betonen, dass seitens der Stadt Wien die möglichen Maßnahmen getroffen wurden und daher der Vorwurf der Untätigkeit nicht gegenüber der Stadt Wien beziehungsweise deren Dienststellen, sondern gegenüber der Liegenschaftseigentümerin angebracht ist.

Weil ich nicht genau weiß, Herr Gemeinderat, ob wir uns noch sehen, darf ich Ihnen für den Landesparteitag am kommenden Samstag alles Gute wünschen. (Beifall bei der SPÖ. – Heiterkeit bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich eröffne somit die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Gesamtdauer mit 180 Minuten beschränkt ist.

Herr StR Herzog, Sie starten.

StR Johann Herzog: Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Bürgermeister!

Wir danken für die Beantwortung, wiewohl wir feststellen müssen, dass der Vorwurf der Untätigkeit nicht von der Stadt Wien zu nehmen ist. Ich glaube vielmehr, es ist bewiesen worden, dass er aufrechtzuerhalten ist. Denn was Sie gemacht haben, ist das Flüchten in einen Zuständigkeitsdschungel, der von Ihnen hier aufbereitet wurde, der aber am Grundproblem der Situation nichts geändert hat. 

Wir haben die Situation, dass der Brand im Jahr 2001 stattgefunden hat, dass die Stadt Wien natürlich Möglichkeiten gehabt hätte, hier mit Sicherungsmaßnahmen tätig zu werden, dass diese Sicherungsmaßnahmen aber entweder nicht durchgeführt wurden oder nur so zögerlich in Gang gesetzt wurden oder so unzureichend gemacht wurden, dass sie den Erfolg, nämlich die Erhaltung der Sofiensäle im Zustand des Jahres 2001 auch nach dem Brand, in keiner Weise herbeiführen konnten.

Der Versuch, sich immer wieder auf die Eigentümer auszureden, ist allein nicht haltbar. Natürlich wissen wir, dass die Eigentümer an einem Abriss interessiert sind und an sonst nichts. Sie möchten das Grundstück verwerten. Dessen ungeachtet gibt es drei Instanzen, drei Institutionen, die hier ein Gesamtbild zu entwerfen hätten. Das ist einerseits das Bundesdenkmalamt, das ist andererseits die Stadt Wien, und das sind natürlich die Eigentümer. Da gibt es unterschiedliche Interessen. Das Bundesdenkmalamt hat sich durch deutliche Zögerlichkeit ausgezeichnet, und die Stadt Wien hat die Dinge treiben lassen und dem Verfall der ganzen Anlage zugesehen – trotz Gefahr in Verzug und trotz der Möglichkeiten, hier mit Sicherungsmaßnahmen und sonst nichts einzugreifen. 

Es geht bei der Debatte heute nicht darum, dass wir ein Finanzkonzept entwerfen, es geht bei der Debatte nicht darum, dass wir überlegen, woher das Geld kommen könnte, um eine Renovierung, eine Instandsetzung der Sofiensäle vorzunehmen oder auch neue Investoren zu gewinnen, es geht darum, dass seit drei Jahren ein wertvolles Gebäude dieser Stadt verfällt – unter den Augen des Bürgermeisters, unter den Augen der Mehrheit, unter den Augen des Bundesdenkmalamtes – und dass die Dinge so laufen, dass wenn es so weitergeht, der Eigentümer ganz von selbst in den Genuss eines Grundstückes kommen wird, ohne dass ihn irgendeiner Form – Maßnahmen hin oder her – eine Lösung gefunden werden wird. 

Was hilft eine Bausperre, wenn ein Gebäude in ein, zwei Jahren so dasteht, dass es letzten Endes, wenn man mit dem Finger antippt, sozusagen in sich zusammenstürzt? Wo sind die Sicherungsmaßnahmen seit dem Jahr 2001 geblieben?

Herr Bürgermeister! Sie brauchen sich eigentlich nur ein Foto nach dem Brand 2001 anzuschauen, von mir aus auch noch 2002, und das vergleichen mit dem, was heute übriggeblieben ist. Es ist, glaube ich, fünf vor zwölf. Vielleicht gibt es noch die Möglichkeit, hier rettend einzugreifen, aber die Frist ist wirklich eng. Die Ersatzvornahmen, die Sie jetzt angekündigt haben, in Ehren, aber wenn da nicht sofort etwas geschieht und wieder monate- und jahrelange Verzögerungen eintreten, dann ist praktisch letzten Endes hier in Tateinheit mit den Eigentümern und mit dem zögerlichen Bundesdenkmalamt die Vernichtung der Sofiensäle erfolgt.

Ich glaube auch, sagen zu müssen, dass letzten Endes vieles geschehen ist, was Sie nicht erklärt haben, nämlich Zeitverzögerung sondergleichen zwischen Bescheiderlassung und allfälligen nachstoßenden Maßnahmen und sonstigen Handlungen. Die Erklärung, warum nicht die Höchstsumme von 50 800 EUR als Strafe festgesetzt wurde, haben Sie auch unterlassen, und ich weiß nicht, was noch passieren muss an Verschleppung, dass eine solche Maßnahme gesetzt werden könnte. 

Schauen Sie sich doch an, was ein Normalbürger, der ein denkmalgeschütztes Haus oder ein Haus in einer Schutzzone hat, an Auflagen der Stadt Wien vorgeschrieben bekommt und in welcher Schnelligkeit er die Dinge erledigen muss. Die Sanftmut und Langmütigkeit der Gemeinde mit der Sofiensäle AG scheint darauf hinzuweisen, dass da irgendwo eine Baulobby ihre Macht hat und dass sich der auch der Bürgermeister unterwirft. Warum das so ist, werden Sie selbst beantworten müssen.

Ich glaube, wir haben eine Reihe von Fragen, die Sie leider dann letzten Endes sehr summarisch beantwortet haben. Wir haben Bescheide, den Antrag des Bundesdenkmalamtes, wo im August 2002 eine Entscheidung gekommen ist, die letzten Endes aber erst im November zu einer Entscheidung der Magistratsbehörde geführt hat. Auch hier kam es wieder zu monatelangen Verschleppungen. Ich glaube, dass es sehr wohl möglich gewesen wäre, Ersatzvornahmen oder Sicherungsmaßnahmen bereits 2001 zu setzen, und zwar dahin gehend, dass zum Beispiel nicht nur Planken aufgestellt und baugefährdete Teile abgeschlagen worden wären, sondern dass die Gemeinde Wien eine Überdachung, eine erstmalige Sicherung vor dem Winter durchsetzen hätte können. Sie hat es leider nicht gemacht, weil offensichtlich kein Interesse vorhanden gewesen ist.

Was wir daher sehen, ist ein Bild der Gemeinde Wien und der regierenden Sozialdemokraten, wo es immer wieder zu verbalen Äußerungen kommt, die die Sofiensäle für wertvoll, für erhaltungswürdig erklären und dass es der Wunsch des Bürgermeisters und der mit absoluter Mehrheit regierenden Sozialdemokraten sei, das zu tun, aber die Verwirklichung bleibt leider aus.

Ich habe hier das wörtliche Protokoll von ebenfalls einer Dringlichen Anfrage vom 26.4.2002, und die Erklärungen sind durchaus ähnlich, nur liegen zwei Jahre dazwischen. Der Herr Bürgermeister hat festgestellt, die 1986 erfolgte und von der Stadt Wien auch damals schon befürwortete Stellung der Sofiensäle unter Denkmalschutz sei nicht nur in der künstlerischen Qualität der an der Entstehung beteiligten Architekten begründet, sie berücksichtigte auch den Stellenwert der Sofiensäle als kulturelles und historisches Zentrum des Wiener Kultur- und Geschäftslebens seit der frühen Gründerzeit. Er stellt weiters fest, dass er außer jeden Zweifel stellt, dass die Sofiensäle selbst einen besonderen Stellenwert in kultureller und historischer Hinsicht in dieser Stadt haben. 

Festzustellen ist noch, dass er ganz klar in Punkt 9 gesagt hat: Selbstverständlich bekenne ich mich dazu, dass die Wiedererrichtung der Sofiensäle im besonderen Interesse der Stadt Wien liegt und daher die Eigentümer seitens der Stadt Wien im Bereich ihrer Möglichkeiten unterstützt werden sollen. 

Es gibt noch eine ganze Reihe von verbalen Erklärungen des Herrn Bürgermeisters, wo er sich für die Erhaltung der Sofiensäle einsetzt, doch leider gibt es die unheilige Allianz zwischen Abbruchwilligkeit des Eigentümers, Untätigkeit der Gemeinde Wien und dem zögerlichen Vorgehen des Bundesdenkmalamtes. Daran hat sich nichts geändert. 

Ich möchte nur feststellen, dass nach dem Brand 2001 der Abriss aller denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle bewilligt wurde. Auch hier ist, glaube ich, ein gesetzlicher Mangel vorhanden. Es wäre hoch an der Zeit, sich auch über einen auf das Gesamtgebäude bezogenen Ensembleschutz den Kopf zu zerbrechen. 

Es sind in der Folge massive Zerstörungen im denkmalgeschützten Bereich vorgenommen worden. Die Abrissbirne hat sehr wohl die gesamten Balustraden und Balkone zerstört. Der Fußboden wurde vernichtet oder so weit zerstört, dass er neu errichtet werden müsste. Ob das geht, weiß ich nicht. Dabei war das der eigentliche Wert der Sofiensäle, weil der Fußboden und die darunter liegenden Kellerräumlichkeiten für die Akustik das Entscheidende waren. 

Wenn das damals schon geschehen ist, frage ich mich, wo die groß angekündigte Überwachung der MA 37 gewesen ist, wenn der MA 37 diese Dinge – zum Beispiel Abrissbirneneinsatz und Ähnliches – nicht aufgefallen sind. Und jetzt beim Löcherschneiden ins Dach, damit das Regenwasser eindringen kann, ist dasselbe festzustellen. Wo war die MA 37? Letzten Endes ist es nur den Bürgern in der Wohnumgebung und der Bürgerinitiative zu verdanken, dass solche Dinge überhaupt das Licht der Öffentlichkeit erblickt haben. 

Die Sicherungsmaßnahmen, die dann gesetzt wurden und die der Herr Bürgermeister lobend herausgehoben hat, haben letzten Endes in Abdeckplanen bestanden, die nach einiger Zeit munter im Wind geflattert sind. Also von der Sinnhaftigkeit dieses Dinge sind wir nicht sehr überzeugt gewesen. 

Das heißt also: Trotz großer Worte gibt es keine Handeln, es gibt keine Ersatzvornahmen, und die Bescheide sind wirkungslos verpufft und wurden nie umgesetzt. Die Gemeinde Wien oder die regierenden Sozialdemokraten waren an einer Umsetzung der Möglichkeiten in keiner Weise interessiert. Auch heute haben wir wieder einmal eine Ankündigung von Ersatzvornahmen mit Fristensetzungen, die in naher Zukunft erfolgen werden, vernommen, bei denen wir uns wieder einmal fragen müssen, ob sie auch durchgeführt werden. Denn es ist sicher eine Frage, was in einem Jahr passiert, wenn wir feststellen, dass sie leider wieder nicht nachdrücklich und nachhaltig verlangt worden sind. 

Daher ist trotz aller Bekenntnisse festzustellen, dass die Sozialdemokraten ein äußerst zwiespältiges Verhältnis zu den Sofiensälen und zur Erhaltung von Altstadtwerten haben. Der ehemalige SPÖ-Bezirksvorsteher-Stellvertreter der Landstraße hat zum Beispiel gleich nach dem Brand festgestellt, insgesamt sei eine völlige Rekonstruktion einer weitgehend zerstörten mittelmäßigen Hülle ohne ausreichende ökonomische Basis abzulehnen. Das heißt also, die Begeisterung für eine Erhaltung der Sofiensäle war bei ihm nicht gegeben. 

Auch Herr Oxonitsch hat festgestellt: Bislang ist die Brandursache nicht geklärt. Diesbezüglich würden noch Untersuchungen seitens der Sicherheitsorgane laufen, deshalb sei zuzuwarten. Das ist bis heute noch nicht abgeschlossen. 

Und dann sagt er: Stelle das Denkmalamt fest, dass der denkmalgeschützte und durch den Brand schwer in Mitleidenschaft gezogene große Veranstaltungssaal unter vertretbaren Prämissen wieder hergestellt werden könne, so ergebe sich für den Besitzer eine richtungsweisende Grundlage für seine Entscheidung. Aber ohne Vorliegen der Erkenntnisse des Denkmalamtes sowie der genauen Schadenssumme und so weiter sei eine Festlegung durch die Stadt Wien und die SPÖ nicht möglich. Das sind diese Dinge, wo man sagt: Wasch mir den Pelz, aber mach mich nicht nass. 

Andererseits hat StR Schicker schon von sich aus einen Plan, ein Projekt vorgestellt, das ja bis ins Detail hinein unseren Vorstellungen ähnelt, rund um den verbliebenen Ballsaal ein Hotel und ein Veranstaltungszentrum zu bauen – das ist ein Pressedienst von Ihnen vom 16. April 2002 –, und dass diese Sache etwas sehr Wertvolles wäre, davon sind wir immer schon überzeugt gewesen. StR Schicker hat das in einem Pressedienst vom 16. April des Jahres 2002 festgestellt. Da bin ich mit ihm einer Meinung, die Freiheitlichen sind mit ihm einer Meinung, und wir glauben, dass ein solcher Hotelbau von Interesse wäre – ich hoffe, nicht sagen zu müssen, "gewesen wäre" –, weil ein historischer Ballsaal, umgeben von einem Hotel mittlerer Größe mit 300, 400 Zimmern etwas wäre, was in Wien von großer Bedeutung und auch von großem Wert wäre und auch finanziell und geschäftlich etwas brächte. 

Das heißt also, aus all dem kommt hervor, dass die regierenden Sozialdemokraten in Sachen Sofiensäle letzten Endes nur Distanz und Desinteresse haben. Die Feststellungen hinsichtlich des Strafprozesses wurden vom Kollegen Strache bereits getroffen. Ich meine, dass es auch interessant ist, dass die Frage unbeantwortet geblieben ist, ob es zwischen dem Herrn Bürgermeister und dem Eigentümer oder einem Beauftragten ein Gespräch gegeben hat. Er hat das nicht beantwortet. Man kann daher davon ausgehen, dass es feststeht, dass bis zum Herbst 2002 so etwas nicht geschehen ist und dass es wahrscheinlich auch jetzt wieder nicht stattgefunden hat. 

Ich meine daher, wenn man sich schon überlegt, dass es ein wertvolles Kulturgut ist, das dort verkommt, dann könnte man auch Folgendes sagen: Hätten die Sozialdemokraten einen Teil des fehlgeleiteten Engagements für den Bahnhof Wien-Mitte mit den ganzen Troubles, den ganzen Problemen und Krämpfen rund um das Weltkulturerbe dazu benützt, auch den Sofiensälen eine Widmung zukommen zu lassen, dann wäre der Zustand wohl ein anderer. Dann wäre nämlich bereits ein Gespräch mit den Eigentümer geführt worden, dann hätte sich ein Investor gefunden, und die Sofiensäle hätten wieder einer Zukunft.

Herr Bürgermeister, so wie der Abriss der Rauchfangkehrerkirche etwas gewesen ist, dass im kollektiven Gedächtnis der Wiener verblieben ist, kann ich, glaube ich, feststellen, wird das Untergehen der Sofiensäle, wenn es wirklich stattfinden sollte, mit dem Namen des Bgm Häupl verbunden bleiben wird. 

Daher sollten wir die wenige verbliebene Zeit nutzen, einen wiederhergestellten Ballsaal der Sofiensäle in ein neues Projekt zu integrieren, und Sie, Herr Bürgermeister, sollten die Idee aufgreifen, die schon öfter vorgeschlagen wurde, nämlich die Rettung der Sofiensäle zur Chefsache zu machen, damit es eines Tages nicht heißt: Die Sofiensäle, entstanden unter Kaiser Ferdinand, benützt von der Strauß-Dynastie, gestorben unter Bgm Michael Häupl. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. – Bitte schön.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Herr Bürgermeister, ich habe auch gut aufgepasst bei Ihren Ausführungen, und irgendwie ist mir hängen geblieben, dass das mit der Zeitrechnung offensichtlich nicht ganz hinhaut. Jetzt weiß ich schon, in einem Rechtsstaat sind Fristen einzuhalten. Wenn etwas beeinsprucht wird, geht das in die nächste Instanz, dort gibt es wieder Fristen, und das dauert, alles braucht seine Zeit. (GR Heinz-Christian Strache: Es gibt einen Bescheid ohne aufschiebende Wirkung!) Ich weiß, acht Wochen, ohne aufschiebende Wirkung. So ist es. 

Ich rufe nur noch einmal in Erinnerung, Herr Bürgermeister: Der Brand war nicht im August des Vorjahres, da ist noch ein bisschen was dazwischen gewesen, in Summe jetzt mittlerweile 30 Monate. Im August 2001 war der Brand. Da hat man dem ersten Winter lässig entgegengesehen und hat gesagt, es wird schon nichts sein, das ist jetzt ohnehin abgebrannt. Dann haben sich einige sozialdemokratische Funktionäre schon geäußert und haben gemeint: Reißen wir das Ganze weg, das brauchen wir nicht. Andere haben gemeint, das sollte man sich vielleicht doch anschauen. Und somit ist einmal der erste Winter ins Land gezogen, und es ist nichts geschehen. Und wie das so ist, im Frühjahr denkt man an alles, nur nicht an die Brandruine Sofiensäle und daran, dass vielleicht irgendwann einmal ein schlechtes Wetter kommen könnte und der nächste Schnee. Somit ist das ganze Jahr 2002 auch ins Land gezogen, und man hat wieder die Hände in den Schoß gelegt und hat gehofft: Na ja, vielleicht überlegt sich der was, dem das gehört. Nur, der hat sich nichts überlegt, außer dass er pausenlos Abbruchanträge gestellt hat, die aber immer wieder abgelehnt wurden. 

Dann kam der nächste Winter, der Winter 2002, und es hat dort wieder hineingeregnet und hineingeschneit. Dann ist man draufgekommen und hat gesagt: Jetzt ist der zweite Winter vorbei, blöderweise steht das aber immer noch dort. Es dürfte also von der Bausubstanz her doch nicht so schlecht sein, wenn es jetzt zwei Winter ausgehalten hat, obwohl das abgebrannt ist und ungedeckt und ungeschützt dort steht. Wir sollten uns langsam etwas zu überlegen anfangen. 

Interessanterweise sind diese Überlegungen zeitgleich mit einem gewissen medialen Interesse speziell der "Kronen Zeitung" Hand in Hand gegangen, wobei die Medien sich eher pro Sofiensäle und deren Erhaltung ausgesprochen haben, und plötzlich ist man da im Rathaus auch draufgekommen, dass man das vielleicht doch erhalten sollte. 

Mittlerweile haben wir das Jahr 2003 geschrieben. Es ist wieder das schöne Frühjahr gekommen, ein heißer Sommer, niemand hat daran gedacht, dass eventuell wieder ein Winter kommen könnte, in dem es wieder regnet und schneit. Wir haben jetzt den dritten Winter hinter uns gebracht, in dem bei den Sofiensälen eigentlich keinerlei Maßnahmen zur Sicherung der Bausubstanz gesetzt worden sind, sondern vielmehr weiterhin Maßnahmen gesetzt werden, um die Bausubstanz nachhaltig zu schädigen. 

Jetzt kann man davon ausgehen, dass in wenigen Tagen, spätestens in 14 Tagen, drei Wochen, der dritte Winter vorbei ist. Sie sagen, Sanktionen wurden gesetzt. Also das müssen Sie mir erst zeigen, wo die gesetzt worden sind, außer dass permanent darüber gesprochen wurde. Aber ob das die Bausubstanz der Sofiensäle nachhaltig sichert, das bezweifle ich. 

Die Maßnahmen, die bis jetzt gesetzt wurden, wenn überhaupt welche gesetzt wurden, sind zögerlich bis gar nicht vonstatten gegangen. Es gibt offensichtlich ein massives Desinteresse aller handelnden Personen. Jetzt sage ich, die Sofiensäle AG hat ein gewisses Interesse daran, dass nichts passiert. Keine Frage. Der Eigentümer würde lieber heute als morgen mit diesem großen Gelben dort hinein fahren und klar Schiff machen. Aber die Stadt, die Behörden, die MA 37, die MA 64 und alle Dienststellen und alle Stadträte, die an und für sich dafür zuständig sind, haben bislang Sanktionen oder Interesse dramatisch vermissen lassen. Das Einzige, was ich in letzter Zeit vernommen haben, ist, dass Sie, Herr Bürgermeister, gesagt haben: Ja, eigentlich sollten wir es erhalten. Na super! Aber das hätten wir eigentlich im August, September, Oktober 2001 auch schon in Angriff nehmen können. Es ist de facto 30 Monate Tiefschlaf gewesen, immer in der Hoffnung, dass der nächste Winter, der kommt, vielleicht nicht ein so strenger wird und wir irgendein mediterranes Klima ausfassen und es dort nicht hinein regnet. 

Das, was bislang abgegangen ist, das, was bislang die Behörde abgeliefert hat, ist wirklich ein Armutszeugnis für all diejenigen, die sich mit Baukultur und Bausubstanz in dieser Stadt beschäftigen. Das ist massiv in die Hose gegangen. Sollten daher die Sofiensäle oder das, was jetzt davon noch übrig ist, nicht zu retten sein, dann darf sich das die Sozialdemokratie, dann darf sich das die SPÖ in Wien auf ihre Fahnen schreiben. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Dr Tschirf zu Wort gemeldet. 

GR Dr Matthias Tschirf(ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der Schandfleck Sofiensäle ist ein Thema, das uns seit 30 Monaten beschäftigt, 30 Monate, die eben im August 2001 mit dem Brand der Sofiensäle begonnen haben. Dabei handelt es sich nicht um irgendetwas, sondern um eines der kulturhistorisch interessantesten Gebäude, insbesondere des 3. Bezirks. 

Die Sofiensäle stammen aus der Zeit des Biedermeiers und sind ein Beispiel für die kulturelle Entwicklung dieser Stadt: Vom Bad mit dem darüber liegenden Ballsaal mit der entsprechend guten Akustik; ein Saal, in dem sich kulturelle Ereignisse vom ersten Drittel des 19. Jahrhunderts bis in die letzten Jahre abgespielt haben. Übrigens gibt es etwas Ähnliches auch in Prag. Das heißt, es handelt sich hier um ein Monument kultureller Tradition, über das man nicht einfach so drübergehen sollte. 

Diese Sofiensäle sind abgebrannt, aber eben nicht so, dass es eine reine Bauruine gewesen wäre, sondern das Bundesdenkmalamt hat in seinem Bescheid klar und deutlich festgestellt, dass einiges auch zu erhalten ist. Wir haben über die rechtliche Situation hier hinlänglich gehört. Das ist die eine Seite. Es ist auch bedauerlich, wenn wir uns die drei Winter hernehmen, dass Dachluken offen waren, dass es hineingeregnet hat, dass das einfach alles dem Verfall offengestanden ist und dass ein Teil der Probleme einfach in diesen letzten Jahren entstanden ist. 

Aber es gibt etwas Zweites, und hierin liegt eigentlich das Versäumnis der Stadt Wien. Ich hoffe, dass die Worte des Herrn Bürgermeisters, der heute davon gesprochen hat, dass das ein hohes Anliegen der Stadt Wien ist, ein Ausgangspunkt dafür sind, dass jetzt tatsächlich etwas geschieht, dass sich die Stadt tatsächlich ihrer Verantwortung bewusst wird, im Zuge von Private Public Partnership hier auch entsprechende Lösungen herbeizuführen. Andere Städte – ich denke an das Mozarthaus in Salzburg – zeigen, wie man an das herangeht. Es gibt einfach eine Verantwortung, hier entsprechend mit dem Eigentümer zu reden. Es ist ja nicht irgendein Eigentümer, sondern es ist ein Eigentümer, mit dem es ja auch andere Beziehungen der Stadt gibt. 

Ich habe mir jetzt herausgesucht, was vor zwei Jahren auf meine Frage, ob man da nicht einen Runden Tisch machen und diskutieren könnte, geantwortet wurde. Ich habe gefragt – und ich zitiere hier wörtlich –: Können Sie sich vorstellen, einen Runden Tisch einzuberufen? Und darauf hat es damals geheißen: Es ist ja nicht so, dass ein derartiger Runder Tisch tatsächlich etwas bringen würde. Und ungefähr ist es dann so weitergegangen: Mit dem Runden Tisch würden alle die Gespräche nichts bringen, die im Hintergrund geführt werden. Die Frage von mir stammt vom 26.4.2002. Das heißt, es ist zwei Jahre her. Ich frage mich daher: Was ist in diesen zwei Jahren geschehen? Was ist von Seiten der Stadt Wien getan worden, damit diese Ruine, dieses tatsächliche Schandmal wieder zu dem wird, was es in Wien sein sollte: Eine wichtige kulturelle Einrichtung. Es ist höchste Zeit. Ich hoffe, dass heute die Aussage des Bürgermeisters ein neuer Anlauf ist, dass etwas geschieht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Stürzenbecher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Dringliche Anfrage des Herrn Strache ist mit sehr wenig oder eigentlich fast gar keiner Substanz behaftet. Es werden falsche, teilweise geradezu absurde Vorwürfe gegen die Stadt Wien erhoben, und es ist absolut kein Verständnis gegenüber dem Rechtsstaat bei Ihnen, Herr Kollege Strache, zu bemerken. (Zwischenruf des GR Heinz-Christian Strache.) Weil das so ist. Ich meine, das ganze Vorbringen entspringt einer Geisteshaltung, die wir nur ablehnen können. 

Der einzige Zweck der Dringlichen scheint mir zu sein, dass Sie eine Art Morgengabe für den FPÖ-Parteitag am Wochenende liefern wollen, dass Sie dort den Eindruck erwecken wollen: Ich bin eigentlich sehr aktiv. Eine gewisse Geschäftigkeit des Herrn Strache soll irgendwie dargelegt werden. Er möchte beim Parteitag nachweisen können, dass er sich scheinbar vielleicht doch irgendwie für die Stadt oder für den Denkmalschutz einsetzt. Aber ich sage, ein so wichtiges parlamentarisches Instrument wie die Dringliche Anfrage sollte nicht missbraucht werden für Morgengaben bei einem FPÖ-Parteitag. (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenruf des StR Johann Herzog.) 

Aber es ist ja eigentlich die Dringliche Anfrage insofern schon ziemlich in die Hosen gegangen, als der Herr Bürgermeister dadurch die Gelegenheit hatte, hier wirklich sehr ausführlich, vollkommen umfangreich und mit zwingenden Argumenten darzulegen, wie die ganze Geschichte war (GR Heinz-Christian Strache: Zum Unterschied von Ihnen!) und dass die Stadt Wien keine Versäumnisse zu verantworten hat, im Gegenteil, dass alles, was im Rahmen des Rechtsstaates möglich ist, alle notwendigen Schritte gesetzt wurden. Das sei einmal ganz klar festzuhalten. 

Wie halten Sie es aber, Herr Kollege Strache, eigentlich mit dem Eigentum und dem Eigentumsrecht? Bei Ihrer Partei auf Bundesebene ist es ja so, dass bei fragwürdigen Privatisierungen sehr oft Volksvermögen mehr oder weniger verschleudert wird und einige wenige davon profitieren. Und dort haben Sie die Philosophie: Alles, was privat ist, ist gut, alles, was staatlich oder kommunal ist, ist schlecht. Das ist sonst Ihre Philosophie. Und auf einmal, da sind Sie ganz anderer Auffassung. Sonst also, öffentliches Eigentum ist fast was Unsittliches. Und jetzt haben wir da einen privaten Eigentümer der Sofiensäle, und der Herr Bürgermeister hat schon gesagt, es ist weder die Stadt Wien noch irgendeine juristische Person, die uns nahe steht, oder eine natürliche Person, die der Stadt Wien nahe steht, irgendwie an dieser Aktiengesellschaft beteiligt. Und das passt Ihnen auch wieder nicht. Sie erwecken den Eindruck, Herr Kollege Strache, als könnte die Stadt Wien und könnten die Behörden der Stadt Wien hergehen und mit dem Eigentumsrecht, das eben einmal in der Verfassung existiert, so umgehen, wie sie will. Das geht aber nicht!

Die Behörde kann nur rechtsstaatlich vorgehen und sie kann nicht vorgehen wie der Rambo. Was Sie sich vorstellen, ist der Rambo. Sie schauen sich die Filme an, die Rambo-Methoden gefallen Ihnen, aber der Rechtsstaat ist es nicht. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Auf Sie komme ich schon noch, Herr Kollege Kenesei. Ihnen fehlt wieder einmal vollkommen jeder sachliche Zugang. Aber Sie passen gut zusammen mit dem Strache in dieser Hinsicht. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber jedenfalls, das bleibt Ihnen unbenommen, Rambo-Methoden für sich zu fordern. Die Stadt Wien wird es nicht machen. Die Behörden der Stadt Wien gehen streng rechtsstaatlich vor. Der Rechtsstaat ist ein hohes Gut und kann nicht durch Willkür außer Kraft gesetzt werden.

Ich will jetzt nicht die ganze juristische Geschichte noch einmal hier im Detail, wie es der Herr Bürgermeister eh schon in der Anfragebeantwortung gesagt hat, aufzählen, aber folgende Schritte. Kollege Kenesei. Der erste Winter (Zwischenruf des GR Günter Kenesei) – hören Sie einmal zu –, der erste Winter: Am 22. Jänner 2002 hat das Bundesdenkmalamt bestätigt, dass ein entsprechender Witterungsschutz im Sinne des Bundesdenkmalamtes hergestellt wurde. Also erster Winter – Witterungsschutz da. Das sei einmal klargestellt.

Dann, nächster Schritt, 8. November 2002. (Zwischenruf des GR Heinz-Christian Strache.) Hören Sie einmal zu, dann wissen Sie, wie das wirklich war. – Am 8. November 2002 hat ein Lokalaugenschein des Bundesdenkmalamtes ergeben, dass Plastikplanen zerrissen wurden. 8. November 2002. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Gehen Sie jetzt ein bisschen zeitlich mit, Kollege Kenesei. 8. November 2002. Also ein Handlungsbedarf der Behörde war gegeben. 

Unmittelbar danach gibt es einen Bescheid des Magistratischen Bezirksamtes für den 3. Bezirk, der neuerlich die Liegenschaftseigentümerin auffordert, Sicherungsmaßnahmen zu setzen. Das wurde aufgetragen. Dagegen gibt es wiederum die Berufung der Eigentümerin. Und wie schon vom Magistrat ausgeführt wurde: Es ist eben so in einem Rechtsstaat, dass das Erheben von Berufungen, von Rechtsmitteln per se noch kein Delikt ist. Das ist einfach so. Also es gibt eine Berufung gegen das Magistratische Bezirksamt für den 3. Bezirk. 

Dann, dritter Schritt. Nach der Berufung der Sofiensäle AG ergeht eine Berufungsentscheidung des Amtes der Wiener Landesregierung, MA 64, Bescheid vom 2. Mai 2003. Und da werden wieder umfassende Maßnahmen aufgetragen, denkmalgeschützte Bauteile zu sichern. Dagegen gibt es neuerlich eine Berufung. Also jetzt sind wir schon im Mai 2003, Kollege Kenesei. Vielleicht können Sie ein bisschen mitgehen.

Neuerliche Berufung. Der Bescheid des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Kultur erfolgte dann am 3. Dezember 2003. Damit wurde die Berufung abgelehnt. Also wir haben schon den dritten Winter. Wir haben den 3. Dezember 2003, da wurde die Berufung endgültig abgelehnt. Die Zustellung des Bescheides erfolgte am 17. Dezember 2003. Damit ist jetzt erst der Auftrag, die Sicherungsmaßnahmen binnen acht Wochen durchzuführen, in Rechtskraft erwachsen. Also wir sind Ende Dezember 2003. 

Jetzt gibt es zwar noch die Beschwerdemöglichkeiten beim Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof, aber da ist in der Regel keine aufschiebende Wirkung möglich. Es sei denn, es wird extra so anerkannt, aber das ist in der Regel nicht der Fall. (GR Heinz-Christian Strache: Sie haben keine Ahnung! Was Sie da erzählen!) Schauen Sie, Sie schreien! Sie können nur schreien! Sie haben keine Argumente, sondern nur eine Schreierei, und das ist alte und neue FPÖ-Politik! (Beifall bei der SPÖ.) 

Jetzt haben wir also die Rechtskraft. Jetzt ist es so: Wenn die Sicherungsmaßnahmen nicht in der Frist durchgeführt werden, kann es eine Androhung der Ersatzvornahme geben. Das hat es am 19. Februar gegeben, mit einer, soviel ich weiß, angemessenen Leistungsfrist. Während dieser Frist hat man aber schon vorbereitende Schritte für die Ersatzvornahme durchgeführt, sie wurden bereits gesetzt, und als Nächstes wäre dann, wenn in dieser Frist wieder nichts geschieht, die Anordnung der Ersatzvornahme und die Vollstreckungsverfügung.

Das ist der ganze Ablauf, wie es in einem Rechtsstaat ist und wie es eben auf Grund der ganzen Rechtslage vor sich geht.

Und eines muss man natürlich auch sagen: Die 
Kosten der Arbeiten für die Ersatzvornahme betragen nach zwei verschiedenen Schätzungen 1,2 bis 2 Milli-onen EUR. Das sind vorläufig einmal Steuergelder. Also vorläufig zumindest müssen da Steuergelder eingesetzt werden. Gegebenenfalls kriegt man es dann zurück, gegebenenfalls, aber es ist ein sorgfältiger und sorgsamer Umgang mit diesen Steuergeldern geboten, und da kann man nicht sagen, hollodaro, es muss irgendwas geschehen, sondern man muss hier so vorgehen, dass bei Zwangsmaßnahmen wie der Ersatzvornahme darauf Bedacht genommen wird, dass die gelindesten Mittel zur Durchsetzung der öffentlichen Interessen zu wählen sind. Also die gelindesten Mittel sind zu wählen, das ist Judikatur des Verwaltungsgerichtshofs.

Also jetzt habe ich für jeden, der zuhören will, die Darlegung gebracht, noch einmal anschaulich, wie das abgelaufen ist, und ich kann nur die eine Schlussfolgerung ziehen: Die Stadt Wien hat alle in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden, im Rechtsstaat möglichen und gebotenen Maßnahmen gesetzt, um den endgültigen Verfall des denkmalgeschützten Teils der Sofiensäle zu verhindern. Natürlich hat die Stadt ein hohes Interesse daran, dass ein Projekt umgesetzt wird, welches die denkmalgeschützten Teile der Sofiensäle einbezieht, aber das erreicht man nicht nur, indem man es sich wünscht oder indem man einfach laut die Forderung stellt, sondern hier ist konkret auch vom Eigentümer etwas zu fordern.

Und eine persönliche Bemerkung: Mir sind die Sofiensäle durchaus ans Herz gewachsen. Ich war dort seinerzeit als Junger, wie die Rockgruppe die "Kings" dort gespielt hat. Es war eine sehr beeindruckende Sache. Und ich war dort bei mehreren Solidaritätsveranstaltungen. Einmal hat es geheißen "Solidarität mit dem Club 2", den man abschaffen wollte. Es war auch beeindruckend. Ich war mehrmals dort beim Ökista-Gschnas. Also einen wesentlichen Teil meiner Jugend und meiner jüngeren Jahre habe ich in den Sofiensälen verbracht. Sie sind mir ans Herz gewachsen, wie vielen von uns, und jeder, der wirklich das mitempfinden kann, würde sie gerne retten. Aber nur haben wir die Fakten aufgezählt, wie es derzeit ausschaut und wie die Situation ist. Und es ist eben so, dass sie tragischerweise weitgehend, also teilweise abgebrannt sind, dass relativ viel zerstört worden ist, dass die Eigentümerin eine private AG ist, über deren Verhalten heute schon ausführlich gesprochen wurde. Aber es ist jedenfalls der Vorwurf der Untätigkeit der Stadt Wien gegenüber falsch. Es ist unangebracht, wenn man diesen Vorwurf erhebt. Die Vorwürfe des Herrn Strache und die ganze Dringliche Anfrage gehen ins Leere. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GRin Cordon gemeldet. Ich erteile ihr das Wort.

GRin Waltraud Cécile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Werte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben jetzt sehr viel gehört über die Sofiensäle, und ich muss sagen, wir haben damals unseren Wahlerfolg dort gefeiert. Also wahnsinnig ans Herz gewachsen sind sie mir nicht unbedingt, denn dafür haben sie mir nicht so toll ausgeschaut innen. (Zwischenruf des StR Johann Herzog.) Sie waren schon abgefuckt. 

Zu den Sofiensälen will ich jetzt nichts mehr sagen, sondern mir liegt ein anderer Bau am Herzen. Mit diesem Antrag, den wir heute früh schon eingebracht haben, möchte ich die Stadt davor bewahren, noch einmal einen historischen Bau so zu vernachlässigen. Es geht nämlich um die Villa Primavesi in Hietzing. Was ist dort der Anlass? (GR Heinz-Christian Strache: Sie gehört der BAWAG!) Ja, genau, dieser Bau gehört im Moment der BAWAG. Erbaut wurde er 1913 bis 1915 von Architekt Josef Hoffmann, ist also ein Jugendstil-Juwel sozusagen der Stadt Wien, hat einen sehr schön konzipierten Park dazu. Und jetzt soll also ein Teil dieses Grundstücks verkauft werden und dort ein mehrstöckiges Bürogebäude errichtet werden. 

Das ist auch wieder ein Gebäude, mit dem man sehr nachlässig umgeht. Die BAWAG lässt es verfallen. Ihre Kombinationsgaben sind zu wenig, das habe ich schon öfter gehört. Sie lässt also diesen Bau verfallen und sagt: Nur wenn wir das Grundstück verkaufen können als Bauland, dann können wir die Villa wieder instandsetzen und renovieren. 

Dagegen wehrt sich eine Bürgerinitiative, dagegen wehren sich die GRÜNEN in Hietzing. Und wie sieht das die Planungsabteilung? 

Herr Prof Klotz schreibt als Antwortschreiben auf einen Brief der Bürgerinitiative: Die Villa Primavesi wurde 1913 bis 1915 von Architekt Josef Hoffmann errichtet. Sie zählt zu den wichtigsten Bauten und ist ein bedeutender Teil der Wiener Jugendstil-Kultur. Der Garten weist einen hundertjährigen schützenswerten Baumbestand auf und liegt in einem Ensemble, das in einer Schutzzone liegt, in einer Weltkulturpufferzone, wie das so schön heißt, zu Schönbrunn. Prof Klotz schreibt außerdem: Es ist in keiner Weise geplant, diesen Garten als Bauland – diesen Teil des Gartens, muss man richtigerweise sagen – umzuwidmen. 

Gut. Was ist davon wahrscheinlich dann die Konsequenz? Dass die BAWAG nicht investiert, dass das Gebäude vor sich hin rottet, verrottet und damit wieder ein Kulturerbe verloren geht. 

Jetzt haben wir einen Antrag gestellt: Wir wünschen uns, dass die Stadt Wien dieses Kulturerbe kauft und der Bevölkerung zugänglich macht. Und das ist möglich zum Beispiel durch ein Jugendstil-Museum oder eine Musikschule, die es ja nicht gibt in Hietzing. Es wären also viele Möglichkeiten, was man mit diesem schönen Bau machen könnte. 

Ich ersuche Sie also, in sich zu gehen, um einem weiteren Fall einer Verwahrlosung eines Kulturerbes, eines historischen Baus, entgegenzuwirken, und ich hoffe auf Ihre Zustimmung. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kommen nun zu dem Verlangen, dass die von den GRen Dr Andreas Salcher und Mag Barbara Feldmann eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtete Dringliche Anfrage, betreffend die geplanten Subventionen an die Vereinigten Bühnen Wien, vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde. 

Ich habe mir sagen lassen, dass man auf das Verlesen der mündlichen Begründung verzichtet, und gehe daher in der Tagesordnung gleich weiter, und zwar kann ich dann gleich Herrn Dr Salcher aufrufen, der die Dringliche Anfrage begründet. Es stehen ihm 20 Minuten Redezeit zu.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie wissen, eine Dringliche läuft ja so ab, dass ich jetzt einmal begründe, warum ich sie einbringe. Ich glaube, die heutige Debatte am Vormittag zum Schwerpunktthema Vereinigte Bühnen und KlangBogen hat ja gezeigt, dass hier eine Notwendigkeit ist, dieses Thema ernsthaft zu diskutieren. 

Für diejenigen, die noch nicht überzeugt sind, werde ich jetzt, nachdem ich heute in der Früh den "Standard" zitiert habe, Wilhelm Sinkovicz von der "Presse" zitieren, der es, glaube ich, in wenigen Sätzen sehr auf den Punkt bringt, warum diese Anfrage notwendig ist. Sinkovicz schreibt heute in der "Presse": "Was in aller Stille abgewickelt zu werden droht, ist der neuerliche Umbau des Etablissements Ronacher. Der signalisiert ein weiteres Kapitel in der offensichtlich unendlichen Geschichte 'Wien und der Musicalwahn'. Schon einstens müssen sich die Mitglieder von Andrew Lloyd Webbers 'Really Useful Group' die Hände über die Dummheit der wienerischen Kulturpolitik gerieben haben, nämlich weil hier alles andere als useful mit Steuergeld eine Kunstform subventioniert wurde und wird, die überall anders privatwirtschaftliche Gewinne einfährt." 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Das, was uns hier heute interessiert, sind die Zahlen, Daten, Fakten, die Studien, die so eindrucksvoll belegen, dass diese Subventionierung von 35 bis 40 Millionen EUR in die Substanz des Ronacher, in den Umbau des Ronacher in ein ausschließlich für Musical verwendbares Haus zwingend notwendig ist. Wir werden diese Antworten dann übrigens auch allen Kulturinteressierten und allen, die sich an dieser Debatte beteiligt haben, zur Verfügung stellen. 

Zwei Bitten, Herr Stadtrat, vorab, zwei kurze Bitten. 

Die erste Bitte ist, dass Sie sich nicht, wie Sie es schon manchmal getan haben, hinter dem breiten Rücken des Harry Kopietz, sondern des Finanzstadtrats Rieder verstecken und wieder behaupten, ich bin nicht verantwortlich und ich bin nicht zuständig.

Und die zweite Bitte ist, dass Sie uns nicht erklären, dass der Umbau des Ronacher mit diesen 35 bis 40 Millionen EUR nur wegen der Bundesregierung stattfindet oder dass die Abfangjäger daran schuld sind oder sonstige Ausreden, die Sie immer dann verwenden, wenn Ihnen das Wasser besonders zum Halse steht.

Wir haben uns natürlich auch gefragt, was wären mögliche Alternativen für dieses Kulturinvestment, für diese 35 bis 40 Millionen EUR. Man könnte das zum Beispiel in die Musikschulen investieren, man könnte es in die Filmausbildung investieren und hier eine der führenden Filmhochschulen Europas schaffen, oder man könnte sie auch in die Erhaltung wichtiger Initiativen, wie des Künstlerhauses, investieren. 

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich will ja keine Sekunde verschwenden, um nicht auf die Antworten, auf Ihre Zahlen, Daten und Fakten zu warten. Wir sind gerne bereit, Ihre gehaltvollen Antworten zu den Fragen, die wir gestellt haben, zu empfangen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich danke dem Herrn Gemeinderat für die Begründung. 

Zur Beantwortung der Dringlichen Anfrage hat sich der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Wien ist stolz darauf, eine Weltstadt der Kultur zu sein, und dieses Selbstverständnis spiegelt sich ja auch in der kürzlich präsentierten und aktuellen Studie "Leben in Wien" wider. Aber auch Sie, meine Damen und Herren, werden dieses Selbstverständnis mit Sicherheit teilen. 

Wiens Stadtregierung jedenfalls bekennt sich zur Vielfalt der Kultur. Mit diesem Bekenntnis verknüpft sie auch die Verantwortung, dafür Sorge zu tragen, dass die Kultur und ganz besonders die Musik in dieser Stadt sich hier in ihrer ganzen Breite entwickeln kann. 

Wenn wir nun zu der Entscheidung gekommen sind, die drei Musiktheaterhäuser der Stadt neu zu positionieren und für die kommenden Jahre auszustatten, dann deshalb, weil wir überzeugt sind, dass es wichtig ist, unsere Stärken zu stärken, aus künstlerischer und auch aus wirtschaftlicher Sicht. 

Das Theater an der Wien wird ein neuartiges Musiktheaterhaus. Diese Forderung, diesen Wunsch, diese Vision hat es jahrelang gegeben. Die Umwandlung des Theaters an der Wien und auch des Ronacher war im Übrigen auch ausdrücklicher Wunsch Ihrer Fraktion, Herr Gemeinderat, so zum Beispiel am 25.10.2002. 

Ein Jahr später, nämlich im Oktober des letzten Jahres, haben Sie sich ja, wie ich mich noch erinnern konnte und wie mir ein Blick in die Archive bestätigt hat, sehr positiv geäußert. Bereits in der APA, Zitat Salcher: "Ich freue mich, dass die vom damaligen Kulturstadtrat Peter Marboe entwickelte Vision zur Umwidmung des Theaters an der Wien in ein vielseitiges Musiktheater von der jetzigen SP-Regierung aufgenommen wurde und nun realisiert werden soll, kommentierte Salcher die heute vorgestellte Neuausrichtung des Hauses am Naschmarkt und den Umbau des Ronachers in ein Musicaltheater." Da haben Sie sich damals gefreut vor einem halben Jahr. "Die VP-Wien hätte dieses Konzept seit Jahren unterstützt und sehe darin einen vielfältigen Beitrag zu einer neuen Lebendigkeit Wiens als Musikstadt." Das ist heute offensichtlich anders. Zur Vergabe der Intendanten sagt er, "dass von einer ehrlichen Bestellungspolitik gesprochen werden kann, und mit Roland Geyer und Kathrin Zecher, die beide in ihren Bereichen Erfolgsbilanzen vorzuweisen hätten, seien Persönlichkeiten gefunden, denen die schwierige Umsetzung der bekannt gegebenen Reformen zuzutrauen sei. Abzuleiten sei die Erstellung konkreter Vorstellungen zum Spielbetrieb sowie die Zurverfügungstellung der notwendigen finanziellen Mittel, insbesondere auch für den längst überfälligen technischen Umbau des Ronacher", sagt Salcher vor einem halben Jahr, "der die Voraussetzung für den geplanten Musicalbetrieb ist." Alles Salcher am 7. Oktober 2003.

Also Sie fragen, haben wir das alles, machen wir das alles, und offensichtlich passt es jetzt auch nicht. Aber Sie werden verstehen, dass die Wiener Kulturpolitik diesen schnellen Meinungsänderungen des Herrn Salcher zum Glück nicht folgt und folgen kann. 

Wir haben diese Neugestaltung der städtischen Bühnen auch in unser Regierungsprogramm aufgenommen, und das wird jetzt realisiert. 

Wenn wir diese Musiktheater neu ins Bild holen, neu, weil die Theater nicht einfach Spielstätten, Abspielstätten anderer Häuser werden, sondern eigenständige Häuser mit eigenständiger Leitung, eigenem Profil und neuer Produktionsweise, und gleichzeitig auf ein zweites wichtiges Standbein dieser Stadt, nämlich das Musical, nicht verzichten wollen, dann brauchen wir, so wie bisher, zwei Spielstätten für modernes Musikunterhaltungstheater. Deshalb die Entscheidung, das Ronacher auch technisch dafür tauglich zu machen. Der erste Schritt der Renovierung war vor einigen Jahren die so genannte sanfte Renovierung. Nun machen wir den zweiten Schritt, indem wir die Bühnentechnik adaptieren. 

Dieser technische Umbau des Ronacher ist notwendig, um es von einer bloßen Leihbühne zu einem vollwertigen Musiktheater zu machen. Das Geld dafür, meine Damen und Herren, kommt selbstverständlich nicht aus dem laufenden Kulturbudget, wie hier und andernorts behauptet wurde. 

An dieser Stelle warne ich vor derartigen Gerüchten, die lediglich zur Verunsicherung beitragen. Hätten Sie zum Beispiel auch unterstellt, dass die Umbaukosten für den Musikverein, für das Konzerthaus, für die Albertina, für das Museumsquartier, Tanzquartier, Kindertheater und viele andere große Projekte in dieser Stadt jemand anderem weggenommen werden? Selbstverständlich nicht. Es sind zusätzliche Investitionen in wichtige Kultureinrichtungen dieser Stadt, und so ist es auch in diesem Fall.

Nicht nur das so genannte große Musiktheater liegt uns am Herzen, auch die vielen und vielfältigen kleineren Initiativen, freien Gruppen werden selbstverständlich weiter unterstützt, das ist ja gar keine Frage, und zwar im Übrigen auch so stark wie nie zuvor. 

Und wir erfüllen auch zusätzliche Forderungen. Drei Beispiele: Das eine ist die Theaterreform, an der wir ja alle gemeinsam arbeiten – auch eine langjährige Forderung der Szene, der freien Theaterszene, wo wir uns bemühen, mehr Transparenz für die Kulturschaffenden, Planungssicherheit und vieles andere mehr zu bewirken. Eine zweite wichtige Forderung – das soll man ja in dem Zusammenhang auch sagen – auch der freien Szene war die nach einem eigenen Tanztheaterhaus, das wir im Übrigen auch zusätzlich finanziert haben. Ich erinnere daran, dass, als ich mein Amt angetreten habe, die Finanzierung keineswegs sichergestellt war, auch zusätzliche Mittel. Und beispielsweise das Kindertheaterhaus, das wir jetzt im Herbst dann eröffnen werden, auch zusätzliche Mittel, die in diesem Fall niemandem weggenommen werden. 

Ich verstehe natürlich und habe das auch heute in der Früh schon gesagt, dass wir bei der Weichenstellung der Musiktheaterbühnen von sehr großen Investitionen reden, und es ist offensichtlich immer einfach, rasch vermeintlich passende Vergleiche anzustellen. Aber ich warne davor, dass Kulturinstitutionen, Kultureinrichtungen, Kulturschaffende gegeneinander ausgespielt werden oder sich Kulturschaffende auch instrumentalisieren lassen. Das hielte ich für eine sehr bedenkliche und bedauerliche Entwicklung. Zumal wir uns vor Augen halten müssen, dass wir, schauen wir doch nach Deutschland, schauen wir nach England, schauen wir in die USA, schauen wir aber auch auf die Bundessituation hier in Österreich, tatsächlich in Wien eine fast einzigartige Situation haben. Wien investiert in die Kultur. Überall sonst wird gekürzt. Wir schaffen zusätzliches hochqualitatives Angebot, ohne anderen Kulturbereichen etwas wegzunehmen. 

Zu Ihren Fragen, Herr Gemeinderat, im Detail: 

Zur Frage 1: Durch hohe Besucherzahlen und hohe künstlerische Qualität sowie durch die Tatsache, dass es sich ganz überwiegend um zusätzliche Mittel für die Kultur handelt. 

Zur Frage 2: Zur Umwandlung und Weiterentwicklung der Wiener Musiktheater liegen zahlreiche Studien vor, insbesondere auch für die technische Nachrüstung des Ronacher, so zum Beispiel eine von Direktor Jörg Koßdorff, dem technischen Direktor der Vereinigten Bühnen Graz, der eine umfangreiche Projektstudie zur technischen Modernisierung der Bühne erstellt hat. 

Zur Frage 3: Im Kulturbereich sind keine linearen Rentabilitätsrechnungen möglich beziehungsweise sinnvoll, da sich die Rentabilität vielfach nur über Umwege niederschlägt. Vom Wiener Tourismusverband wissen wir, dass 1,9 Millionen Besucher des Musicals und 1,8 Millionen Besucher jährlich der Oper wegen nach Wien kommen. Weitere Studien belegen, etwa jene der Wiener Festwochen, der Salzburger Festspiele, der Operettenfestspiele in Mörbisch, dass jeder eingesetzte Euro zumindest zweieinhalbfach zurückkommt. Da sind diese Investitionen durchaus auch wirtschaftlich gerechtfertigt.

Zur Frage 4: Es gibt keine alternative Standortplanung. Als Basis der Überlegungen gilt, das Ronacher als historisches Gebäude zu erhalten und zu beleben und sowohl die Technik als auch den Zuschauerraum dem heutigen Standard anzupassen. Wien ist als eine von wenigen Städten dafür bekannt, die Musicals nicht in atmosphärelosen Hallen abzuspielen. 

Zur Frage 5: Die zusätzlichen Geldmittel kommen zusätzlich aus der Finanzverwaltung. Die Adaptierung der Spielstätte Ronacher in Richtung einer Mehrzwecknutzung wird ausschließlich durch Zusatzdotationen der Finanzverwaltung an die Vereinigten Bühnen, das heißt ohne Belastung der Kulturverwaltung, und zwar in Form eines so genannten Leasing-Restwertmodells mit einer Vertragslaufzeit von 20 Jahren, finanziert. 

Zur Frage 6: Was die Errichtung betrifft, verweise ich auf die vorhergehende Antwort. Die Stadt Wien hat bereits einmal einen Versuch mit privaten Betreibern gemacht. Das war weder imagefördernd noch in irgendeiner anderen Weise gewinnbringend. 

Zur Frage 7: Es ist eine der liebevoll gepflogenen Mythen, dass sich Musical ganz oder teilweise selbst finanziert. Dort, wo es das vermeintlich tut, geschieht das über Risikokapital, das nur deshalb investiert wird, als günstige Abschreibemöglichkeiten vorhanden sind, also etwa in Amerika. Günstige Abschreibemöglichkeiten wiederum sind besondere Formen staatlicher Förderung, weil sie das Gesamtsteueraufkommen reduzieren. Kunst- und Kulturfinanzierung über direkte Förderung und Kunst- und Kulturfinanzierung über Abschreibemöglichkeiten sind daher zwei Seiten ein und derselben Medaille. Wir in Österreich gehen jedenfalls lieber, und wie ich meine mit Recht, den Weg der direkten Förderung, der kontrollierbar, demokratisch legitimierbar und transparent ist. 

Im Übrigen sind die Produktionsbedingungen nicht vergleichbar. In Wien sind es kleinere Häuser als international üblich. In Wien wäre gar nicht die Möglichkeit gegeben, mit Venture-Kapital Produktionen zu finanzieren. Im Übrigen eröffnet die geplante Steuerreform auch keinerlei Perspektiven in diese Richtung. Und schließlich finden internationale Produktionen in Amerika, England oder auch in Deutschland unter sozialen Bedingungen für die Kulturschaffenden statt, die wir hierzulande nicht akzeptieren wollen.

Zur Frage 8: In der freien genau so wie in der restlichen Theaterszene werden immer wieder Projekte abgelehnt und nicht realisiert, zumeist aus künstlerischen Gründen, weil sie die Empfehlung eines Beirates oder einer Jury nicht finden. Einige Ablehnungen im Bereich der freien Theaterszene, denen im Übrigen zahlreiche Erhöhungen gegenüberstehen, mit einer geplanten Finanzierung der großen Musiktheater Wiens in den Jahren 2006 und folgenden Jahren im Zusammenhang zu bringen, ist ebenso ungerecht wie falsch. Selbstverständlich wurde niemandem in der freien Theaterszene und auch sonst wo Geld gestrichen, weil die Finanzierungen ab dem Jahre 2006 für die Wiener Musiktheater zusätzlich erfolgen.

Auch sonst muss ich anlässlich dieser Frage einmal mehr daran erinnern, dass die Stadt Wien in den letzten Jahren das Kulturbudget ausgeweitet und dadurch jährliche Kürzungen des Bundes in der Höhe von etwa 5 Millionen EUR insgesamt, also mittlerweile weit über 15 Millionen EUR, zum guten Teil ausgleichen konnte. 

Ein solcher Fall ist im Übrigen auch das Künstlerhaus, dessen jährliche Subvention gegenüber der Zeit, als ein ÖVP-Stadtrat dafür verantwortlich war, verdreifacht wurde und sich die verantwortlichen VP-Minister in der Bundesregierung gleichzeitig aus ihrer Verantwortung gänzlich herausgenommen haben.

Wie wir aus der gemeinsam getragenen Reform für die kleinen und mittleren Theater in Wien wissen, bringt die Stadt im Vergleich zu anderen Großstädten in Deutschland und in der Schweiz etwa die vergleichsweise höchsten Beträge zur Finanzierung des freien Theaters auf. Ich verweise darauf, dass im Berliner Haushalt ein Betrag von zirka 4,1 Millionen EUR für freie Gruppen, also um ein Viertel weniger als in Wien, vorgesehen ist. 

Zur Frage 9: Ich lehne die Beiziehung von Coop Himmelb(l)au überhaupt nicht ab, auch wenn das noch so oft behauptet wird, sondern habe lediglich darauf hingewiesen, dass die Aufgabenstellung nunmehr eine andere ist. Im jetzigen Stadium geht es um die technische Adaptierung der Bühne, nicht um den großen, im Übrigen hochinteressanten und wunderbaren Architekturentwurf vor rund über einem Jahrzehnt, der auch ein Freilufttheater am Dach und ein Fernsehstudio vorgesehen hat. Selbstverständlich wäre mir als Kulturstadtrat ein wunderbarer Architekturentwurf lieber, und ich sage ausdrücklich, dass der Entwurf von Coop Himmelb(l)au, soweit er mir bekannt ist, ein wichtiges architektonisches Statement war. Der Umbau ist allerdings Sache der Wiener Holding. Die Rechte an den Entwürfen von Coop Himmelb(l)au wurden zur Gänze den Vereinigten Bühnen abgetreten, und jene Teile, die für den vorgesehenen Umbau nutzbar sind, die werden sicherlich genützt.

Zur Frage 10: Ich wiederhole, was ich schon heute in der Früh gesagt habe: Sinnvolle Investition in Kultur ist niemals Geldvernichtung. Im Übrigen habe ich Verständnis dafür, dass bei Investitionen in dieser Größenordnung gerade in einer Stadt wie Wien rege Diskussionen angeregt und auch die eine oder andere persönliche Eitelkeit herausgefordert werden.

Zur Frage 11: Grundsätzlich sind alle Kulturarbeitsplätze gleich schützenswert, und dafür werde ich auch kämpfen. Durch die von der Stadt Wien zusätzlich aufgebrachten Gelder für die zahlreichen Bundesausfälle der letzten Jahre werden auch die Arbeitsplätze von Theater- und Filmschaffenden, Schriftstellern, Malern und vielen anderen Kulturschaffenden geschützt, die andernfalls durch diese Bundeskürzungen gefährdet wären.

Zur Frage 12: Die Mitte der siebziger Jahre vom Wiener Gemeinderat, MA 7/1919/74, Protokollzahl 1088/75, ausgesprochene Abgangsdeckungs-Verpflich-tung besteht dem Grunde nach immer noch, allerdings rücksichtlich aller zwischenzeitigen Adaptierungen und Evaluierungen. Bei den jährlichen Gemeinderatsanträgen betreffend die Vereinigten Bühnen wird unterschieden in Abgangsdeckung für das Theater an der Wien gemäß Gemeinderatsbeschluss aus dem Jahr 1974 und einer Subvention für das Raimund Theater.

Meine Damen und Herren! Ich ersuche, meine Beantwortung zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Ich eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion maximal 180 Minuten beträgt.

Zur Debatte über die Beantwortung der Dringlichen Frage hat sich Herr GR Dr Salcher zur Wort gemeldet. Ich erteile es ihm, wobei ich bemerke, dass die Redezeit mit 20 Minuten begrenzt ist.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Also ich bin ja erschlagen von der Macht der Fakten, der Studien, und ich kann mich noch gar nicht erholen von dem, was Sie uns hier konkret auf den Tisch gelegt haben. 

Sie haben eine Studie genannt, die ich nicht kenne, und ich ersuche Sie, sie uns zugänglich zu machen, von diesem Architekten, vom dem Sie gesprochen haben. Ich habe mir den Namen nicht genau gemerkt. Ich würde bitten, dass wir die sehen. Sie haben gesagt, es gibt derartige Dinge. Das wiederholen Sie auch ständig in der Öffentlichkeit. Ich glaube daher, es ist das demokratische Recht von uns Abgeordneten zu sagen, wir wollen das sehen. Beschließen in aller Freundschaft tut das hier nicht der Herr amtsführende Stadtrat, sondern dieses Geld, wenn es beschlossen wird, wird vom Wiener Gemeinderat beschlossen, und der Wiener Gemeinderat hat bei einer Größenordnung wie dieser das Recht, die Zahlen, Daten, Fakten zu kennen. Und die kennen wir nicht. Offensichtlich haben Sie Studien und Machbarkeitsstudien, und Sie sind nicht bereit, sie uns auf den Tisch zu legen. Und das war der Grund, warum wir heute die Dringliche Anfrage gemacht haben. Das werden Sie vor der Öffentlichkeit rechtfertigen müssen, dass Sie das dem Wiener Gemeinderat als dem entscheidenden Gremium nicht zur Verfügung stellen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zur Frage 3 haben Sie mir gesagt, Sie sind gegen lineare Rentabilitätsrechnungen. Das habe ich Sie nicht gefragt. Ich habe Sie gefragt: Gibt es langfristige Rentabilitätsrechnungen? Und das stimmt ja überhaupt nicht, dass es im Kulturbereich keine langfristigen Rentabilitätsrechnungen gibt, insbesondere in einem Bereich, der so nahe beziehungsweise überhaupt im kommerziellen Bereich ist, wie das bei den Musicals der Fall ist.

Lieber Herr Stadtrat! Sie kennen die Privatwirtschaft offensichtlich nicht sehr gut. Es gibt einige in unserer Fraktion und auch in anderen Fraktionen, die sie kennen. Ich kann mir kein Unternehmen der Welt vorstellen, wo, sagen wir einmal, ein Vorstandsmitglied oder ein Abteilungsleiter zum Generaldirektor hingeht, der in dem Fall durch den Wiener Gemeinderat, durch den Bürger repräsentiert wird, und sagt: Ich hätte gerne 35 bis 40 Millionen EUR. Ja, ich habe mir das schon überlegt, das wird sich schon irgendwie rechnen. Wenn nicht, habt ihr ein Pech gehabt. 

Das sind die Zahlen, Daten, Fakten, die wir wissen wollen. Natürlich geht es um Umwegrentabilitäten, aber es geht auch überhaupt um Rentabilitätsrechnungen. Wien zementiert sich hier mit 35 bis 40 Millionen EUR für die nächsten 15 bis 20 Jahre ein in ihrer Verantwortung. Sie werden dann nicht mehr in der Verantwortung sein. Was machen wir denn mit dem Ronacher, wenn das Musical auf einmal nicht so großartig funktioniert? Sie haben, oder der Ernst Woller, der hat es am Vormittag gesagt, wir waren ja bei einer dieser Reisen gemeinsam, wo wir uns die internationalen Musicals angeschaut haben, wo du gesagt hast, wie grauslich und wie schlecht die waren. Ich gebe dir zum Großteil Recht. Ich sage, ich war mannhaft der einzige, der alle Musicals bis zum Ende durchgehalten hat, weil ich das einerseits meiner Funktion damals als Vorsitzender schuldig war, und anderseits habe ich mir gedacht, wenn ich schon dort bin, schaue ich mir das an. Was haben wir uns denn für Produktionen angeschaut? Das musst du schon dazu sagen. Wir haben uns die damals führenden Produktionen von Lloyd Webber und Rice angeschaut, also in Wirklichkeit das Beste vom Besten. Und mir ist nicht bekannt, dass irgendwelche großartige andere Dinge in der Zwischenzeit auf den Markt gekommen sind. 

Und da halte ich es doch für gerechtfertigt, dass der Vertreter des Wiener Steuerzahlers sagt: Wenn ich ein Haus umbaue, und das haben Sie ja gar nicht abgestritten, das im Prinzip eine Nutzung zu 80, 90 Prozent für Musical erfordert, dann werde ich doch fragen können, ist das ein Investment, das sich langfristig sinnvoll rechnet? Wo sind die Marktstudien, die beweisen, dass Wien auch in Zukunft ein zweites Musicalhaus braucht? Sie stellen das immer so hin, wie wenn das so wäre. Das ist auch das, was ich so mit der erzreaktionären Kulturpolitik meine. Sie stellen das so hin: Weil das so gewesen ist in den letzten 30 Jahren muss es in den nächsten 30 Jahren auch so sein. Sie verschließen sich damit vollkommen neuen Entwicklungen, die es geben kann. 

Das war ja das Geniale am Coop Himmelb(l)au-Modell, dass es ein multifunktionales Konzept war. Was machen wir jetzt? Das können Sie nicht abstreiten. Wir machen eine eindimensionale Festbetonierung von 35 bis 40 Millionen EUR und subventionieren das sicherheitshalber dann auch noch. Und wenn kein Markt mehr da ist, da bin ich mir sicher, werden wir auch noch den letzten Zuschauer dafür subventionieren, dass er dort hineingeht. Das tun wir in anderen Bereichen auch, aber in den anderen Bereichen macht es wenigstens pädagogisch mehr Sinn. Das ist Ihre Kulturpolitik! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben gesagt, es gibt keine alternativen Standortbeurteilungen. Okay. Da frage ich mich eigentlich, wo der Planungsstadtrat ist in der Stadt? Weil gerade, wenn man ein Investment in dieser Größenordnung macht, dann muss ich doch ernsthaft darüber nachdenken: Wäre das nicht eine Chance, einen neuen Stadtteil zu beleben?

Ich bin Mandatar des 21. Bezirks, deswegen habe ich hier den 21. und 22. Bezirk angeführt. Ich bin aber auch Innenstadtbewohner, ich wohne in der Innenstadt. Also eines kann ich Ihnen sehr deutlich sagen: Planungspolitisch, kulturpolitisch würde es wesentlich mehr Sinn machen, ein neues Gebäude, ein Landmark, etwas architektonisch Wertvolles jenseits der Donau anzusiedeln als in der Innenstadt, wo es wirklich genug Kulturangebot gibt. 

Das Ronacher – das sage ich Ihnen auch ganz ehrlich, ich sage Ihnen die Lösung für das Ronacher – bitte so lassen wie es ist, für Gastproduktionen, für Firmenproduktionen, für Galas und so weiter. Das trägt sich selbst. Das hat uns der Herr Klausnitzer glaubhaft damals versprochen. 

Sie rühmen sich damit, dass Sie Vorschläge mit der sozialistischen Alleinregierung umgesetzt haben. Ich habe damals ausdrücklich begrüßt, dass das Theater an der Wien wieder der Opernbespielung zugänglich wird. Das ist der Punkt. Das, was ich damals nicht gewusst habe, ist, in welchem Ausmaß, und das habe ich dort auch konkret gesagt. Es wird davon abhängen, wie das der Fall ist und welches Geld das kosten wird. Zu dem damaligen Zeitpunkt war doch keine Rede davon, dass Sie 35 bis 40 Millionen EUR in einen Schnürboden investieren, und das ist der Grund, warum wir heute unsere Dringliche Anfrage einbringen. Das ist der Punkt. 

Der Umbau zum Beispiel des Theaters an der Wien, der in der ÖVP-Zeit stattgefunden hat und der aus Eigenmitteln der Vereinigten Bühnen durch Rücklagenauflösung finanziert wurde, hat 138 Millionen S gekostet. Aus Eigenmitteln der Vereinigten Bühnen getragen. Das ist halt der Unterschied zwischen Ihrer Politik und unserer Politik, und das wollen Sie nicht wahrhaben. (Beifall bei der ÖVP.) 

Weil ich jetzt beide Herren, was mich ja sehr ehrt, den Herrn Vizebürgermeister und den Herrn Kulturstadtrat, beide vor mir habe: Sie haben mir gesagt, diese Gelder werden ausschließlich nicht aus dem Kulturbudget kommen. Dann frage ich Sie aber schon: Warum hat Ihnen der Herr StR Rieder zweimal ausrichten lassen, einmal via "NEWS", wie Sie das erste Mal mit den Ideen zum Theater an der Wien gekommen sind, wo ich Ihnen schon gesagt habe, lieber Kollege Mailath-Pokorny, das wird sich finanziell nicht ausgehen. Dann hat es hier einen Umdenk-, Umstimmungsprozess oder was auch immer gegeben. Aber das Erste, was der StR Rieder gleich wieder gesagt hat zur Neuentscheidung mit den 30 bis 35 Millionen EUR, war, wenn man es auf wienerisch sagen kann, warm anziehen im Kulturbudget und schon jetzt daran denken: Sparen, sparen, sparen. Das kommt ja nicht von irgendwo her. Na, woher glauben Sie denn? Budgetumschichtung. Woher wird denn dann das zusätzliche Betriebsbudget für die Finanzierung von Musicals kommen? Nun, einmal dürfen wir raten. Das wird Ihnen sicher auf Dauer nicht der Herr Finanzstadtrat geben, weil dann wäre er ein schlechter Finanzstadtrat, wenn er das täte. Er wird höflich zu Ihnen sagen: Super, du hast eh so ein großes Budget, tu halt ein bisschen umschichten. Und was wird passieren? Sie werden es den Mittleren und den Kleinen wegnehmen und den Großen geben. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das sind Ihre Sorgen!) Das sind nicht unsere Sorgen. Herr Stadtrat, das sind nicht unsere Sorgen. Das sind die Sorgen der Kulturschaffenden. Es gibt ja einen Grund, warum es diese Debatte gibt. Das ist ja nicht so, dass die Opposition das erfunden hat, dass alle Journalisten bestochen sind oder Ihnen gegenüber so kritisch sind, sondern jeder denkende Mensch in dieser Stadt, wirtschaftpolitisch und kulturpolitisch, fragt sich: Was soll das? Was ist in diese SPÖ-Verwaltung gefahren, so eine Entscheidung zu treffen und noch dazu auf keinerlei sachlichen Grundlagen basierend? Wenn Sie hierher gekommen wären und gesagt hätten, also der Markt entwickelt sich, in Amerika explodiert der Markt, in Deutschland. Sie sind ja selber hier heraußen gestanden und haben gesagt: Na eigentlich geht es allen schlecht am Musicalmarkt. Und man hat nur schlechte Erfahrungen mit privaten Betreibern gemacht. Warum hat man nur schlechte Erfahrungen mit privaten Betreibern gemacht? Warum drängen sie denn nicht und warum stellen sich denn die privaten Betreiber nicht an? Weil schlicht und einfach damit kein Geld zu machen ist. Herr Stadtrat, wir rühmen uns damit, dass wir hier in Europa, am Kontinent, wie es so schön heißt, der größte Musicalproduzent sind. Wir haben eine Marktlücke entdeckt. Super. Wir haben die Marktlücke entdeckt, dass wir dem Lloyd Webber und den anderen, die in London und in New York geistiges Eigentum produzieren, es teuer in Wien abkaufen. Soweit ich die Bilanzen der Vereinigten Bühnen noch in Erinnerung habe, ist es doch so, dass wir für "Chicago" zum Beispiel Lizenzgebühren zahlen, weil, was ich mich erinnere, ist "Chicago" ja nicht von Österreich erfunden worden. (GR Ernst Woller: Das war der Marboe!) Es ändert nichts an den Tatsachen. Sie werden ja nicht ernsthaft behaupten, dass in der Zeit, seit der Marboe nicht mehr Stadtrat ist, die Lizenzeinnahmen der Vereinigten Bühnen durch Eigenproduktionen dramatisch gestiegen sind? Das ist ja überhaupt nicht der Fall. Sondern was wir machen: Wir finanzieren im Ausland die Produktion von geistigem Eigentum. Und unsere Künstler haben Ihnen eh eine Antwort darauf gegeben, wie Sie ihnen gesagt haben, sie haben jetzt die Chance, bei uns Musicals zu produzieren. 

Also ich wollte auf den Punkt kommen: Warum gibt es keine privaten Investoren? Na weil sich dieses Investment nicht rechnet. Und deswegen passiert das ja nur in Wien, wie Sie sagen, in den schönen Häusern und nicht so abgenudelt wie in London und New York, in diesen Kleinstädten, die das ja alles nicht kennen. Und wir in Wien sind also die, die das halt ordentlich machen. 

Ja, wir zahlen einen extrem hohen Preis dafür. Und da sage ich kulturpolitisch, diesen Preis ist es mir nicht wert, dieses Geld könnte man sinnvoller in andere Dinge investieren. Wir könnten, Herr Stadtrat, mit einem Bruchteil dieses Geldes die Musikschulen der Stadt Wien aufrüsten, einen Mangel, den Ihre Fraktion ja konsequent negiert, wo aber die Eltern in dieser Stadt genau wissen, dass es das gibt. Warum machen wir denn nicht ein massives Investment in die Musikschulen der Stadt Wien? Sie können doch nicht ernsthaft als Kulturpolitiker behaupten, dass die Subventionierung von fremden Musicals besser ist für die langfristige Sicherung der Zukunft des Musikstandortes Wien als die Investition in die eigene Zukunft, in die eigenen jungen Kinder, die in die Musikschulen der Stadt Wien gehen. Erster konkreter Vorschlag. 

Zweiter konkreter Vorschlag. Auch mit einem Bruchteil des Geldes. Ich weiß es aus Dänemark, ich weiß es aus Holland. Niemand hindert die Stadt Wien daran, die beste Filmschule im Sinne einer Fachhochschule in Wien zu machen für Film und Medien. Da gibt es eine irre Nachfrage. Und der Film, seien Sie mir nicht bös, ist vielleicht doch das stärkere und das tragfähigere internationale Medium, als es das Musical ist. 

Warum investieren wir also nicht, wenn der Herr Finanzstadtrat sagt, dieses Geld ist zur Verfügung, ich gebe es der Kultur. Na, dann muss ich doch Opportunitäten, Möglichkeiten prüfen und sagen: Was ist im Sinne der strategischen Positionierung dieser Stadt das Sinnvollste? Sie sagen Musical. Ich sage es Ihnen klar und deutlich: Ich sage nicht Musical, ich sage Musikschulen, ich sage Investitionen zum Beispiel ins Künstlerhaus und ich sage Investitionen in die Filmschulen und in die beste Filmausbildung von Europa. Das ist unsere Politik. Das andere ist Ihre Politik. (Beifall bei der ÖVP.) 

Einen Satz noch. Sie haben die sozialen Bedingungen angeführt, unter denen im Ausland in den Musicalhäusern produziert wird. Keine Frage: Die sozialen Bedingungen bei den Vereinigten Bühnen sind deutlich besser als bei den anderen Musicalproduktionsstätten, weil wir wissen, dass das temporäre Produktionen sind, zum Beispiel in London und New York, wo wir es uns angeschaut haben. 

Nur, das ist ja nicht der gerechte Vergleich. Der gerechte Vergleich ist: Warum schaffen wir in Wien in einem künstlerischen Bereich, der sehr nahe beim Kommerz liegt, sehr gut abgesicherte, sozial sehr abgesicherte und gut gepolsterte bis ganz hinauf gehende Arbeitsplätze und in einem anderen Bereich leben nach wie vor viele Künstler und Künstlerinnen, gerade im darstellenden Bereich, und du weißt das, wir wissen das beide, zwischen den Produktionen von der Notstandshilfe, wenn sie sie überhaupt einmal im Jahr kriegen. Wie können Sie jemals einem Künstler in die Augen schauen und ihm dieses Investment erklären, indem Sie sagen, na super, bei den Vereinigten Bühnen haben wir eh tolle Arbeitsplätze, vielleicht haben wir in Zukunft sogar weitere 200 gesicherte Arbeitsplätze, und die Situation der Künstler und Künstlerinnen, und zwar von 70 bis 80 Prozent in dieser Stadt, ist eine sozial nach wie vor beschämende. Das wissen wir alle miteinander. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sagen Sie einmal ehrlich, warum das so ist!) Über das Thema können wir gerne reden. Herr Stadtrat, Preisfrage: Wer hat überhaupt das erste Mal in Österreich so etwas wie eine Künstlersozialversicherung eingeführt? War das ein Sozialdemokrat? Waren Sie das als verantwortlicher Sektionsleiter im Ministerium? Nein! Es war die schwarz-blaue Bundesregierung, die die Ersten überhaupt waren, die die Künstlersozialversicherung eingeführt haben. (Beifall bei der ÖVP.) Jetzt können Sie noch immer sagen: Nein, so nicht, und das könnte man anders machen. Wir waren es! Und Sie haben vorher 40 Jahre Zeit gehabt und haben es nicht gemacht. Damit müssen Sie sich abfinden. Ich will jetzt keine Künstler namentlich nennen, aber mir sind wenige bekannt, die gesagt haben: Wenn die Künstlersozialversicherung kommt, werden sie sofort ins Ausland emigrieren. Also da ist relativ wenig passiert auf diesem Gebiet. Nehmen Sie zur Kenntnis: Für die Mehrheit der Künstler ist das ein deutlicher Fortschritt gewesen, weil es ein langfristiges Investment für ihre Zukunftssicherung ist. Und wir kommen von der schamhaften Situation jetzt weg, dass wir dann unter dem Titel "Künstlerpensionen" Sozialpensionen den Künstlern auszahlen müssen, weil sie selber am Ende ihres künstlerischen Schaffens nicht in der Lage sind, ein menschenwürdiges Leben zu führen. 

Da finde ich es gescheiter, und da mag es durchaus den einen oder anderen Widerstand geben, da stehe ich dazu, was auch der Bundesregierung passiert ist, nämlich ein faires System, wo die Künstler, aber wo auch die Kulturindustrie ihren Beitrag leistet, und langfristig wird dieses System das bessere sein. Ich sage, es ist ein erster Schritt, aber wir haben diesen ersten Schritt gemacht, und es werden weitere folgen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zu Coop Himmelb(l)au, weil mir das wirklich ein Anliegen ist. Sie reden das hier schön und sagen, ja, das war ein tolles, beeindruckendes Modell. Das werden wir sicher einmal bei irgendeiner der Ausstellungen der Stadt Wien der nicht verwirklichten tollen architektonischen Leistungen zeigen. Es hat ja, glaube ich, einmal so eine Ausstellung gegeben der nicht realisierten Bauvorhaben in Wien. Das war beeindruckend. Und mit dem Coop Himmelb(l)au-Modell können wir dort ein weiteres Modell einbringen. Das unterscheidet Sie halt auch von einer Kulturpolitik, wie wir sie uns vorstellen. Von der Chance, die wir damals gehabt haben, können Sie nicht sagen, das war der Marboe oder der Görg, sondern das waren damals Pasterk und Zilk. Damals wäre das eine riesige Chance gewesen, hier ein Landmark und ein architektonisches Symbol für diese Stadt zu schaffen und multifunktional in einen Bereich zu investieren, der mehr Möglichkeiten bietet als das, was Sie hier tun.

Warum Sie und der GR Woller ständig den Staatsoperndirektor Holender persönlich diffamieren, das ist, ehrlich gesagt, ein neuer Stil, den ich hier in diesem Haus nicht für sehr positiv empfinde. Wir sind uns alle einig, dass die Art und Weise, wie wir Politiker mit Künstlern umgehen sollen und wie sie mit uns umgehen, etwas unterschiedlich ist, dass wir eine andere Verantwortung haben. Aber dieses Eindreschen auf den Staatsoperndirektor, das möchte ich auch in aller Schärfe zurückweisen. Und wir werden ihn darüber informieren. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der FPÖ.) 

Und dann, Sie haben heute die Frage nicht beantwortet. Ich verspreche Ihnen, wir werden es mit einer schriftlichen Anfrage machen. Wir werden es noch weiter fordern. 

Sie haben gesagt, dieser Verlustabdeckungsvertrag sei weiter aufrecht mit den in der Zwischenzeit passierten Adaptierungen. Mir sind solche nicht bekannt. Unseren Mitgliedern im Finanzausschuss sind sie auch nicht bekannt. Ich möchte jetzt einmal wirklich technisch genau wissen, wie dieser Verlustabdeckungsvertrag stattfindet. Das ist diese intransparente Struktur, die es in der Stadt gibt. Das werden nicht alle im Detail wissen. Es ist so. Egal, wie viel Defizit die Vereinigten Bühnen in dieser Stadt produzieren, und das könnte ja auch einmal mehr sein. Sie können Recht haben, vielleicht ist Musical der große Zukunftsmarkt, es wird boomen, es wird alles ausgelastet sein. Dann habe ich eine Fehleinschätzung gemacht. Wenn Sie aber eine Fehleinschätzung gemacht haben, dann, was wird passieren? Na, Sie werden es natürlich nicht zusperren können, weil Sie diese Niederlage in der Öffentlichkeit nicht verkraften können, sondern Sie werden die Subventionen erhöhen. Die werden einfach ein höheres Defizit produzieren. Wenn Sie sich die Ära Pasterk als Vorbild bei den Musicals genommen haben, dann werden Sie sehr schnell wieder bei den Beträgen sein, die wir damals diskutiert haben bei den jährlichen Nachtragssubventionen und so weiter. Wir haben das ja alles erlebt. 

Als ein Beispiel dafür, was man mit diesem Geld sinnvoller machen könnte, möchte ich hier einen Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meinem Kollegen Dr Matthias Tschirf einbringen, der das Künstlerhaus betrifft, wo, glaube ich, die Stadt eine große Verantwortung hat, und es kann nicht so sein, dass eine so traditionsreiche Einrichtung wie das Künstlerhaus nur deshalb nicht unterstützt wird, weil Sie immer sozusagen wie im Mikadospiel vorgehen: Solange sich der Bund nicht bewegt, bewegen wir uns nicht. Das kann es nicht sein. Das Künstlerhaus ist eine wertvolle Einrichtung, die unterstützt werden sollte. 

Herr Stadtrat, wir sind hier im Wiener Gemeinderat, und da frage ich Sie: Was ist Ihr Beitrag fürs Künstlerhaus?

Ich mache Ihnen einen konkreten Vorschlag, was Sie tun können, und stelle daher diesen Antrag: 

"Der zuständige Stadtrat für Kultur und Wissenschaft wird aufgefordert, umgehend ausreichende Budgetmittel zur Sanierung und zum Betrieb des Wiener Künstlerhauses zur Verfügung zu stellen." 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Zum Abschluss, damit wir wissen, was alles auf uns zukommen wird, erlaube ich mir noch etwas auszuführen. Da habe ich eine Produktion gefunden mit einem Text, eine der ganz großen Produktionen der Eigenproduktion, das war, glaube ich, die erste Eigenproduktion der Stadt Wien, das war die berühmte "Freudiana". 

Und ich lese Ihnen jetzt hier zum Abschluss noch einen Ohrwurm vor, damit wir sehen, Lloyd Webber wird erzittern und London und New York wird erzittern. Sie werden sich alle noch erinnern an "Memory", live gesungen von der Barbra Streisand. Es ist doch noch ein bisschen mehr in Erinnerung geblieben als dieses Werk zum Schluss. Aber ich möchte es Ihnen als Einstimmung für die Zukunft der Musicalstadt Wien geben. Es war der Beatles-Song: Ich bin dein Spiegel, ich bin dein Spiegel, in meinen Augen siehst du dich, ich bin dein Spiegel, ich bin dein Spiegel, zeig mir dein ungeliebtes Ich. Schau mich nur an, der Clown bist du. Der Clown sieht dir beim Tanzen zu. Wenn ich in den Tränen bin, wer weint? Merk dir: Der, der nicht zu weinen scheint. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GR Renate Winklbauer: Zu Wort gemeldet ist die Frau GRin Ringler. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Ich danke dem Herrn GR Salcher für diese künstlerische Einlage am Ende und muss schon darauf hinweisen: Wenn die ÖVP von sozialer Verantwortung und Absicherung der Künstlerinnen und Künstler spricht, dann hoffe ich, dass Sie derartige feurige Reden auch gegenüber Ihrem Kunststaatssekretär halten, denn der ist es, der eine schlechte Künstlersozialversicherung in dem Zustand belässt, in dem sie sich befindet, mit der ein großer Teil der Kunstschaffenden sehr unzufrieden ist und die nichts von den sozialen Problemen löst, die die Kulturschaffenden in diesem Land tatsächlich haben. Also in diesem Fall muss ich Sie doch darum bitten, genauer hinzuschauen, genauer hinzuhören und jene Künstler, die Sie zu Recht zitieren, wenn es um die Kritik des Theaters an der Wien geht oder auch um das Ronacher, zu fragen, wie es ihnen mit der Künstlersozialversicherung geht. Das ist das eine. 

Das andere ist tatsächlich die Diskussion darüber, ob die Stadt Wien es sich leisten kann und soll, Musical in dem Umfang zu subventionieren, wie wir das derzeit tun und wie wir es in Zukunft noch mehr tun werden.

Ich verhehle nicht, dass auch ich sehr enttäuscht war über die Beantwortung des Kulturstadtrats, was die konkreten Zahlen und Fakten betrifft. Faktum ist: Wir haben offenbar keine. Es gibt eine Studie dieses Herrn Koßdorff, der die Zahlen für den Umbau der Bühnentechnik im Ronacher berechnet hat. Aber das, sehr geehrte Damen und Herren, ist nicht eine Wirtschaftlichkeitsstudie, es ist auch keine Machbarkeitsstudie und es ist auch nicht das, was man auf jeden Fall bräuchte, wenn man ein derartiges Großprojekt angeht. Es gibt tatsächlich immer wieder Fälle, wo die Kultur lernen kann von dem, was in der Wirtschaft passiert, nicht allzu oft, und ich würde das auch nicht als Mittel der Wahl grundsätzlich anwenden wollen, aber bei Großprojekten dieser Sorte ist es wohl eine Selbstverständlichkeit, dass man derartige Zahlenmaterialien vorlegen können sollte. Und dass die Intendanten, deren es ja mehrere gibt, das offenbar noch immer nicht können, und das, obwohl sie schon viele Monate im Amt sind, lässt mich leider nicht allzu optimistisch in die Zukunft schauen. Denn klar ist doch wohl, dass es das Allererste ist, was man in so einem Fall tut, sich nämlich hinzusetzen und zu sagen: Was mache ich mit dem Geld und wie rentiert sich das? 

Und darüber hinaus, und das ist ein Punkt, den ich für besonders wichtig halte, wissen wir nichts darüber, wie sich das Publikum in Zukunft in diesen zwei neuen Musicalbühnen zusammensetzen wird. Das ist schon angesprochen worden. Das Musical ist nicht im Aufwind. Es ist keine Kunstsparte, die derzeit eine besonders große Zustimmung erfährt. Und es ist wohl auch kein Zufall, dass Kathrin Zechner als Teil ihres Programmkonzepts davon spricht, gerne eine Dinnersoap machen zu wollen. Denn sie spricht damit einen wunden Punkt an, den wir in der darstellenden Kunst in allen Bereichen kennen, dass nämlich die Aufmerksamkeitsmuster und die ästhetischen Anforderungen der Zuschauerinnen und Zuschauer immer stärker auch durch die elektronischen Medien in ihrer Vielfalt abgelöst werden und damit die traditionellen Kunstformen nun einmal abgelöst werden, ob wir wollen oder nicht. 

Ob "Barbarella", das supersexy Spacemusical, wenn ich den Untertitel richtig im Kopf habe, diesem Trend etwas entgegensetzen kann, werden wir alle merken. Ich persönlich bezweifle, dass das Musical tatsächlich jene Kunstform ist, die sich in den nächsten Jahren explosionsartig weiterentwickeln wird. 

Und daher ist es tatsächlich unsere Aufgabe nachzufragen, ob die Investitionen ins Ronacher und – Andreas Salcher hat das sehr schön ausgeführt – das Einbetonieren von 40 Millionen EUR tatsächlich gerechtfertigt sind. 

Und es verwundert mich auch, dass die Stadtregierung offenbar nicht eine Sekunde darüber nachgedacht hat, jenen Platz auf der Donauplatte zu nutzen, der vor vielen, vielen Jahren für kulturelle Nutzungen bereitgestellt worden ist. Nämlich das, was heute als Parkplatz verwendet wird auf der Donauplatte, war ursprünglich geplant als Ort für kulturelle Nutzung. Da gab es schon Hunderte Konzepte, von Sience Centers über sonstige Museen, ein "Haus der Weltmusik" und ähnliches mehr, aber es spräche tatsächlich nichts dagegen, diesen Ort mit einem Neubau aufzuwerten. Wenn man das überhaupt will. 

Wir meinen, dass auch ein Neubau keine sinnvolle Investition wäre, aber sie ist allenfalls sinnvoller und auf jeden Fall billiger als der Umbau des Ronacher. Und wie Sie bereits aus der Diskussion am Vormittag wissen, lehnen wir den dezidiert ab. 

Mir bleibt an dieser Stelle nur, auf zwei Punkte hinzuweisen. 

Erstens: Ich erwarte mir, dass wir alle Studien, die es zum derzeitigen Zeitpunkt zum Umbau, aber auch zur Rentabilität, zur Machbarkeit gibt, baldigst als Mitglieder des Ausschusses vorgelegt bekommen. Erstens.

Und zweitens, dass es bald zu der lang angekündigten Einladung der Intendanten in den Kulturausschuss kommt, denn mir scheint, dass es dringend notwendig ist, dass wir unsere Bedenken auch in persönlichen Gesprächen, aber natürlich auch im Ausschuss den Damen und Herren zur Kenntnis bringen und mit ihnen diskutieren.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich würde mir sehr wünschen, dass die sozialdemokratische Stadtregierung diese falschen kulturpolitischen Entscheidungen der letzten Monate noch einmal gut überdenkt und ich würde mir sehr wünschen, dass Sie das Geld, das wir in der Kultur tatsächlich gut brauchen können, dort anlegen, wo es notwendig ist, nämlich in der Zukunft und in der Zukunftsgestaltung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Wir haben uns schon am Vormittag mit diesem Thema beschäftigt. Auch da habe ich schon erwähnt, dass keine Reform der Vereinigten Bühnen Wiens stattgefunden hat. Es gibt zwar die Neudefinition für das Theater an der Wien, die wir mittragen, aber sonst hat sich nichts geändert und ich meine, das ist keine in die Zukunft blickende Kulturpolitik. 

Warum hat man nie darüber diskutiert, private Partner hereinzuholen? Wir haben nie eine Privatisierung der Musicalszene gefordert, sondern wir haben immer gesagt: Überlegen wir doch, ob es nicht eine andere Variante gibt, diese zwei Musicalhäuser weiterzuführen. 

Weiters haben wir immer wieder mehr Kontrolle, mehr Transparenz gefordert. Alle unsere Anträge wurden abgelehnt. Ein so großer Bereich wie die Wiener Holding, wie die Vereinigten Bühnen Wiens völlig ohne Transparenz, ohne Kontrolle zu lassen, ist fahrlässig, ist ein schwerer Fehler.

Der Umbau des Ronacher. Es wurde in der Studie, die Sie jetzt erwähnt haben, Herr Stadtrat, gesagt, dass es notwendig wäre, technisch umzurüsten. Das mag sein, wenn man wirklich weiß, dass man ein zweites Musicalhaus braucht. Wir wissen das noch nicht. Aber was ist, wenn wir großartig technisch umrüsten und es nicht so viele große, neue Musicalproduktionen gibt, Herr Stadtrat? Auch darüber hat man nie nachgedacht. Wir wissen überhaupt nicht, was Kathrin Zechner vorhat. Es gibt eine Programmatik für ein Unterhaltungstheater, aber es gibt kein Programm für ein zweites großes Musicalhaus. Also wozu soll ich jetzt so große Beträge in ein zweites Musicalhaus stecken, wenn wir das vielleicht überhaupt nicht brauchen? Von großen Produktionen wie "Elisabeth" oder "Mozart", wie sie in der Ära Klausnitzer gemacht wurden, die danach auch ins Ausland gegangen sind, wissen wir nichts. Also wir fragen Sie, Herr Stadtrat, wozu diese großen Investitionen, wenn wir überhaupt nicht wissen, wie sich die Musicalszene in Zukunft entwickeln wird?

Sie haben in Ihrer Antwort auch darüber gesprochen, dass es eine Studie gebe, dass Musicals sehr wohl in Zukunft eine große Zukunft haben und haben Mörbisch erwähnt. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich habe den Wert des eingesetzten Euro gemeint!) Ja, nein... (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jeder eingesetzte Euro kommt zweifach zurück!)) Nein, aber... (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jeder eingesetzte Euro kommt zweifach zurück!) Ja, aber wollen Sie jetzt vielleicht Kathrin Zechner mit Serafin vergleichen? (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein!) Es ist einfach nicht vergleichbar. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Eben!) Sie hat eine Programmatik. Also ich kenne... (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es war aber eine andere Frage!) Ja, Sie tun aber so, als würde ein Serafin jetzt (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein, das habe ich nicht getan!) das Haus führen. Sie tun es aber so, sonst würden Sie sich niemals in so große Investitionen hineinstürzen. (Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wann habe ich das gesagt?) 

Und auch Klausnitzer, der ein beinharter Geschäftsmann war - und wir haben es ja immer wieder kritisiert, dass er sich da einen Vertrag ausgehandelt hat, wo er Millionengelder gescheffelt hat, das war nicht in Ordnung -, hat immerhin einige Sachen geschafft. Er hat es wirklich geschafft, dass Musicals exportiert wurden und er hat es geschafft, dass eigene Themen aus unserer Geschichte verwendet wurden. Auch da ist weit und breit nichts zu sehen.

Übrigens zu Coop Himmelb(l)au möchte ich nur sagen: Damals, als das geplant wurde, haben wir hier eine ganz andere Stellung bezogen, denn es sollte eine so genannte multikulturelle oder multifunktionale Theatermaschine werden. Und da unterscheiden wir uns auch völlig von der ÖVP, denn die hätte dieses Haus architektonisch garantiert zerstört. Es wäre ganz einfach eines der Theater aus der Monarchie architektonisch zerstört worden. Ich bin froh, dass Sie zumindest diese Idee nicht aufgreifen.

Herr Stadtrat, also wir sind der Meinung, ohne ein betriebswirtschaftliches Konzept für das Ronacher, ohne eine Programmatik, die über Jahre hinaus vorgibt, wozu man das Ronacher verwenden will, ist es unverantwortlich, jetzt so hohe Geldbeträge für einen Umbau zu investieren. Und wir sind der Meinung, dass es zu diesem Zeitpunkt wirklich besser wäre, das Geld anders einzusetzen.

Sie haben heute gesagt, dass das Geld nicht aus dem Kulturbudget kommt. Aber das ist ja auch kein Trost, denn es ist ganz einfach Steuergeld! Wir haben lange über die Musikschulen diskutiert und da hat es immer geheißen: Wir sind dafür nicht zuständig. Wir haben einen Antrag gestellt, ob man nicht eine Sonderdotierung für die Musikschulen machen könnte. Wir haben damals diesen Antrag an den Herrn Bürgermeister gestellt. Dafür kam kein einziger Groschen! Aber jetzt werden hier für den Umbau des Ronacher plötzlich Gelder zur Verfügung gestellt! Wir finden das nicht in Ordnung. Es tut uns wirklich Leid, dass unser Antrag heute nicht angenommen wurde, weil es wirklich bitter notwendig wäre, hier in die Musikschulen zu investieren. 

Ich bin der Meinung, Herr Stadtrat, dass Sie sich das wirklich noch einmal gut überlegen sollten. Der Umbau des Ronacher zum derzeitigen Standpunkt ist eine Fehlentscheidung und ich hoffe, dass Sie davon abrücken! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist der Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!
Wir erleben hier heute tatsächlich eine eigenartige Debatte, so wie sie von der Opposition geführt wird. Wir haben eine sozialdemokratisch geführte Stadtregierung, die handelt, die Entscheidungen trifft, die vielleicht vor ein, zwei Jahren, wenn man sie in den Raum gestellt hätte, nur Kopf Schütteln und Verwunderung ausgelöst hätte (GRin Mag Marie Ringler: Jetzt auch!), weil man einfach nicht annehmen konnte, dass eine Stadtregierung bei einem zugegebenermaßen sehr hohen Kulturbudget, das in den letzten Jahren, anders als in allen anderen Städten Europas, gestiegen ist, sich hinstellt und sagt, ja wir investieren in jenen Bereich, wo wir unsere Kernkompetenz haben, in den Bereich der Kultur, in den Bereich der Musik und des Musiktheaters. Und diese Stadtregierung trifft eine Entscheidung, dass zusätzlich zu einem sehr hohen Budget 90 Millionen EUR für die Festigung und für den Ausbau dieser Kernkompetenz der Stadt Wien, die weit über die Kultur hinausgeht, Wirtschaftsfaktor ist, Tourismusfaktor ist, zur Verfügung gestellt werden. 

Diese Stadtregierung trifft diese Entscheidung und die Opposition ist völlig aus dem Häuschen und macht innerhalb von Monaten Schwenks, die einfach unverständlich sind! Es ist daher wirklich nicht verständlich, warum heute hier insbesondere die ÖVP gegen das ist, was sie noch vor wenigen Monaten gefordert hat, nämlich gegen den Umbau des Ronacher. 

Und es kommen hier sehr eigenartige Wortmeldungen zustande. Die Kollegin Unterreiner stellt sich da her jetzt und stellt in den Raum, was es doch für eine Unglaublichkeit wäre, dass der Stadtrat der Meinung ist, es soll in dieser Stadt zwei Musicalhäuser geben. Es gibt in dieser Stadt seit 20 Jahren zwei Musicalhäuser! Es wurde das Raimund Theater bespielt und es wurde das Theater an der Wien mit Ausnahme von vier Monaten - Festwochen und KlangBogen - bespielt.

Das heißt, es hat in den letzten Jahrzehnten schon zwei Musicalhäuser in dieser Stadt gegeben! In Wirklichkeit wird jetzt nichts verändert. Wir hatten zwei Musicalhäuser, die erfolgreich waren und die sehr viele Touristen gebracht haben. Wir haben es heute schon gehört: 55 Prozent aller Besucher der Vereinigten Bühnen Wien in den letzten Jahren sind nicht Wiener, sondern kommen aus den Bundesländern und aus dem Ausland. Mehr als ein Drittel kommt aus dem Ausland und lässt hier in dieser Stadt wahnsinnig viel Geld, weil sie dann mehrere Tage hier bleiben. 

Und jetzt wird hier in den Raum gestellt, als ob es sozusagen eine völlig neue Entwicklung wäre, dass wir zwei Musicalhäuser hätten! Mitnichten! Wir hatten zwei Musicalhäuser und wir werden auch nach dieser großen Theaterreform zwei Musicalhäuser haben!

Noch obskurer ist die Feststellung des Kollegen Salcher, der hier so tut, als ob Musical ein Genre wäre, das gerade vor ganz, ganz kurzer Zeit wie eine Sternschnuppe am Himmel aufgetaucht wäre und es einfach anzunehmen ist, dass es innerhalb kürzester Zeit schon wieder verschwinden wird. 

Auch diese Vorstellung ist natürlich völlig irrwitzig, weil es schon seit Jahrzehnten sehr erfolgreiche und auch weniger erfolgreiche Musicals gibt. Es hat gute und es hat schlechte Musicals gegeben. Gute Musicals gehen auch noch mit 100 Prozent Auslastung, wenn Sie 10 Jahre alt sind, wie beispielsweise jetzt „Elisabeth“ - und das war eine Wiener Eigenproduktion. Daher verstehe ich die Aufregung nicht, denn das, was die Wiener Stadtregierung und besonders der Kulturstadtrat machen, ist, dass der Wunsch, der seit Jahrzehnten in dieser Stadt existiert, nämlich dass das Theater an der Wien für Opernbespielung genutzt wird, jetzt tatsächlich umgesetzt wird und die Stadtregierung, insbesondere der Bürgermeister und der Finanzstadtrat, der Meinung sind: Ja, zur Festigung dieser Kernkompetenz der Stadt Wien wollen wir zusätzliches Geld einsetzen und wir sagen und wir bekennen uns trotz dieser Umwidmung des Theaters an der Wien dazu, dass es in Wien zwei qualifizierte Spielstätten für Musical geben soll, und zwar für Musical, das nicht Abspielstätte für abgespielte Tourneeproduktionen aus dem Ausland ist, sondern wo Wien eigenständiges Musical, Eigenproduktionen, neue Stoffe...(GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Welche? Welche?) Alle Produktionen, die die Vereinigten Bühnen Wien in den letzten Jahren herausgebracht haben, waren eigenständige Stücke, egal ob das jetzt „Mozart“, „Elisabeth“, „Freudiana“ oder „Tanz der Vampire“ war oder ob es jetzt „Barbarella“ ist. Da hat es bessere und schlechtere gegeben, da hat es erfolgreiche und weniger erfolgreiche gegeben, aber das ist überall so in der Kunst, in jedem Theater. Das ist in der Staatsoper genauso wie im Musical. 

Wozu wir uns bekennen, ist, dass wir sagen, eine vielfältige Kulturstadt Wien soll eben nicht nur tolles Theater bieten, soll nicht nur tolle Oper bieten, soll nicht nur Filmproduktion bieten, soll nicht nur Musik bieten, sondern wir wollen auch jenes Publikum hochqualitativ bedienen, das Musical liebt. Jetzt sage ich ganz persönlich: Ich selbst bin nicht so ein Musicalfan, aber ich anerkenne, dass es wahnsinnig viele Leute in dieser Stadt gibt, die das sehen wollen und die ja die 100 Prozent Auslastung von beispielsweise „Elisabeth“ zusammenbringen. Und wer sich die Vorstellungen anschaut, wird immer wieder sehen, mit welcher Begeisterung vor allem junge Menschen diese Musicals lieben. Ich brauche mir nur meine eigenen Kinder anzuschauen, die alle Texte, alle Lieder auswendig können, weil sie einfach auf diese Art von Musiktheater stehen.

Daher glauben wir, wenn wir sowieso wissen, dass sich genauso viele Menschen in dieser Stadt für Musical begeistern wie beispielsweise für Oper und Operette, dass es unsere Aufgabe als Stadtverwaltung ist, beide Bereiche hochqualitativ zu bedienen und das wollen wir jetzt. Das können wir aber nur, wenn es zwei technisch einwandfreie Häuser gibt.

Das Ronacher ist im derzeitigen Zustand aber für eine Vollbespielung nicht ausreichend und auch das, was das Ronacher in den letzten Jahren geliefert hat, ist nicht zufriedenstellend. Und weil die Kollegin Ringler am Vormittag gesagt hat, es ist eh alles toll, was dort läuft: Also es ist nicht alles toll, was dort gelaufen ist. Wer sich in den letzten Jahren im Ronacher nur einigermaßen Produktionen angeschaut hat, der wird mit freiem Auge erkennen, dass die Produktionen viel schlechter sind und schlechtere Schauspieler und schlechtere Inszenierungen nach Wien bringen, einfach mit weniger Geld produziert werden. (Zu GRin Mag Marie Ringler) Schau dir „Miami Nights“ an und dann schau dir „Elisabeth“ an. Beide Produktionen schau dir jetzt an. Bis Sonntag wird im Ronacher noch die Gastproduktion „Miami Nights“ gespielt. Sie ist einfach schlecht und sie wurde auch schlecht rezensiert. Und jetzt kann man zum Musical in Wien und zu „Elisabeth“ stehen wie man will, aber das ist ein gutes Musical, das seit Jahren bei 100 Prozent Auslastung erfolgreich läuft und das wollen wir erreichen. Das Ronacher muss in seiner technischen Struktur imstande sein, gutes Musical zu liefern und das wollen wir jetzt herstellen. Es wäre ja auch die Frage, was mit dem Ronacher passieren soll. Das ist ein traditionsreiches Haus. Soll man das jetzt verkaufen oder verfallen lassen oder abbrennen oder ich weiß nicht was? Mit diesem Haus muss man jetzt technisch einen zweiten Schritt setzen und diesen zweiten Schritt sind wir bereit zu gehen. 

Es hat in den letzten Jahren, in denen wir dem Archiv, dem Musikverein, dem Konzerthaus, dem Museumsquartier und anderen Theatern Investitionen gegeben haben, nie eine Diskussion darüber gegeben, ob ein Investment sinnvoll ist, nur jetzt beim Musical ist es plötzlich umstritten. Es ist ja auch nicht so, dass das Ronacher jetzt so umgebaut wird, dass man es nur mit Musical bespielen kann. Da wird es eine Technik wie im Theater an der Wien und im Raimund Theater geben, wo man natürlich alle Musiktheaterproduktionen zeigen kann. Aber wir sind der Meinung, dass wir es dem Musiktheater widmen sollten. 

Das Ausspielen und das Verunsichern ist natürlich die Lust der Opposition. Damit werden wir leben müssen. Es ist einfach unzulässig, jetzt gegenseitig verschiedene Genren und Kunstsparten auszuspielen. Wir sind dafür nicht zu haben. Wir bekennen uns auch zum Genre Musical und wir wollen dafür auch die entsprechenden baulichen, technischen und kulturpolitischen Voraussetzungen schaffen. 

Wenn die ÖVP hier einen Antrag stellt, das Künstlerhaus zusätzlich zu fördern, dann sage ich nur: Wir, unser Kulturstadtrat, hat das getan, der Bund hat das nicht getan. Die Totengräber des Künstlerhauses sind die Frau Bundesminister Gehrer und der Herr Kunststaatssekretär Morak und dorthin sollten die Anträge gestellt werden. Wir werden diesen Antrag ablehnen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort gemeldet ist der Herr StR Andi Mailath-Pokorny.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine Damen und Herren!

Nur in aller Kürze zu der Debatte, weil das ja offensichtlich auch absichtlich missverstanden wird, halten wir nur eines fest: Es gab von mehreren Fraktionen, nämlich von drei in diesem Haus, den wiederholt geäußerten Wunsch und auch Resolutionsanträge und so weiter, das Theater an der Wien entsprechend umzuwandeln. 

1. Wenn man darüber eine ernsthafte Diskussion führt und da jetzt nicht sozusagen polemisch weitergeht, wenn man das will - und darauf beziehen sich auch die Studien, die ich zitiert habe und die man auch vorlegen kann -, dann muss man wissen, dass das selbstverständlich für ein solches Haus eine zusätzliche Investition bedeutet und zwar an laufenden Betriebskosten. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Ja! Ja!) Das haben wir auch alles gewusst. (GR Dr Andreas Salcher: Na sicher! Sicher!) Und das, meine Damen und Herren, ist der Großteil jener Gelder, über die wir jetzt sprechen, nicht das Musical! (GR Dr Andreas Salcher: Das ist aber auch gemeint!)

2. Warum tun wir das? Weil wir meinen, dass mit der Bespielung des Theaters an der Wien und ich sage nicht nur mit Oper, sondern mit genau den Bereichen, die in Wien fehlen - das ist nicht einfach das vierte Opernhaus, sondern es ist ein zusätzlicher Spielort für Musikformen, die in Wien sonst nicht zur Aufführung kommen können -, es auch eine neue Generation sowohl von Musikern, von Kunstschaffenden, aber auch von einem Intendanten geben wird. Das ist der Sinn und Zweck dieses Hauses, das im Übrigen auch nicht umgebaut oder verschoben oder woanders gemacht werden kann, sondern wir waren uns doch alle einig, dass dieses Haus ein einmaliges Haus ist, weil es das ist, was es ist. Es ist nicht irgendwo anders hinzustellen, sondern das muss man nützen oder nicht nützen. Wir wollen es nützen. 

Das heißt, wenn wir diese Bespielung haben wollen, dann ist der nächste Punkt der, dass wir, das gebe ich zu, das ist unsere Entscheidung, sagen: Jawohl, wir wollen auch weiterhin zwei Bühnen haben, die brauchen wir, um – und ich reduzier’ das nicht aufs Musical - zusätzlich modernes Unterhaltungstheater zu haben. Darüber gibt es auch zahlreiche verschiedene Studien, die die Experten gemacht haben - was das bedeutet, was dafür notwendig ist und was das auch kostet - und die kennen Sie alle, die brauche ich Ihnen nicht vorzulegen. Rentabilitätsstudien hat es im Übrigen weder für den Musikverein noch für das Konzerthaus noch für das Museumsquartier noch sonst wo gegeben, sondern man nimmt an - und man kann das ja auch sozusagen nur hochrechnen -, wo letztendlich eine Investition in der Kultur notwendig und sinnvoll ist. All diese Investitionen, die wir bisher getätigt haben, waren auch sinnvoll. Ich sage das nur, weil sie da behauptet haben, ich hätte auf den Herrn Direktor Holender eingeschlagen, was immer das bedeuten soll. Ich habe das nicht getan und weiß auch nicht, worauf Sie das beziehen, nur... (GR Dr Andreas Salcher: „Sie“ nicht groß geschrieben!) 
Nein, Sie haben gesagt „wir“. Also ich weise das mit aller Entschiedenheit zurück und möchte das auch hier zu Protokoll geben, nur damit wir uns da auch klar verstehen.

Im Übrigen sage ich noch eines dazu: Es wird - weil es sozusagen im Raum stehen bleibt, wenn man es mehrere Male sagt - niemandem Geld weggenommen. Wir haben in den letzten Jahren für alle Kulturbereiche in dieser Stadt die Mittel im Grunde erhöht, auch wenn es schwierig war, weil die Bundesmittel gekürzt wurden und wir stehen - und dazu stehe ich auch, weil Sie immer sagen, wir als Sozialdemokraten, weil Sie so genau wissen, was sozialdemokratische Kulturpolitik ist - selbstverständlich für Vielfalt, für Qualität, auch für Erneuerung und auch für das Neue und das, meinen wir, mit der bisherigen Kulturpolitik und auch mit der zukünftigen sicherzustellen. Deshalb glauben wir, dass das eine gute Planung und Entscheidung ist. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Renate Winklbauer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Wir sind damit am Schluss der Debatte zur Dringlichen Anfrage. 


Es liegt ein Beschlussantrag der ÖVP-GRe Tschirf und Salcher betreffend die ausreichende Subventionierung des Wiener Künstlerhauses vor. Es ist die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Kultur und Wissenschaft verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt.

Wir sind damit am Ende der Tagesordnung angelangt. 

Die öffentliche Sitzung ist geschlossen. 

(Ende der Sitzung 17.21 Uhr.)
